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180. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 11. Juni 1997 

Beginn: 14.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die 
Sitzung ist eröffnet. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die heutige 
Tagesordnung um einen Antrag der Fraktionen von 
CDU/CSU und F.D.P. auf Drucksache 13/7901 zu er-
weitern. Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der 
Fall. Wir verfahren so. 

Ich möchte darauf hinweisen: Die Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
wird heute im Anschluß an die Fragestunde aufgeru-
fen. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich auf der Tribüne den Außenminister Polens, 
Dariusz Rosati, ganz herzlich begrüßen, der heute 
unserer europapolitischen Debatte folgen wird. 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Wir freuen uns, daß Sie daran teilnehmen. Das zeigt, 
daß Europa zusammenwächst. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 1 a bis 1 h sowie 
den Zusatzpunkt 1 auf: 

1. a) Abgabe einer Erklärung durch die Bundes-
regierung zum Europäischen Rat in Am-
sterdam am 16./17. Juni 1997 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Zur Tagung des Europäischen Rates in Am-
sterdam am 16./17. Juni 1997 

- Drucksache 13/7897 - 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach), Wilhelm 
Dietzel, Herbert Frankenhauser, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der CDU/ 
CSU sowie der Abgeordneten Birgit Hom-
burger, Günther Bredehorn, Dr. Rainer Ort-
leb und der Fraktion der F.D.P. 

Keine neuen bürokratischen Verfahren auf 
EU-Ebene 

- Drucksache 13/7060 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Michaele Hustedt, Christian Sterzing, Gila 
Altmann (Aurich), weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 

Ökologisierung der Europäischen Verträge 

- Drucksache 13/7822 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Manfred Such, Christian Sterzing, Volker 
Beck (Köln) und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Maastricht II: Wege zu einer politischen 
Union mit bürgerrechtlichem Fundament 
und demokratischen Strukturen in der Ju-
stiz- und Innenpolitik 

- Drucksache 13/7824 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christian Sterzing und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Demokratische Reformen auf dem Weg zu 
einer politischen Union - die zentrale Auf-
gabe der Regierungskonferenz 

- Drucksache 13/7823 - 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union (federführend)' 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christian Sterzing, Angelika Beer, Winfried 
Nachtwei, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Die Europäische Union muß zum Motor für 
eine zivile Außenpolitik werden 

- Drucksache 13/7825 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Verteidigungsausschuß 

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Andrea Gysi, Manfred Müller (Berlin), 
Hanns-Peter Hartmann, weiterer Abgeord-
neter und der Gruppe der PDS 

Durchführung einer Volksabstimmung 
über die Teilnahme der Bundesrepublik 
Deutschland an der vom Maastrichter Ver-
trag beschlossenen Europäischen Wäh-
rungsunion und die Ratifizierung der Er-
gebnisse der Regierungskonferenz zur 
Überprüfung und Revision des Vertrags 
über die Europäische Union 

- Drucksache 13/7307 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union (federführend) 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 

ZP 1 Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. 

Zum Abschluß der Konferenz zur Überprü-
fung des Vertrags von Maastricht 

- Drucksache 13/7901 - 

Zur Regierungserklärung liegen zwei Entschlie-
ßungsanträge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache im Anschluß an die Regierungser-
klärung zwei Stunden vorgesehen. Sind Sie damit ei-
verstanden? - Dann ist das so beschlossen. 

Das Wort  zur Abgabe einer Regierungserklärung 
hat der Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Klaus 
Kinkel. 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Europa steht in den nächsten zwölf Monaten vor ent-
scheidenden Weichenstellungen. Es geht um die Zu-
kunftsfähigkeit unseres Kontinents. Dabei kommt es 
ganz besonders auf Deutschland an. 

Was sind die wichtigsten Stationen, die vor uns lie-
gen? Amsterdam muß am kommenden Montag und 
Dienstag den neuen Unionsvertrag bringen. Der 
NATO-Gipfel am 8./9. Juli wird Kernelemente der 
neuen europäischen Sicherheitsordnung verabschie-
den. Anfang nächsten Jahres beginnen die Verhand-
lungen über die Ost- und Süderweiterung der Union. 
Im Mai 1998 fällt die Entscheidung über die Teilneh-
mer an der dritten Stufe der Währungsunion. Vor der 
Sommerpause 1997 wird die Kommission Vorschläge 
zur Neuordnung der Gemeinschaftsfinanzen nach 
1999 vorlegen. Das ist sozusagen das Programm, das 
vor uns liegt. 

Die Bundesregierung hat auf der Regierungskon-
ferenz konstruktiv, an den eigenen und an den Ge-
meinschaftsinteressen orientiert, verhandelt. Sie ist 
davon überzeugt, daß die weitere europäische Inte-
gration im ureigensten vitalen deutschen Interesse 
liegt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir gehen in die Schlußverhandlungen mit Zuver-
sicht. Wir möchten gern ein substantielles Ergebnis 
erreichen - das wird möglich sein -, ein Ergebnis, das 
Europa zur Erweiterung fähig macht. 

In der Europapolitik gibt es in diesem Bundestag - 
trotz einiger Meinungsverschiedenheiten in einzel-
nen Fragen - einen breiten Konsens. Die Bundesre-
gierung hat die Ausschüsse des Bundestages und die 
Länder über den Verhandlungsfortgang laufend un-
terrichtet. Dies hat sich auch bei der Erarbeitung 
deutscher Positionen für die Regierungskonferenz 
bewährt. Ich möchte an dieser Stelle insbesondere 
dem Beauftragten für die Regierungskonferenz, 
Herrn Staatsminister Hoyer, für seine engagierte, 
sachkundige Arbeit und Unterstützung sehr herzlich 
danken. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Aber ich danke natürlich auch allen anderen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern meines Amtes und der 
beteiligten Ressorts sowie all denen, die in den Län-
dern engagiert mitgearbeitet haben, für den außer-
gewöhnlichen Einsatz während dieser Konferenz. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat der Regierungskonferenz gemeinsam mit ihren 
Partnern wichtige Impulse gegeben. Ich erinnere nur 
an die Briefe des Bundeskanzlers und des Staatsprä-
sidenten Chirac, den deutsch-französischen Außen-
ministervorschlag zur Flexibilität oder unsere ge-
meinsame Initiative mit fünf weiteren Partnern zur 
schrittweisen Integration der WEU in die EU. 

Deutschland kommt in dieser Phase als bevölke-
rungsreichstem und wirtschaftsstärkstem Land eine 
ganz besondere Verantwortung zu. Unsere Partner 
schauen auf uns, suchen die Zusammenarbeit mit 
uns und wollen, daß wir vorangehen. 

Der Europäische Rat in Amsterdam wird den Ab-
schluß der Regierungskonferenz bringen. Daneben 
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Bundesminister Dr. Klaus Kinkel 

muß die Vorbereitung für den Übergang in die dritte 
Stufe der Währungsunion weiter vorangetrieben 
werden. 

(Zuruf von der SPD: Mal was Konkretes!) 

Nun zur Regierungskonferenz: Die Präsidentschaft 
wird wohl morgen den Vertragsentwurf für die 
Schlußrunde in Amsterdam vorlegen. Nach unserem 
jetzigen Kenntnisstand ist ein guter, ambitionierter 
Text zu erwarten, der unsere Unterstützung verdient. 
Dafür Dank und Anerkennung an die niederländi-
sche Präsidentschaft, aber auch an die Präsident-
schaften, die dies vorbereitet haben, nämlich Italien 
und Irland. Sie haben sozusagen die Grundlage des 
Erfolges geschaffen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Bedingungen für einen erfolgreichen Abschluß 
der Konferenz in Amsterdam sind günstig. Großbri-
tannien zeigt mehr europäische Offenheit. Wir ste-
hen mit der neuen britischen Regierung in einem in-
tensiven Dialog über die Punkte, die ihr nach wie vor 
Schwierigkeiten machen. Die Gespräche mit Pre-
mierminister Blair am vergangenen Freitag und zu-
vor mit Außenminister Cook haben gezeigt: Es gibt 
nach wie vor Meinungsunterschiede, aber eben auch 
Lösungsmöglichkeiten. 

Entscheidend für die Schlußrunde wird - wie so oft 
- der deutsch-französische Schulterschluß sein. Die 
neue Regierung in Paris hält Europakurs. Sie hält am 
Stabilitätspakt fest. Sie will, genauso wie die Bundes-
regierung, den planmäßigen Sta rt  des Euro, und 
zwar termingerecht und unter Einhaltung der Stabili-
tätskriterien. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Noch vor Amsterdam werden wir uns am Freitag 
auf dem deutsch-französischen Gipfel in Poitiers in-
tensiv mit Frankreich abstimmen können. Selbstver-
ständlich nehmen wir Rücksicht darauf, daß die fran-
zösische Regierung erst wenige Tage im Amt ist und 
etwas Zeit braucht. Ich bin aber überzeugt davon, 
daß wir in Amsterdam an einem Strang ziehen 

(Zuruf von der SPD: In welche Richtung?) 

und auch das Momentum für den vertragsgemäßen 
Beginn des Euro erhalten werden. 

Der Vertragstext für die Schlußverhandlungen, 
meine Damen und Herren, wird fünf Kapitel umfas-
sen: 

Erstens: Grundrechte, Justiz- und Innenpolitik. 

Zweitens: Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik. 

Drittens: Der Bürger und die Union. 

Viertens: Reform der Institutionen. 

Fünftens: Flexibilität. 

Das alles klingt sehr, sehr technisch. Es sind aber 
alles Fragen, die das Leben der Bürgerinnen und 
Bürger sehr unmittelbar berühren. 

Ein greifbares Ergebnis ist nah, wir haben es aber 
noch nicht endgültig in der Hand. Keiner der Mit-
gliedstaaten, auch wir nicht, wird seine Maximalfor-
derungen durchsetzen können. Die Bundesregierung 
ist jedoch zuversichtlich, daß am Ende ein Ergebnis 
stehen wird, das die Integration fortführt, das politi-
sche Profil der Union schärft und vor allem die Tür 
für die Vollendung der europäischen Einigung öff-
net, der eigentlichen Jahrhundertaufgabe für die 
europäische Politik. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Bei der Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
vor 40 Jahren sagte Robert Schuman: „Ein geeintes 
Europa entsteht nicht auf einen Schlag; dazu bedarf 
es vieler kleiner Schritte. Das gilt bis heute, und es 
wird auch künftig gelten. " 

Wie ist der Stand der Verhandlungen am heutigen 
Tag? Ich beginne mit der Justiz- und Innenpolitik. 
Unser Ziel ist ehrgeizig. Der Wirtschaftsraum Binnen-
markt, der bald auch Währungsraum sein wird, muß 
auch ein einheitlicher Raum der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts werden. Die niederländische 
Präsidentschaft hat weitreichende, von uns unter-
stützte Vorschläge vorgelegt zur Vergemeinschaf-
tung von Asylrecht, Visa, Außengrenzen, Einwande-
rungs- und Flüchtlingspolitik sowie zur justitiellen 
Zusammenarbeit in Zivilsachen und Teilbereichen 
der Zollzusammenarbeit, zur wirksamen Verbesse-
rung der Polizeizusammenarbeit und der operativen 
Befugnisse von Europol und zur Integration von 
Schengen in den EU-Rahmen. Nochmals: Diese Vor-
schläge unterstützen wir. 

In der Frage der Kontrolle der Außengrenzen ha-
ben wir Verständnis für Großbritanniens und Irlands 
Wunsch nach Sonderregelungen; die besondere In-
sellage rechtfertigt das nach unserer Meinung. 

Ein Plus an Freizügigkeit muß von einem europäi-
schen Mehrwert an innerer Sicherheit begleitet wer-
den. Deshalb muß nach unserer Meinung Europol 
gestärkt werden - hin zu einer Polizeibehörde mit 
operativen Befugnissen. Das muß erreichbar sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Nicht zu Unrecht messen die Bürger das Ergebnis 
dieser Konferenz gerade an dieser Frage. Deshalb 
werden wir in Amsterdam darum ringen, daß dieses 
Paket bestehenbleibt, zu dem im übrigen auch ein 
besserer Grundrechtsschutz gegenüber den EU-Or-
ganen gehört, worauf der Deutsche Bundestag im-
mer besonderen Wert gelegt hat. 

Nun zur gemeinsamen Außen- und Sicherheitspo-
litik: Die Europäische Union muß nicht nur den Frie-
den im Innern wahren; sie muß künftig auch mehr 
Verantwortung für die Sicherheit außerhalb ihrer 
Grenzen übernehmen. Deshalb haben wir darauf 
hingearbeitet, die gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik zu einem kohärenten, wirksamen und 
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sichtbaren Instrument vor allem bei der Konfliktvor-
beugung und dem Krisenmanagement zu machen. 

Konsens herrscht auf der Regierungskonferenz 
über die Einrichtung einer Analyse- und Planungs-
einheit. 

Auch in puncto sichtbare Außenvertretung und 
größere Kontinuität durch einen GASP-Generalse-
kretär besteht weitgehende Übereinstimmung. 

Zwei Fragen sind noch offen, erstens: Wir wollen, 
daß die Außenpolitik aus der Zwangsjacke der Ein-
stimmigkeit herauskommt. Es darf nicht weiterhin so 
sein, vor allem wenn wir in Zukunft eine vergrößerte 
Union haben, daß ein einzelner Mitgliedstaat eine 
Entscheidung praktisch verhindern kann. Zumindest 
muß die Hürde für eine solche Blockademöglichkeit 
möglichst hoch angesetzt werden. Das wird bis zum 
Schluß ein nicht ganz einfacher Punkt sein. Aber die 
Einsicht wächst, auch bei den Partnern: Wer stur an 
der Einstimmigkeit festhält, nimmt die außenpoliti-
sche Ohnmacht der EU dadurch praktisch in Kauf. 
Das kann nicht richtig sein. 

(Zustimmung bei der F.D.P.) 

Zweitens. Deutschland und zehn weitere Staaten 
wollen einen deutlichen Schritt auch in Richtung ge-
meinsame Verteidigungspolitik machen. Der Weg 
dorthin führt über eine Leitlinienkompetenz des 
Europäischen Rates auch für die WEU und über die 
schrittweise Integration der WEU in die EU. Hier 
geht es um die Weichenstellung für eine künftige 
europäische Verteidigungsidentität. Deshalb brau-
chen wir in diesem Punkt in Amsterdam eine klare 
Aussage. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Zum Verhandlungskapitel „Der Bürger und die 
Union":  Dahinter stehen vor allem die Themen Be-
schäftigung, Umwelt und Subsidiarität. Die Bürger 
wollen zu Recht eine Union, die Probleme anpackt 
und löst. Das gilt erst recht für die Themen, die den 
Bürgerinnen und Bürgern in ihrem Alltag unter den 
Nägeln brennen. Dazu gehört in erster Linie natür-
lich die Arbeitslosigkeit. 18 Millionen Menschen in 
Europa sind ohne Beschäftigung. Die Beseitigung 
der Arbeitslosigkeit ist die größte Herausforderung 
an die Politik, wobei die Hauptverantwortung ein-
deutig bei den Mitgliedstaaten der Union liegt. Wir 
alle wollen mehr Arbeitsplätze schaffen; aber mit 
Vertragsartikeln allein ist es eben nicht getan. Wir 
wollen keine bürgerfernen, nicht mehr finanzierba-
ren und uns - uns ganz besonders - belastende Aus-
gabenprogramme. Eine bessere Koordinierung natio-
naler Maßnahmen auf europäischer Ebene wird uns 
weiterbringen. Unter diesen Vorzeichen wird die 
Bundesregierung auch einem Beschäftigungskapitel 
zustimmen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Endlich! - 
Weiterer Zuruf von der SPD: Immerhin!) 

Zum Thema Umwelt. Hier werden wir zwei we-
sentliche Ergebnisse erzielen: Der Umweltschutz 
wird Querschnittsaufgabe; künftig muß er bei dei 
Umsetzung aller Gemeinschaftspolitiken berücksich

-

tigt werden. Jedes Land wird beim Umweltschutz 
über die gemeinschaftlichen Standards hinausgehen 
können, wenn dies die Regeln des Binnenmarktes 
nicht verletzt. 

Stichwort Subsidiarität: Dies ist ein zentrales Ele-
ment im Bauplan der Union und - verständlicher-
weise - auch ein besonderes Anliegen der Länder, 
für das sich die Bundesregierung bei den Verhand-
lungen massiv eingesetzt hat und bis Montag und 
Dienstag nächster Woche weiter massiv einsetzen 
wird. 

(Zuruf der Abg. Heidemarie Wieczorek- 
Zeul [SPD]) 

Es geht dabei nicht um Renationalisierung, sondern 
um die Funktionsfähigkeit und die Bürgernähe der 
Europäischen Union. Je größer die Union werden 
wird, um so mehr wird es auf das Prinzip der Arbeits-
teilung ankommen. 

Heute morgen haben wir im Kabinett den jährli-
chen Subsidiaritätsbericht verabschiedet. Er zeigt, 
daß es Fortschritte gibt. Wir wollen im Vertrag aber 
klar festschreiben, daß Brüssel nur dann entscheidet, 
wenn dies erstens notwendig ist und wenn zweitens 
das Problem auf europäischer Ebene tatsächlich bes-
ser gelöst werden kann. 

Meine Damen und Herren, zur Reform der Institu-
tionen. Dies ist die Voraussetzung für die Osterweite-
rung der Union und neben der Einführung des Euro 
die große strategische Aufgabe der nächsten Jahre. 
Die heutigen Entscheidungsverfahren und -organe 
sind nicht für 15 und schon gar nicht für 20 und mehr 
Mitglieder ausgelegt. Wenn wir sie nicht anpassen, 
droht Stillstand. 

Die Beitrittskandidaten unternehmen große An-
strengungen, sich ihrerseits auf die EU-Mitglied-
schaft vorzubereiten. Sie erwarten andererseits zu 
Recht, daß die Union, deren Mitglied sie werden, 
auch in Zukunft gemeinsam handlungsfähig ist. 
Schlankere Organe und effizientere Entscheidungs-
verfahren sind deshalb kein Selbstzweck. 

Deutschland geht voran. Wir sind unter gewissen 
Voraussetzungen bereit, künftig auf einen unserer 
beiden Kommissare zu verzichten. Unsere Vor-
schläge zur Stärkung des Kommissionspräsidenten 
finden viel Unterstützung. Seine Bestätigung durch 
das Europäische Parlament wird ihm zusätzliche Le-
gitimation verschaffen. Er wird innerhalb der Kom-
mission eine Art Richtlinienkompetenz erhalten und 
bei der Auswahl der Kommissare im Benehmen ein 
Wort  mitzureden haben. 

Zu den Kernfragen Stimmengewichtung, Auswei-
tung der Mehrheitsentscheidungen und Größe der 
Kommission wird in Amsterdam eine endgültige Ent-
scheidung wohl erst ganz am Schluß in Form eines 
Gesamtpakets fallen. Für uns sind die folgenden 
Eckpunkte entscheidend: Künftige Begrenzung der 
Kommission auf 20 Kommissare und Gewährleistung, 
daß auch künftig bei Entscheidungen des Rats die 
demographischen Verhältnisse in der EU angemes-
sen berücksichtigt werden. Das heißt, daß auch wei-
terhin hinter einer Entscheidung mit qualifizierter 
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Mehrheit etwa 60 Prozent der Bevölkerung stehen 
müssen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ein Wort  zum Europäischen Parlament. Es hat 
durch den Vertrag von Maastricht einen Kompetenz-
zuwachs erhalten. Wir betonen, daß wir uns für Am-
sterdam deutlichere Fortschritte gewünscht hätten 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie der Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul 

[SPD]) 

Leider sind wir da bei unseren Partnern und Freun-
den auf sehr große Widerstände gestoßen. Immerhin: 
Der niederländische Vertragsentwurf geht in die 
richtige Richtung. Überall do rt , wo der Rat legislative 
Akte mit Mehrheit entscheidet, soll das Europäische 
Parlament mitentscheiden können. Damit wird in Eu-
ropa ein wichtiges Stück mehr Demokratie und Bür-
gernähe geschaffen, was wir von Anfang an gefor-
dert haben. 

Zum Thema Flexibilität. In einer erweiterten 
Union wird es immer schwieriger, die Interessen aller 
Mitgliedstaaten auf einen Nenner zu bringen, wenn 
es um weitere Schritte zur Vertiefung der Integra-
tion geht. Deshalb muß die Möglichkeit geschaffen 
werden, daß eine Gruppe von Staaten auf dem Weg 
der Integration vorangeht. Kein anderer Mitglied-
staat darf dies blockieren können. Nichtteilnehmer 
dürfen aber auch nicht auf Dauer ausgeschlossen 
werden oder sonstige Nachteile erleiden. Das ist der 
Kerngedanke der deutsch-französischen Initiative 
zur Flexibilität. 

Der niederländische Textvorschlag zu diesem 
Thema entspricht unserem Ansatz. Noch offen ist die 
Frage des Auslösemechanismus für eine solche flexi-
blere Zusammenarbeit. Unsere Haltung ist: Einstim-
migkeit würde bei diesem Auslösemechanismus im 
Zweifelsfall nicht über den Status quo hinausgehen. 
Der Einstieg in die flexible Zusammenarbeit muß 
deshalb nach unserer Meinung mit qualifizierter 
Mehrheit erfolgen, und dafür werden wir uns einset-
zen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ein Wort zur Debatte um den Euro: Sie ist notwen-
dig und wichtig. Ein solches Jahrhundertprojekt ist 
ohne breite Diskussion seiner Chancen und Risiken 
nicht durchführbar. Nur: Niemand sollte unter fal-
scher Flagge segeln und die Fragen und Sorgen der 
Bürger mißbrauchen. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.] - Zuruf von der CDU/CSU: 
Richtig!) 

Unsere europäischen Partner setzen im Kontext des 
Euro in ganz besonderer Weise auf uns. Wer jetzt 
glaubt, die Probleme in unserem Land seien dadurch 
in den Griff zu bekommen, daß wir von unseren Ver-
pflichtungen und vor allem unserer Verantwortung 
für Europa abrücken, bringt Deutschland in eine 
schwierige Lage und in die Isolation. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wer für Verschiebung eintritt, muß wissen: Er redet 
damit das Aus für dieses entscheidende Vorhaben 
herbei. Er muß auch wissen, daß er damit unserem 
eigenen Land Schaden zufügt, ich füge hinzu: sogar 
erheblichen Schaden. Ich bezweifle, ob die Kraft zu 
einem zweiten Anlauf aufgebracht werden könnte. 
Alle im Fall einer Verschiebung des Euro zu erwar-
tenden Folgen - ich nenne ganz bewußt mit an erster 
Stelle: enormer Ansehensverlust für Europa, Flucht 
in die D-Mark, vermutlich Abwertung bei unseren 
Partnern, Nachlassen der Stabilitätsanstrengungen - 
würden in erster Linie - wir sollten das nicht verges-
sen und auch nicht wegdrücken - Deutschland in 
Mitleidenschaft ziehen und unsere Exportwirtschaft 
schwer treffen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Zudem würde viel von dem zunichte gemacht, was 
allein durch das Ziel der gemeinsamen Währung 
schon erreicht wurde: eine neue Stabilitätskultur in 
Europa, ein historisch tiefes Zinsniveau und eine ein-
malig niedrige Inflationsrate. Wir sollten das wirklich 
nicht aufs Spiel setzen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

In Amsterdam werden auch eine Reihe von Einzel-
themen zur Diskussion stehen, die gerade für uns 
von ganz besonderer Bedeutung sind. Ich nenne vor 
allem die Sicherung des öffentlichen Rundfunks und 
des Systems der öffentlich-rechtlichen Kreditinsti-
tute. Ich nenne die Kirchen, den Spo rt , die Raumord-
nung und die kommunale Selbstverwaltung, The-
men, an denen verständlicherweise auch und gerade 
die Länder ganz besonders interessiert sind. 

Ich muß leider vor allzu hohen Erwartungen in die-
sen Bereichen etwas warnen. Wir werden nicht für 
alle diese eher deutschen Spezialanliegen die not-
wendige Unterstützung unserer Partner bekommen 
können. Aber wir haben heute morgen im Kabinett 
nochmals ausführlich über all diese Punkte gespro-
chen und sind - jedenfalls der Bundeskanzler und 
ich - bei den Gesprächen, die jetzt anstehen, fest ent-
schlossen, uns gerade im Hinblick auf die Länderin-
teressen zu bemühen, soviel wie möglich von diesen 
Themen durchzubekommen. 

Die Gründerväter der Europäischen Gemeinschaft 
hatten nach dem Krieg eine große Vision: unseren 
Kontinent, der sich jahrhundertelang in Bruderkrie-
gen zerrieben hat, dauerhaft zu befrieden. Die immer 
engere Integration hat Kriege in Westeuropa un-
denkbar gemacht und die Grundlage für einen nie 
gekannten Wohlstand gelegt. Diese wirklich histori-
sche politische Erneuerung Europas ist weltweit zum 
Erfolgsmodell für regionale Zusammenarbeit, für re-
gionale Zusammenschlüsse, für Sicherheit und wirt-
schaftlichen Aufschwung geworden. Darauf können 
wir stolz sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das Ende des Ost-West-Konflikts hat uns jetzt die 
Chance eröffnet, dieses Modell sozusagen auf ganz 
Europa auszudehnen. Diese Chance ist Verantwor- 
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tung und Verpflichtung, die Vision des größeren Eu-
ropa wahrzumachen, gerade für uns Deutsche, die 
wir aus der Geschichte heraus eine ganz besondere 
Verantwortung tragen. Wir haben diese Verantwor-
tung angenommen als Anwalt der Beitrittskandida-
ten in Mittel- und Osteuropa. Die vor uns stehende 
Erweiterung ist eine Aufgabe mit historischer Dimen-
sion. Sie kann nicht mit Kleinmut bewältigt werden. 
Die Welt erlebt gegenwärtig tiefgreifende Umbrüche, 
und wer vor diesem Hintergrund in Europa nur in 
den Kategorien des Tagesgeschäfts denkt, der wird 
den geschichtlichen Herausforderungen nicht ge-
recht werden. Wir brauchen jetzt den Mut und die 
Vision der Gründerväter Europas. Das ist und bleibt 
für die Bundesregierung in der jetztigen entschei-
denden Phase Leitlinie und Maxime ihrer Europa-
politik. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Dr.  Norbert  Wieczorek [SPD]: War's das 
schon? - Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Mit

-

reißend war das!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich eröffne jetzt die 
Aussprache. Als erste spricht die Abgeordnete Hei-
demarie Wieczorek-Zeul. 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei der Zukunft 
Europas geht es um eine Vision, aber aus der A rt  und 
Weise, wie Außenminister Kinkel es vorgetragen hat, 
und auch aus dem Inhalt wird jedenfalls nicht spür-
bar, daß die Bundesregierung diese Vision selber 
empfindet. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wer so mit Europa umgeht, darf sich nicht wundern, 
wenn er die Menschen nicht bewegt. 

Der Wind des Wechsels weht in Europa. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber an euch 
vorbei!) 

Die Wahlergebnisse in Großbritannien und Frank-
reich sind Ausdruck dafür, 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Freuen Sie 
sich nicht zu früh!) 

daß die Menschen nicht länger bereit sind, Massen-
arbeitslosigkeit und soziale Ungerechtigkeit hinzu-
nehmen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Jetzt wird der Blick frei für ein Europa jenseits neo-
liberaler Denkschablonen, die uns Massenarbeitslo-
sigkeit wie zu Brünings Zeiten beschert haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - Wider

-

spruch bei der F.D.P.) 

Der Bankrott der politischen Irrlehre des Neolibera-
lismus darf aber an seinem Ende nicht auch noch die 
europäische Perspektive beschädigen, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

die heute im wahrsten Sinne des Wortes der wichtig-
ste Ausweg für alle Mitgliedstaaten angesichts der 
Globalisierung ist. Denn die Politik der Regierungs-
koalition aus CDU/CSU und F.D.P., die dafür verant-
wortlich ist, daß in Deutschland der soziale Zusam-
menhalt, der soziale Friede und die öffentlichen 
Haushalte massiv gestört sind, ist auch verantwort-
lich für das noch vorherrschende Konzept in Europa: 
den Kampf zwischen den EU-Mitgliedstaaten um die 
Standarte mit den Mitteln niedriger Sozialbedingun-
gen, niedriger Unternehmensteuern und niedriger 
Umweltbedingungen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wo sind 
sie denn am niedrigsten?) 

Wir dürfen nicht zulassen, daß die Krise der Bun-
desregierung nach dem Scheitern ihrer Politik im ei-
genen Land nun auch noch die EU ruiniert. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Es zeigt sich deutlich: Eine Währungsunion verwirk-
lichen zu wollen, ohne aktive Beschäftigungspolitik 
mit ihr zu verbinden, eine Währungsunion verwirkli-
chen zu wollen und nicht die Perspektiven einer ko-
ordinierten Wirtschaftspolitik und einer politischen 
Union anzustreben kann nicht gutgehen. Die Bun-
desregierung und Theo Waigel wollten der Europäi-
schen Union eine monetaristische Zwangsjacke 
schneidern. Das lehnen die Menschen ab. Die Auf-
gabe, vor der wir stehen, ist es, das europäische 
Kleid so zuzuschneiden, daß es den Menschen 
paßt. Denn um sie geht es, und sie sollen zu Recht 
diese Europäische Union als ihre Perspektive empfin-
den. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das schlimmste Risiko für den Euro - er spielt ja 
bei der Frage der Globalisierung eine zentrale Rolle - 
ist mittlerweile Bundesfinanzminister Theo Waigel. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Mit seinem Goldfinger-Versuch zeigte er, daß er sel-
ber die Tricks der kreativen Buchführung versuchte, 
die er den anderen EU-Mitgliedstaaten vorwarf. Mit 
seiner Haushalts- und Finanzpolitik zerstört er das 
Vertrauen der Menschen in den Euro. 

Man hat im übrigen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen aus der CSU, den Eindruck, Sie hoffen auf nie-
manden mehr als auf die französischen Kommuni-
sten, um die Währungsunion zu verhindern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist ja hochinteressant. 
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Wir verlangen von Helmut Kohl eine eindeutige Er-
klärung: Stehen Sie zum Projekt der Europäischen 
Währungsunion, 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

oder wollen Sie, wie es heute in den Nachrichten 
steht, eine Verschiebung vorbereiten? Wenn Sie eine 
Verschiebung betreiben, treten Sie vor die Wähler 
und Wählerinnen, und räumen Sie Ihr Versagen ein! 
Für die SPD gilt: Wir wollen die vertragsgemäße Ver-
wirklichung der Währungsunion einschließlich des 
Zeitplanes. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Helmut Hauss

-

mann [F.D.P.]: Nur Schröder will es nicht!) 

Wenn Sie damit nicht klarkommen, stehen Sie vor 
den Wählern offen zu Ihrem eigenen Versagen! 

Es geht in Europa jetzt darum, mit den veränderten 
Mehrheitsverhältnissen den Zusammenhalt in der 
EU und zwischen den Mitgliedstaaten neu zu organi-
sieren. Europa braucht eine Initiative gegen Massen-
arbeitslosigkeit. Ein Europa der Massenarbeitslosig-
keit und des Sozialabbaus ist ein Programm zur Stär-
kung der Haiders in allen unseren Ländern. Ein Eu-
ropa, das Arbeitslosigkeit bekämpft und den Men-
schen eine Perspektive nachhaltiger Entwicklung 
bietet, kann zum Hoffnungsschimmer für alle Länder 
in der Europäischen Union werden. Dafür müssen 
wir uns engagieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Wieczorek

-

Zeul, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Laschet? 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Im Moment 
nicht. - Es bietet eine Hoffnung darauf, im Rahmen 
der Globalisierung den Risiken des Weltmarktes 
nicht schutzlos ausgeliefert zu sein, und eine Hoff-
nung darauf, daß die Sicherungsfunktion des sozia-
len Rechtsstaats europäischer Prägung auch in Zu-
kunft trägt. 

Deshalb fordern wir die Bundesregierung auf: 
Denken Sie in Ihrem wirtschaftspolitischen Konzept 
um. Der EU-Vertrag, dessen Reform wir heute disku-
tieren und der am 16./17. Juni zur endgültigen Be-
schlußfassung ansteht, muß - so haben wir es von 
Anfang an gesagt - um ein substantielles Beschäfti-
gungskapitel ergänzt werden, damit die Wirtschafts-
politik der Mitgliedstaaten in bezug auf das Ziel von 
Wachstum und Beschäftigung koordiniert und die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit endlich zu einer 
verpflichtenden Aufgabe der Europäischen Union 
wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es wäre ein deutliches Signal dafür, daß die Mitglied-
staaten nicht nur finanzielle Stabilität, wie sie die 
Währungsunion vorsieht, sondern auch soziale Stabi-
lität in Europa verwirklichen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nachdem die Bundesregierung und besonders Sie, 
Herr Außenminister Kinkel, über Monate hinweg in 
allen Europadebatten gesagt haben, ein Beschäfti-
gungskapitel sei im Maastricht-Vertrag nicht not-
wendig, weil die „Beschäftigungspolitik zu Hause 
gemacht" werde, bemerken Sie jetzt, nachdem Sie in 
den EU-Beratungen völlig isoliert sind, daß Sie an 
derartigen Regelungen nicht vorbeikommen, und 
lenken ein. Wenn es zur Verankerung dieses Kapitels 
kommt, dann ist das dem Druck der Sozialdemokra-
ten und den anderen EU-Mitgliedsländern zu ver-
danken, die diese Forderung seit langem gestellt ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Praktisch versuchen Sie aber immer noch, den 
sinnvollen Vorschlag der niederländischen Ratspräsi-
dentschaft in internen Beratungen unter Ausschluß 
der Öffentlichkeit zu verwässern. Ihnen fehlt in be-
zug auf dieses Beschäftigungskapitel jede Orientie-
rung. Ich zeige Ihnen hier den Vorschlag, den die 
Bundesregierung - - 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es ist ein leeres 
Blatt!)  

- Ja, genau, Sie haben recht, es ist ein leeres Blatt; 
denn die Bundesregierung beschränkt sich darauf, 
aus dem niederländischen Vorschlag alle verbindli-
chen Regelungen zu streichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gut so!) 

Deshalb sage ich Ihnen: Lassen Sie die Versuche, un-
ter Ausschluß der Öffentlichkeit und jenseits der all-
gemeinen Erklärungen diesen sinnvollen Vorschlag 
der niederländischen Ratspräsidentschaft zur Schaf-
fung eines Beschäftigungskapitels zu verwässern! Es 
ist notwendig, daß diese Regelungen verwirklicht 
werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Bleibt es nämlich bei der bisherigen Praxis - diese 
Vermutung legt die schlappe Art, in der Herr Kinkel 
hier vorgetragen hat, nahe -, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P. - Michael Glos [CDU/CSU]: So eine 

Gemeinheit!) 

dann werden die Staats- und Regierungschefs wie 
nach jedem Gipfel voll Abscheu wiederum nur erklä-
ren, wie schlimm die Arbeitslosigkeit ist; anschlie-
ßend wird nichts geändert. 

Wir fordern Sie auf: Geben Sie diese für unser 
Land, für die deutsch-französische Freundschaft und 
für die Europäische Union gefährliche Haltung auf, 
und tragen Sie dazu bei, daß wirklich ein substantiel-
ler Text verabschiedet wird! 

(Beifall bei der SPD) 

Worum geht es denn? Was ist für uns das Wichtig-
ste? Es geht darum, daß man nicht eine Währung aus 
14 verschiedenen Einzelwährungen machen und 
glauben kann, die Wirtschaftspolitik könne unverän-
dert lediglich national gestaltet werden. Wenn die 
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15 Mitgliedsländer den Einstieg in die ökologische 
Steuerreform begännen und gleichzeitig die Lohnne-
benkosten senkten, 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Wo ist denn Ihr 
Konzept? Sie sind doch bei Lafontaine 

durchgefallen!) 

wäre das ein großartiges Projekt der Modernisierung, 
der ökologischen Umgestaltung und der Schaffung 
von Arbeitsplätzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihre Reaktion zeigt, daß Sie mit diesem Aspekt, Be-
schäftigung in der Europäischen Union, überhaupt 
nichts verbinden. 

Der frühere Kommissionspräsident Jacques Delors 
hat zu Recht darauf verwiesen: Hätten die Mitglieds-
länder der Europäischen Union in den letzten fünf 
Jahren ihre Wirtschaftspolitik mit dem Ziel von 
Wachstum und Beschäftigung koordiniert - also eine 
Wirtschaftsunion praktisch verwirklicht -, hätten wir 
3 Prozent mehr Wirtschaftswachstum gehabt. Das 
würde sich heute in Arbeitsplätzen und vor allen Din-
gen auch in Einnahmen für die Haushalte unserer 
Mitgliedstaaten ausdrücken. Mit Waigels Politik da-
gegen steigen die Massenarbeitslosigkeit und die so-
ziale Ungerechtigkeit und sinken die Steuereinnah-
men. Das ist die Perspektive, die Sie bieten. 

(Beifall bei der SPD) 

Aus diesen Gründen haben wir Verständnis dafür, 
daß die neue französische Regierung eine zusätzliche 
Erklärung zum Stabilitätspakt verlangt. Die Positio-
nen, die von ihr vertreten werden, beinhalten Forde-
rungen, die im übrigen auch vom Europäischen Par-
lament und von der zuständigen Berichterstatterin 
für den Stabilitätspakt mehrfach erhoben worden 
sind. 

Es geht darum, daß sich die EU-Mitgliedstaaten 
gemeinsame Ziele und Schritte für die Beschäfti-
gungspolitik setzen und diese - wie die finanzielle 
Stabilität der Europäischen Union - einer gemeinsa-
men Überprüfung unterziehen. Genau diesem Pro-
zeß, nämlich der Überprüfung dessen, was dort an 
Verpflichtungen festgelegt ist, wollen Sie sich entzie-
hen. Das zeigen Ihre Streichungsvorschläge zu dem 
niederländischen Beschäftigungskapitel. 

Jetzt werden viele Nebelkerzen geworfen. Auch 
Herr Kinkel hat das hier getan. Es wird behauptet, es 
gehe darum, teure Beschäftigungsprogramme auf 
EU-Ebene zu verhindern. Es geht aber nicht um 
neue Finanzmittel für die EU. Es geht um Umschich-
tungen im EU-Haushalt: weg von Agrarpreissubven-
tionen, die Theo Waigel die ganze Zeit praktiziert 
und mitbeschließt, hin zu sinnvoller Strukturpolitik 
und zum Anschub von zukunftsorientierter Technolo-
gie. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich mache mir ausdrücklich den Vorschlag meines 
Kollegen Siegmar Mosdorf zu eigen, der anregt, die 
Geldstrafen, die sich aus dem Stabilitätspakt ergeben 
könnten, einzusetzen, um die großen Reformvorha-
ben in bezug auf die transeuropäischen Verkehrsver

-

bindungen zu finanzieren. Das wäre eine sinnvolle 
Nutzung, und die Regierungen würden endlich Nä-
gel mit Köpfen machen. Bisher reden sie nur über 
diese Fragen und haben noch nie gehandelt. 

Daß es nicht um die Verhinderung von finanziellen 
Belastungen der Bundesrepublik aus den Regelun-
gen des Vertrags über die Europäische Union geht, 
wird im übrigen durch die Tatsache deutlich, daß an 
anderer Stelle, wo es um Finanzen geht, die Bundes-
regierung sehr viel schweigsamer zu dem Vertrag 
wird. Sagen Sie, Herr Finanzminister, doch der deut-
schen Bevölkerung, daß in dem überarbeiteten 
Maastricht-Vertrag im Zusammenhang mit der ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik von Ihnen 
Regelungen mitgetragen werden, die besagen, daß 
zukünftig bei jeder EU-Aktion, auch wenn sie nicht 
aus dem EU-Haushalt finanziert wird, die Bundesre-
publik mit rund 30 Prozent der Kosten aus ihrem na-
tionalen Haushalt dabei ist! Ich fordere den Finanz-
minister auf, hier offen zu sagen, wie hoch er die fi-
nanziellen Belastungen aus derartigen Regelungen 
für die Bundesrepublik Deutschland und den natio-
nalen Haushalt ansieht. 

Sie sehen an diesem Beispiel: In diesem Bereich 
werden im Vertrag entsprechende Regelungen ge-
troffen und deren Einhaltung zugesagt. Bei der Be-
schäftigungspolitik wird aber der finanzielle Aspekt 
vorgeschoben. Es geht darum, daß Sie die gemein-
same Beschäftigungspolitik bisher nicht wollten und 
daß Sie versuchen, dies zu kaschieren. 

Wir jedenfalls wollen unser Abstimmungsverhalten 
im Deutschen Bundestag bei der Ratifizierung des 
überarbeiteten Maastricht-Vertrags von der Veranke-
rung eines substantiellen Kapitels zur Beschäfti-
gungspolitik abhängig machen. Dafür müssen Sie 
mit substantiellen Ergebnissen zurückkommen. Was 
zählt, ist der endgültige Vertragstext, nicht allge-
meine Erklärungen. Wir fordern Sie auf, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen: Stimmen Sie heute unserem 
Antrag zu, nach dem der niederländische Vorschlag 
zur Beschäftigungspolitik von der Bundesregierung 
unterstützt werden soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Regierungsparteien sind in ihrem Antrag ge-
nau dieser zentralen Frage, um die es eine Woche vor 
dem Abschluß geht, ausgewichen; sie drücken sich 
davor. Deshalb werden wir diesen Antrag nicht un-
terstützten. 

Wir fordern Sie auf: Stellen Sie im Vertrag zukünf-
tig auch sicher, daß Fördermaßnahmen, die in den 
einzelnen Mitgliedstaaten zugunsten der Gleichbe-
rechtigung und Gleichstellung von Frauen ergriffen 
werden, möglich bleiben. Die Europäische Union 
und ihre Gleichberechtigungsgesetze waren immer 
eine große Hoffnung für die Frauen. Durch eine 
neue, restriktive Interpretation des Europäischen Ge-
richtshofs droht auch dieser Hoffnung der Boden ent-
zogen zu werden. 

Wir wollen deshalb, daß im Vertrag klargestellt 
wird, daß die Europäische Union entsprechenden 
Maßnahmen der einzelnen Mitgliedsländer zugun-
sten der Gleichstellung von Frauen nicht entgegen- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 180. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Juni 1997 	16165 

Heidemarie Wieczorek-Zeul 

steht, sondern daß die Gleichberechtigung der 
Frauen von ihr aktiv gefördert wird. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Auch das ist eine Perspektive, die die EU bietet. 

Europa braucht einen neuen politischen Impuls. 
Die EU braucht einen sichtbaren Schritt in Richtung 
mehr Akzeptanz und Bürgernähe. Perspektiven, wie 
es da weitergehen soll, habe ich von Herrn Kinkel 
nicht hören können. Deshalb schlagen wir vor, eine 
Charta europäischer Grundrechte zu verwirklichen. 
Leider ist dieser Vorschlag von der Regierung bisher 
nicht ausreichend vertreten worden. 

Wir fordern Sie auf, entsprechende Grundrechte 
im Vertrag zu verankern. Auf dem Amsterdamer Gip-
fel soll ein Auftrag an das Europäische Parlament 
und die nationalen Parlamente gegeben werden, 
eine solche Charta zu erarbeiten, die zukünftig dem 
Maastrichter Vertrag vorangestellt wird. Mit einer 
Grundrechtscharta würde sich die EU, die bisher 
schwerpunktmäßig eine Wirtschaftsgemeinschaft ist, 
zu einer Wertegemeinschaft weiterentwickeln. Das 
ist dringend notwendig und wäre ein wichtiges  Si-
gnal.  

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Schutz der Würde des Menschen, die Garantie der 
Freiheitsrechte, Asylrecht und Freizügigkeit müssen 
gewährleistet sein. Die im Maastricht-Vertrag ange-
legten politischen Beteiligungsrechte für EU-Bürger 
und -Bürgerinnen müssen ausgeweitet werden. Es 
geht darum - das sage ich in aller Deutlichkeit -, 
schrittweise das Wahlrecht auch für die zu garantie-
ren, die dauerhaft auf dem Boden der Europäischen 
Union leben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das Recht zu wählen muß am Ausgang unseres Jahr-
hunderts, ja Jahrtausends endlich danach definiert 
werden, wo ein Mensch dauerhaft lebt, nicht nach 
angeblichen völkischen Blutbanden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Manfred Müller [Berlin] 

[PDS]) 

Die Reform des Vertrags von Maast richt muß vor 
allem zu mehr Demokratie und demokratischer Legi-
timation  der EU beitragen. Wenn das Einstimmig-
keitsprinzip im Ministerrat zukünftig von Mehrheits-
entscheidungen abgelöst wird, wofür wir im legislati-
ven Bereich der Gemeinschaft eintreten, dann muß 
dies mit der Einführung eines Mitentscheidungs-
rechts des Europäischen Parlaments in der europäi-
schen Gesetzgebung verbunden werden. Zukünftig 
muß das Europäische Parlament immer da, wo der 
Rat mit Mehrheit entscheidet, gleichberechtigt mit-
entscheiden können. Ein europäisches Gesetz darf 
nur zustande kommen, wenn beide, Ministerrat und 
Europäisches Parlament, zustimmen. 

Wir haben die Orientierung in Richtung Mehr-
heitsentscheidungen für viel wichtiger gehalten - 

und das tun wir noch immer - als die Orientierung 
auf das Prinzip der flexiblen Integration. Wir wollen 
nicht, daß auf dem Umweg über dieses Prinzip 
das Kerneuropakonzept mancher Christdemokraten 
durch die Hintertür in die Europäische Union einge-
führt wird. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Das hat 
damit nichts zu tun!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Vorausset-
zungen, die bei dem Amsterdamer Gipfel geschaffen 
werden müssen, sind wichtige Voraussetzungen ge-
rade für diesen Bereich. Sie sollen gewährleisten, 
daß neue Mitgliedsländer der Europäischen Union 
beitreten können. Deshalb sage ich auch in Richtung 
des Außenministers Rosati, der heute hier ist: Wir 
wollen durch ganz konsequente Reform der EU - 
auch der inhaltlichen Komponenten - dazu beitra-
gen, daß die Europäische Union der großen Aufgabe, 
neue Mitglieder aufzunehmen, wirklich gerecht wird 
und dieses Ziel auch praktisch einlöst. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

 
Das konservative, neoliberale Zeitalter geht zu 

Ende. 

(Lachen bei der F.D.P.) 

Die Bundesregierung ist sein letztes Fossil. Es geht 
um einen neuen Entwurf für Europa. Er basiert auf 
der gemeinsamen Überzeugung, daß Massenarbeits-
losigkeit die Grundlagen unserer Demokratie zerstört 
und deshalb von unseren Ländern nicht hingenom-
men werden darf. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Er gründet auf der Überzeugung, daß der soziale 
Rechtsstaat europäischer Prüfung die wichtigste Vor-
aussetzung dafür ist, daß wir uns mit Erfolg im welt-
weiten  Wettbewerb behaupten können. Wer diesen 
sozialen Rechtsstaat zerstört, sägt den Ast ab, auf 
dem die Europäer sitzen. 

(Beifall des Abg. Detlev von Larcher [SPD]) 

Er gründet auf der Überzeugung, daß eine euro-
päische Währungsunion ein wichtiges Gestaltungs-
instrument zu mehr Gerechtigkeit in den weltweiten 
Finanzmärkten sein kann. 

Er gründet auf der Überzeugung, daß sie dauerhaft 
nur funktionieren kann, wenn sie durch eine gemein-
same Beschäftigungs-, Wirtschafts-, Sozial- und 
Steuerpolitik ergänzt wird, wenn sie von der Über-
zeugung der Bürger und Bürgerinnen in Europa ge-
tragen wird. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Abgordnete Rudolf Seiters. 
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Rudolf Seiters (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Frau Wieczorek-Zeul, Sie 
haben uns nicht enttäuscht. Jetzt weiß ich etwas ge-
nauer, was die Kollegen Voigt und Verheugen mei-
nen, wenn sie in diesen Tagen in ihrem Positionspa-
pier schreiben: 

Die sozialdemokratische Außen- und Sicherheits-
politik wird im In- und Ausland als Schwachstelle 
angesehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist eine bemerkenswerte Erkenntnis und zutref-
fende Beschreibung, aus der Sie allerdings die not-
wendigen Konsequenzen ziehen sollten, vielleicht 
auch bei der Auswahl Ihrer Redner. 

Dann habe ich gerade noch gefunden, was in die-
sem Zusammenhang Franz Walter, Politikwissen-
schaftler an der Universität Göttingen, geschrieben 
hat: 

Die neue SPD gibt es nicht. Die Funktionärsre-
krutierung verläuft so unprofessionell und zufäl-
lig wie schon zu Ollenhauers Zeiten. 

(Peter Dreßen [SPD]: Alte Leier!) 

An diese Zeit erinnert erschreckend auch die au-
ßenpolitische Inkompetenz der SPD in den 90er 
Jahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Daran wollte ich nach diesem Beitrag von Frau Wiec-
zorek-Zeul nur noch einmal erinnern. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

- Sie haben doch gerade gesagt, die Rede des Regie-
rungsvertreters sei Ihnen zu schlaff gewesen. Nun 
freuen Sie sich doch, daß es ein bißchen lebendiger 
zugeht! 

Meine Damen und Herren, ich möchte zunächst 
ein Wort  des Dankes an die Adresse der Regierung 
sagen - an den Bundeskanzler, an den Außenmini-
ster, aber auch an Staatsminister Hoyer - für die enge 
Kooperation in diesen letzten Monaten und für die 
ständige ehrliche und offene Unterrichtung in den 
Ausschüssen des Deutschen Bundestages. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich finde, die Opposition hätte ebenso wie wir durch-
aus anerkennen sollen, daß es kaum eine Regierung 
in Europa gibt, die mit so viel Engagement für die 
parlamentarischen Wünsche eingetreten ist, 

(Franz Peter Basten [CDU/CSU]: So ist es, 
ganz genau!) 

für die Stärkung der Handlungsfähigkeit der Euro-
päischen Union 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: So sieht 
die Wirklichkeit  aus!)  

und auch für die Verbesserung der demokratischen 
Legitimation. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Dr. Norbert  Wieczorek 
[SPD]: Was habt ihr denn mit Art . 23 

gemacht?) 

Manches von dem - vielleicht vieles von dem; das 
ist auch eine Frage der Betrachtungsweise -, nicht al-
les von dem, was wir als Ziele der Regierungskonfe-
renz formuliert und beschlossen haben, ist in den 
Verhandlungen erreicht worden. Wichtige andere 
Fragen sind noch offen, müssen noch geklärt wer-
den, auch auf dem Amsterdamer Gipfel. Ich möchte 
mich auf folgende fünf Bereiche konzentrieren: 

Erstens. Wir haben immer gesagt, daß die innere 
Sicherheit in der Europäischen Union dringlich ein 
europäisches Mandat erfordert. Das Europa der offe-
nen Grenzen muß auch ein sicheres Europa sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Werner Hoyer [F.D.P.]) 

Jetzt zeichnen sich im Bereich der Innen- und 
Rechtspolitik sowie bei der Kriminalitätsbekämp-
fung Fortschritte ab. Es ist wahr und zutreffend, daß 
dies nicht zuletzt ein Erfolg der gemeinsamen Initia-
tive des Bundeskanzlers und des französischen 
Staatspräsidenten vom Dezember letzten Jahres ist. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Weihrauch!) 

Wir begrüßen den jüngsten niederländischen Ver-
tragsentwurf; denn durch ihn wird es gelingen, einen 
Durchbruch bei der Integration des Schengener 
Übereinkommens in den Maastrichter Vertrag zu 
schaffen, Europol auszubauen und mittelfristig mit 
operativen Kompetenzen auszustatten. 

Die polizeiliche Zusammenarbeit bei der Kriminali-
tätsbekämpfung wird durch die neuen Vereinbarun-
gen schlagkräftiger werden. Es ist doch völlig klar, 
daß die Bürger zu Recht genau das von uns als Ant-
wort  auf die Herausforderungen durch das interna-
tionale Verbrechen erwarten: daß wir Europa im 
Kampf gegen die Kriminalität schlagkräftiger ma-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P. - Joseph Fischer [Frank-
furt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Im 
Moment macht sich diese Regierung nur 

lachkräftiger, nicht schlagkräftiger!) 

Im übrigen hat die Vergangenheit auch gezeigt, 
daß rein nationale Strategien unkontrol lierten Migra-
tionen, deren Zahl wächst, nicht gerecht werden 
können. Die Erfahrungen mit Bosnien haben zudem 
deutlich gemacht, daß eine faire europäische Lasten-
teilung bei der solidarischen Bewältigung dieser Pro-
bleme notwendiger ist denn je. Wir haben deshalb 
immer wieder die gemeinsame Verantwortung der 
Europäischen Union bei der Vorsorge im Asyl- und  

Zuwanderungsbereich angemahnt und eine Verge-
meinschaftung der Flüchtlings-, Asyl-, Visa- und Ein-
wanderungspolitik gefordert. Wir begrüßen den nie-
derländischen Vertragsentwurf auch in dieser Frage. 
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Zweitens. In der Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik sind die Schaffung eines GASP-Ge-
neralsekretärs und der GASP-Einheit wichtige In-
strumente zur Stärkung der Handlungsfähigkeit der 
Europäischen Union. Wichtig dafür ist aber auch, daß 
außen- und sicherheitspolitische Entscheidungen so 
weit wie möglich mit Mehrheit getroffen werden 
können. Dabei geht es nicht darum, bestimmte Län-
der auszugrenzen. Es geht darum, eine Möglichkeit 
zum Handeln zu schaffen, wenn ein Mitglied in einer 
bestimmten Frage - das haben wir ja erlebt - einen 
sachlich gerechtfertigten und akzeptablen Kompro-
miß verweigert. Das gilt künftig, wenn die Union 18, 
20 oder mehr Mitgliedstaaten umfassen wird, noch 
mehr als in der Vergangenheit. 

Deshalb ist es schon bedauerlich, daß die nieder-
ländischen Vorschläge, bezogen auf diesen Politikbe-
reich, noch nicht ausreichen, um die gewünschte 
nachhaltige Verbesserung der außenpolitischen Ent-
scheidungsfähigkeit herbeizuführen. Es würde we-
nig nützen, wenn auf der Grundlage bereits einstim-
mig vereinbarter Strategien gemeinsame Aktionen 
und deren Durchführung grundsätzlich zwar mit 
qualifizierter Mehrheit beschlossen werden könnten, 
zugleich aber die Mitgliedstaaten in jedem Einzelfall 
praktisch doch ein Vetorecht erhielten. Der Außen-
minister hat darauf und auf die deutschen Bemühun-
gen hingewiesen. 

Wir halten jedenfalls an unserer Auffassung fest, 
daß die Beibehaltung des Vetorechts die Neigung zu 
nationalen Alleingängen unterstützt und damit die 
Handlungsfähigkeit, das Gewicht und die Bedeu-
tung der Europäischen Union schmälert. Deswegen 
ermutigen wir die Bundesregierung nachdrücklich, 
in dieser Frage wichtige Verbesserungen anzustre-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

In diesem Zusammenhang - Frau Wieczorek-Zeul, 
das muß ich an dieser Stelle allerdings auch sagen - 
ist mir folgendes aufgefallen. Die SPD-Abgeordneten 
im Europäischen Parlament schalten in den Zei-
tungen große Anzeigen: Wir fordern eine europäi-
sche Außen- und Sicherheitspolitik. Da wundert es 
mich, daß in dem Antrag, den Sie heute vorlegen, 
überhaupt kein Wort über die Notwendigkeit einer 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik steht. 
Das fällt mir auf: kein einziges Wo rt . 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Fehlan

-

zeige!) 

Das ist bemerkenswert und kennzeichnend für den 
Stellenwert der Außenpolitik in Ihrer Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Aber vielleicht ist das ja sogar ein Fortschritt; denn 
in früheren Anträgen der SPD hieß es stets, das Prin-
zip der Mehrheitsentscheidungen dürfe grundsätz-
lich nicht auf die Bereiche übertragen werden, die in 
der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit verblie-
ben. Das haben Sie bis heute nicht zurückgenom

-

men. Das hätte die Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik direkt betroffen. 

Es bleibt dabei, daß wir eine solche Position, die 
der gewünschten Stärkung der Handlungsfähigkeit 
der Europäischen Union diametral entgegensteht, 
nachdrücklich ablehnen. Wir wollen die Mehrheits-
entscheidung auch auf dem Felde der Außen- und 
Sicherheitspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Drittens. Auch für die sogenannte erste Säule des 
Maastrichter Vertrages gilt: Um die Entscheidungsfä-
higkeit des Ministerrates zu verbessern, muß der Be-
reich der Mehrheitsentscheidungen erweitert wer-
den. Auch hierzu gibt es offene Fragen. Sie gehören 
zu den zentralen Themen für die Verhandlungen der 
Staats- und Regierungschefs. Wir streben nach wie 
vor an, auch in diesen Politikbereichen das Prinzip 
der Mehrheitsentscheidungen zum Regelfall mit 
möglichst wenigen Ausnahmen zu machen. Zu die-
sen Ausnahmen - darin sind wir uns einig - gehören 
vor allem Steuer- und Finanzfragen. 

Die niederländische Präsidentschaft hat eine Liste 
mit elf Bestimmungen vorgelegt, für die künftig das 
Prinzip der qualifizierten Mehrheit gelten sollte. Wir 
sind der Meinung, daß es noch weitere Bestimmun-
gen - auch im Bereich der Innen- und Rechtspolitik - 
im Maastrichter Vertrag gibt, für die künftig das Ve-
torecht nicht mehr angewandt werden sollte. Wir ha-
ben das der Bundesregierung als Position der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion noch einmal ausdrücklich 
übermittelt. 

Was die Stärkung der Rechte des Europäischen 
Parlaments anbetrifft, ist die Bundesregierung Vor-
reiter in der Europäischen Union. Auch das begrüßen 
und unterstützen wir ausdrücklich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Viertens. Die wichtigste wirtschafts- und gesell-
schaftspolitische Herausforderung, über die wir in 
der Bundesrepublik Deutschland gegenwärtig disku-
tieren und streiten, besteht darin,  die Arbeitslosig-
keit zu bekämpfen und die wirtschaftlichen und so-
zialen Grundlagen unseres Staates für die Zukunft si-
cher und wetterfest zu machen. 

Deshalb müssen die entscheidenden Schritte und 
die notwendigen Maßnahmen für wirtschaftliches 
Wachstum und zusätzliche Arbeitsplätze in den Mit-
gliedstaaten selbst unternommen werden, beispiels-
weise durch strukturelle Reformen der Arbeitsmärkte 
oder durch neue Wege in der Steuerpolitik zur Entla-
stung des Faktors Arbeit. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Köstlich! Dann macht mal!) 

Auch auf diesem Felde weise ich die Unterstellun-
gen der SPD ausdrücklich zurück. Niemand bestrei-
tet, daß die Europäische Union bei der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit noch mehr als bisher leisten 
kann: durch eine stärkere Koordinierung und durch 
den sinnvollen Einsatz der bestehenden Instrumente 
und Fördertöpfe, durch den verstärkten Einsatz der 
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Strukturpolitik für mehr Beschäftigung, indem zum 
Beispiel die kleinen und mittleren Unternehmen stär-
ker gefördert werden; denn sie sind die Beschäfti-
gungsmotoren der europäischen Wirtschaft. 

Auch sollte mit Blick auf die neuen Technologien 
mit den Mitteln der Strukturpolitik die berufliche 
Qualifizierung gefördert werden. Eine solche Zielset-
zung stünde durchaus in der Konsequenz der EU -
Gipfel von Essen, wo unter deutscher Präsidentschaft 
Leitsätze zur Verbesserung der Beschäftigungslage 
vereinbart wurden, und von Dublin, wo Ihr Partei-
freund Klaus Hänsch, der ehemalige Präsident des 
Europäischen Parlaments, gesagt hat - ich stimme 
ihm zu -, die Hauptlast in der Beschäftigungspolitik 
müsse auch künftig bei den Mitgliedstaaten liegen, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

die EU könne keine eigene Beschäftigungspolitik be-
treiben, sie könne die Aktionen der Mitgliedsländer 
lediglich koordinieren, orientieren und in bescheide-
nem Maße stimulieren. Das ist auch unsere Meinung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vor diesem Hintergrund ist es abwegig zu behaup-
ten, die Bundesrepublik stehe in der Frage eines Be-
schäftigungskapitels isoliert da. Sie sollten einmal 
nachlesen, was Tony Blair zu Beschäftigung, Flexibi-
lität und verstaubten Forderungen nach staatlichen 
Arbeitsplätzen in Malmö gesagt hat. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Das war 
eine neoliberale Rede! Das ist ein Neolibe

-

raler!) 

Was wir ablehnen, sind Formulierungen, die zu-
sätzliche Ausgaben für teure Beschäftigungspro-
gramme nach sich ziehen. Derartige Programme 
würden nicht dadurch richtiger, wenn sie künftig 
vom europäischen Ministerrat verabschiedet werden 
könnten. Was national falsch war, kann europäisch 
nicht richtig sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Stimmen Sie der Steuerreform zu; das ist wichtiger 
als fünf europäische Beschäftigungsprogramme. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Welcher Steuerreform soll 
denn zugestimmt werden? - Zurufe von der 

SPD) 

- Die Dame saß hier bei dem Thema Währungsunion 
und Stabilitätspakt auf einem ziemlich hohen Roß. 
Sie sollten aufpassen, daß Sie nicht herunterfallen. 

Eine fünfte Bemerkung: Ich will die alte Diskussion 
aus den vergangenen zwei Jahren nicht mehr auf-
greifen, in der Monika Wulf-Mathies und Klaus 
Hänsch Ihren Fraktionsvorsitzenden darauf aufmerk-
sam machen mußten, daß bestimmte Äußerungen 
zur Währungsunion an den Stammtisch gehören, 
und in der sie gewarnt haben, daß man nicht die Bal

-

ken des eigenen Hauses verbrennen sollte. Daran 
möchte ich ganz kurz erinnern. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Viel aktueller ist der Streit zwischen Herrn Lafon-
taine und Gerhard Schröder, dem niedersächsischen 
Ministerpräsidenten. Sie können doch nicht bestrei-
ten, daß Gerhard Schröder seit Monaten über Land 
zieht und immer wieder gegen die europäische Wäh-
rungsunion mit unglaublichen Bemerkungen polemi-
siert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Rudi Ratlos ist sein Name!) 

Sie können überhaupt nicht bestreiten, daß der 
niedersächsiche Ministerpräsident immer wieder 
Ängste schürt, Nachverhandlungen auf der Regie-
rungskonferenz fordert und das Zieldatum 1999 für 
unmöglich erklärt. Er hat jetzt wieder die Verschie-
bung der Europäischen Währungsunion gefordert - 
in  Widerspruch zu allem, was wir von den Gewerk-
schaften und aus der Wirtschaft hören, daß nämlich 
die Währungsunion ein entscheidender Schritt sei, 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit, die Be-
schäftigungsmöglichkeiten und die Stabilität in der 
Europäischen Union zu sichern und zu stärken. 

Wir wollen einen starken Euro. Wir stehen zu der 
strikten und vertragsgemäßen Einhaltung der Stabi-
litätskriterien. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ha, ha, ha!) 

Aber ebenso wie eine Aufweichung der Kriterien 
liegt eine Verschiebung der Währungsunion nicht im 
deutschen Interesse. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Joseph Fischer [Frank

-

furt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sieht 
das das bayerische Kabinett auch so?) 

Vor diesem Hintergrund, meine Damen und Her-
ren, ist auch der Stabilitätspakt sehr wichtig. Deswe-
gen ist - auch vom Bundesfinanzminister, den wir 
nachdrücklich unterstützen - deutlich gesagt wor-
den, ein Nachverhandeln des Stabilitätspaktes oder 
ein Abkoppeln kann es nicht geben. Der Stabilitäts-
pakt ergibt sich aus dem Maastricht-Vertrag. Er soll 
auch nach Inkrafttreten der Währungsunion eine 
Politik der Preisstabilität und solider Haushaltsfüh-
rung sichern. So wie es keine Aufweichung der Sta-
bilitätskriterien geben kann, kommt auch eine Auf-
weichung des Stabilitätspaktes nicht in Betracht. Der 
Euro muß dauerhaft halten, was er verspricht. Das 
haben wir auch unserer Bevölkerung zugesagt. Des-
wegen dürfen wir einer Politik des leichten Geldes 
keinen Vorschub leisten. 

Amsterdam muß eine entscheidende Station zur 
Stärkung der Handlungsfähigkeit und Wirksamkeit 
der Europäischen Union werden. Dann wird Amster-
dam auch eine entscheidende Station beim Aufbau 
der gesamteuropäischen Friedensordnung sein. 

Eine große dänische Zeitung würdigt in diesen Ta-
gen den Bundeskanzler, dessen ganzes Engagement 
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von dem Wunsch getragen werde, Europa möge zu-
sammenwachsen. Wörtlich diese dänische Stimme: 

Das Deutschland von heute und sein Kanzler sind 
die beste Garantie dafür, daß alle in Europa - die 
Großen wie die Kleinen - eine Rolle spielen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Großer Kohl, wir loben 

dich!)  

Meine Damen und Herren, wir wünschen dem 
Bundeskanzler alles Gute und viel Erfolg für Amster-
dam. . 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat 
der Abgeordnete Christian Sterzing das Wort. 

Christian Sterzing (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Darin 
sind wir uns doch einig: Wir brauchen Europa; wir 
brauchen eine starke Politische Union, die auf die 
Herausforderungen, denen sich Europa gegenüber-
sieht, vorbereitet ist. In Ihren Ausführungen, Herr 
Außenminister, haben Sie zum wiederholten Male 
gesagt, wir seien auf einem guten Weg. Aber ich 
glaube, wir alle wissen, wir sind nicht auf einem gu-
ten Weg. Gemessen an den Herausforderungen, an 
den Hoffnungen und auch an den Versprechungen 
sind die Ergebnisse, die sich für Amsterdam abzeich-
nen, äußerst mager, ja in vielen Richtungen zeichnen 
sich gefährliche Weichenstellungen in die falsche 
Richtung ab. 

Nicht nur die absehbaren Ergebnisse von Amster-
dam, vor allem auch Ihre Verhandlungsstrategie bei 
der Regierungskonferenz machen deutlich, daß Sie, 
Herr Kinkel, sich von vielen Visionen eines vereinten 
Europa weitgehend verabschiedet haben, auch wenn 
Sie sie heute wieder so vollmundig beschworen ha-
ben. 

Vor wenigen Tagen - anläßlich des 50. Jahrestages 
des Marshall-Planes - haben Sie jenseits aller euro-
papolitischen Sonntagsreden eine viel deutlichere 
Sprache gesprochen. Sie zitierten zunächst Ihre ame-
rikanische Kollegin, Frau Albright, die von „der Rea-
lisierung des am schwersten faßbaren Traums dieses 
Jahrhunderts - eines vereinten, stabilen und demo-
kratischen Europas" sprach. Sie fuhren selber fort: 

In der Tat: Die Europäische Union wird sich in 
den nächsten 20 Jahren um ein Drittel vergrößern 
und rund ein Drittel mehr Einwohner hinzube-
kommen. Ein Großteil dieser Staaten wird durch 
eine gemeinsame Währung, enge militärische 
Zusammenarbeit in WEU und NATO sowie ge-
meinsame Verbrechensbekämpfung und Asyl- 
und Zuwanderungsregelungen verbunden sein. 

Ist das Ihr Traum, Herr Kinkel? Ist das Ihre Vision 
vom zukünftigen Europa? Immerhin, Sie machen 
deutlich, wo Sie Ihre Prioritäten setzen: Geld, Militär 
und Polizei. Indem Sie von der Verbundenheit nur ei-
nes „Großteils" der EU-Staaten sprechen, machen 
Sie auch deutlich, daß Sie das Ziel eines gemein

-

schaftlichen Integrationsprozesses aller EU-Staaten 
im Grunde schon aufgegeben haben. Das Kerneu-
ropa-Konzept läßt grüßen! Flexibilisierung der Inte-
gration heißt deshalb Ihre Zauberformel. Zwar ist 
noch nicht klar, welche Gestalt die Integration in Am-
sterdam endgültig annehmen wird, doch die deut-
schen Vorschläge bedeuten aus unserer Sicht einen 
integrationspolitischen Sprengsatz für Europa. 

Die Prioritäten, die in dieser Rede deutlich wurden, 
finden Sie alle in den Initiativen der Bundesregie-
rung im Rahmen der Regierungskonferenz wieder. 
Innere und äußere Sicherheit, das waren die Themen 
der Bundesregierung - konkret: Militarisierung der 
EU durch die angestrebte institutionelle Verschmel-
zung mit der WEU, Ausdehnung der operativen und 
auch der exekutiven Befugnisse von Europol und Si-
cherung der Außengrenzen. Also: Sicherheitsappa-
rate nach innen, Abschottung nach außen und Re-
duktion der außenpolitischen Handlungsfähigkeit 
auf die Schaffung von militärischen Handlungsoptio-
nen. 

(Dr. Werner Hoyer [F.D.P.]: Alte Leier!) 

Sie sprechen von Fortschritten in der Gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik und auch in der 
Innen- und Justizpolitik. Aber „Fortschritte " heißt für 
Sie: Stärkung der Zusammenarbeit zwischen den Re-
gierungen ohne ausreichende parlamentarische und 
gerichtliche Kontrolle. Es droht ein Europa der Regie-
rungen an Stelle dessen, was wir uns alle wünschen: 
ein Europa der Bürger. 

Das Europäische Parlament mußte sich mit Hän-
den und Füßen gegen den drohenden Verlust von 
Rechten wehren; ich hoffe, mit Erfolg. Aber es ist 
doch bezeichnend, daß es dieses Kampfes des Euro-
päischen Parlaments überhaupt bedurfte. Das EP ist 
immer noch keine gleichberechtigte Gesetzgebungs-
kammer. Mit dem Demokratiedefizit auf europäi-
scher Ebene ist es wie mit dem Haushaltsdefizit auf 
nationaler Ebene: Trotz - oder muß man sagen: we-
gen? - aller Anstrengungen der Bundesregierung 
werden die Löcher immer größer. Das Bekenntnis der 
Bundesregierung zur Stärkung der Demokratie in 
der EU hat sich im Laufe der Verhandlungen doch 
weitgehend als ein Lippenbekenntnis erwiesen. 

Die Liste der Versäumnisse ließe sich beliebig ver-
längern. Lassen Sie mich ein paar Punkte, die für die 
Akzeptanz der Union in der Bevölkerung besonders 
wichtig sind, erwähnen. 

Umweltpolitik: wohlklingende Textergänzungen, 
die aber folgenlos bleiben werden, da konkrete Kon-
sequenzen für die Umsetzung in einzelnen Politikbe-
reichen nicht gezogen werden. 

Kosmetische Vertragsänderungen und -ergänzun-
gen auch zum Thema Grundrechte: ein zahnloses 
Diskriminierungsverbot, ein zu nichts verpflichtender 
Artikel zum Thema Gleichstellung von Frauen und 
Männern, ein Akteneinsichtsrecht, das praktisch auf 
ein Gnadenrecht reduziert wird, und Datenschutzre-
gelungen, die in entscheidenden Bereichen der Euro-
päischen Union, zum Beispiel bei Europol, gar keine 
Geltung haben. 
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Beispiel Beschäftigungspolitik: Hier ist es so  off en-
sichtlich wie kaum woanders, welch bremsende Rolle 
die Bundesregierung in vielen Bereichen der Ver-
handlungen gespielt hat. Da hilft es auch nichts, 
wenn sie jetzt kurz vor Toresschluß publikumswirk-
sam umfällt und selbst die Koalitionsfraktionen in ih-
rem Antrag nun ein Beschäftigungskapitel fordern. 
Wir wissen doch: Spätestens seit dem Gipfel in Dub-
lin hat sich die Bundesregierung mit Händen und Fü-
ßen nicht mehr gegen ein Beschäftigungskapitel, 
wohl aber gegen eine wirksame europäische Be-
schäftigungspolitik gewehrt - wie es aussieht, leider 
mit Erfolg. Denn was jetzt unter dem Etikett Beschäf-
tigungskapitel auf dem Tisch liegt, ist längst nicht 
mehr das, wofür sich viele andere europäische Regie-
rungen in den letzten Monaten eingesetzt haben und 
was sich noch im irischen Vertragsentwurf in sub-
stantiellen Regelungen niedergeschlagen hat. Bereits 
der niederländische Vertragsentwurf atmet die Luft 
von Neoliberalismus und Deregulierung. Die Auf-
nahme eines nichtssagenden Beschäftigungskapitels 
garantiert keineswegs eine wirksame europäische 
Beschäftigungspolitik. Von diesem Etikettenschwin-
del - auch im Antrag der Regierungskoalition - sollte 
man sich auf keinen Fall täuschen lassen. 

Aber das paßt in das Bild Ihrer Prioritäten, Herr 
Außenminister: die gemeinsame Währung, die Herr-
schaft des Marktes - das alles soll keinem politischen 
Korrektiv mehr unterworfen werden. Sie wollen alles 
verhindern, was auch nur im mindesten den Primat 
des Binnenmarktes tangiert oder gefährdet. Das, was 
an neoliberaler Politik der Deregulierung und des So-
zialabbaus auf nationaler Ebene nicht mehr umge-
setzt werden kann, das wollen Sie jetzt im Stabilitäts-
pakt und auch im Beschäftigungskapitel auf europäi-
scher Ebene umsetzen. Aber wir hoffen, das wird 
nicht gelingen. 

Das ist natürlich auch der Kern des Streites mit der 
französischen Regierung über ein beschäftigungs-
politisches Zusatzprotokoll zum Stabilitätspakt. Wir 
wollen den Euro. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Nicht alle!) 

Doch als Instrument für eine neoliberale Politik wol-
len wir ihn nicht. Wir wollen eine Beschäftigungs-
politik, um die Risiken der Währungsunion zu mini-
mieren. Deshalb sagen wir: Diese Währungsunion 
bedarf dringend einer Einbettung in eine Beschäfti-
gungs- und Sozialunion. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Geben Sie deshalb Ihr Bemühen auf! Die neoliberale, 
monetaristische Medizin hat Europa wirklich nicht 
geholfen, hat es nicht gesund gemacht, im Gegenteil. 
Öffnen Sie sich deshalb den Impulsen, die aus Frank-
reich kommen, und machen Sie bei einem substan-
tiellen Beschäftigungskapitel mit! 

Europa muß sozialer werden. Es muß demokrati-
scher werden. Es muß politische Instrumente erhal-
ten, um die natürlichen Lebensgrundlagen schützen 
und den Frieden in Europa sichern zu können. 
Schritte in diese Richtung, nicht mehr und nicht we-
niger, erwarten wir von Amsterdam. Dazu bedarf es 

jedoch einer Bundesregierung, die das wirklich will 
und die sich dafür einsetzt. In der „Süddeutschen 
Zeitung" war heute zu lesen: 

Keine Währungsunion ohne eine Politische 
Union, so hatte es Helmut Kohl vor Maastricht 
versprochen. ... Daß Kohl die Politische Union in 
Maastricht nicht bekam, war nicht schlimm. 
Schlimm ist, daß er sie inzwischen nicht einmal 
mehr anstrebt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Statt Geld, Polizei und Militär müssen nach unserer 
Überzeugung Demokratie, Beschäftigung, Umwelt 
und Frieden die Leitbilder sein, an denen sich der 
Prozeß der Integration in Europa orientiert. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Siegf ried Hornung 
[CDU/CSU]: Keiner hat soviel geleistet wie 

der Bundeskanzler!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat der 
Abgeordnete Haussmann. 

Dr. Helmut Haussmann (F.D.P.): Verehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei allem 
Parteienstreit und bei allen Haushaltssorgen sollte 
man doch vor einer wichtigen europäischen Konfe-
renz innehalten und zur Kenntnis nehmen, daß sich 
Europa unter globalen Bedingungen für das nächste 
Jahrhundert organisiert und daß Europa nach wie 
vor vorne liegt. Der Wirtschaftshisto riker Kennedy 
hat zu Recht betont, daß sowohl die Vereinigten Staa-
ten von Amerika als auch Japan nicht das Glück der 
Deutschen haben, in einer Freihandelszone zu leben 
und darüber hinaus noch wi rtschaftlich, währungs-
politisch und politisch mit ihren Nachbarstaaten eng 
zusammenzuarbeiten. Das ist die optimale Form, um 
unter den Bedingungen der Globalisierung Arbeits-
plätze, persönliche Freizügigkeit und Sicherheit für 
den einzelnen zu garantieren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das ist einer der entscheidenden Punkte, der auch 
für diese Regierung und diese Koalition spricht. Beim 
Bundeskanzler weiß man, woran man in der Europa-
politik ist. Bei der SPD weiß man das eben nicht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es bringt überhaupt nichts, hier Anträge zu formu-
lieren, während einer Ihrer wichtigsten Politiker 
durchs In- und Ausland zieht und die Währungs-
union zerredet. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Das jüngste Interview von Herrn Schröder geht 
schon so weit, daß er nicht von einer Verschiebung 
um lediglich ein oder zwei Jahre spricht, sondern von 
einer Verschiebung um drei bis fünf Jahre. Das heißt 
- und das ist wichtig für die Europadebatte -, einer 
der aussichtsreichsten Kanzlerkandidaten der SPD 
redet von einer Verschiebung der Währungsunion 
auf das Jahr 2004 und nimmt damit bewußt ein Ende 
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des wichtigsten europäischen Projektes in Kauf. Das 
ist die Wahrheit! 

Wie ich höre, Herr Fischer, haben Sie sich ange-
paßt und setzen sich für die Währungsunion ein: vor-
mittags, in einer Europadebatte. Abends war ich in 
einer „Pro und Contra " -Sendung mit Ihrem Frakti-
onsgeschäftsführer: Verschiebung, Ende der Wäh-
rungsunion. - Das ist grüne Politik. 

(Widerspruch des Abg. Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Aber sicher! 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Herr Haussmann, hören Sie 

doch auf! Das ist qualmender Käse!) 

Deshalb ist mit Rot-Grün europapolitisch kein Staat 
zu machen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das Thema Europa ist einer der wichtigsten Gründe 
dafür, daß diese Koalition weiter erfolgreich zusam-
menarbeitet. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wenn die Arbeitsplätze in Deutschland und in 
Europa das entscheidende Thema sind, dann muß 
klargemacht werden, daß das Scheitern des Euro bei 
den Sozialdemokraten durchaus im Bereich des 
Möglichen liegt. Sie blockieren derzeit 11 Milliarden 
DM Einsparvolumen im Bundesrat. Machen Sie zu-
nächst einmal mit, bevor Sie sagen, wir gefährdeten 
das Projekt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Dr. Uwe Küster [SPD]: Lassen Sie doch mal 

den Popanz!) 

Ganz entscheidend ist: Machen Sie endlich bei 
einer richtigen Steuerreform mit, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Bei welcher denn?) 

denn die Steuerreform ist die Voraussetzung dafür, 
daß Wachstum und Beschäftigung für die Jahre 1998, 
1999 und 2000 stimmen. Mit Ihrer Art der Steuerpoli-
tik wird Deutschland mittel- und langfristig die 
Maastricht-Kriterien nicht erfüllen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Haussmann, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Spiller? 

Dr. Helmut Haussmann (F.D.P.): Nein, ich will im 
Kontext vortragen, auch wenn es für die Sozialdemo-
kraten unangenehm ist. 

Beschäftigungspolitik in Europa heißt zunächst 
einmal, die Währungsunion auch innenpolitisch und 
haushaltspolitisch durchzusetzen und zu unterstüt-
zen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Währungsunion ist nach wie vor das wichtigste 
Beschäftigungsprojekt. 

Es ist unter Niveau, Herr Sterzing, wenn Sie erklä-
ren, wir betrieben eine Politik des Geldes, der Polizei 
und des Militärs. Was steht denn hinter dem gemein-
samen Geld? - Mehr Arbeitsplätze für uns Europäer. 
Was steht denn hinter dem Begriff Polizei? - Mehr Si-
cherheit für Europäer. Was steht denn hinter dem Be-
griff Militär? - Mehr Friedenspolitik in Europa. So, 
wie Sie das tun, kann man Europapolitik wirklich 
nicht betreiben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Alle Ministerpräsidenten haben dem Vertrag von 
Maastricht zugestimmt. Daran werden sie auch vom 
deutschen Parlament gemessen werden, egal, ob sie 
in Niedersachsen oder in Bayern regieren. Der ein-
zige Unterschied besteht darin, daß das Land Bayern 
die Maastricht-Kriterien erfüllt, während das Land 
Niedersachsen die Maastricht-Kriterien eben nicht 
erfüllt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Und das Land Hessen?) 

Insofern sind weder Herr Lafontaine noch Herr 
Schröder die geeigneten Mahner in bezug auf mehr 
Stabilität in Deutschland. Baden-Württemberg erfüllt 
die Maastricht-Kriterien, spätestens seit die F.D.P. 
dort mitregiert. Das muß man einmal in aller Deut-
lichkeit sagen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Und Hessen?) 

Die Kommadiskussion nimmt inzwischen perverse 
Züge an. Ich muß das wirklich sagen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das hören wir gern! 
- Weitere Zurufe von der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Als Ökonom kann ich nur sagen: Jeder Wissenschaft-
ler, aber auch jeder Medienvertreter hat die Aufgabe, 
klarzumachen, daß die Stabilität des europäischen 
Geldes nicht an einer Kommadiskussion hängt, son-
dern daran, daß wir nachhaltig für eine niedrige In-
flation, nachhaltig für niedrige Zinsen und nachhal-
tig für eine konvergente Wirtschaftspolitik eintreten. 
Egal, wen es betrifft: Wir dürfen die Bevölkerung 
nicht fehlinformieren. Wichtig für stabiles Geld sind 
eine niedrige Inflation, niedrige Zinsen und die Kon-
vergenz in der Wi rtschaftspolitik. Wichtig ist nicht 
zuletzt das Vertrauen der Märkte. Dieses entsteht 
nur, wenn man sich zur Währungsunion nicht nur in 
Sonntagsreden bekennt, sondern auch in der Innen-
politik, wenn man bei der Steuerreform und der 
Haushaltspolitik seine Aufgaben macht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Herr Lamfalussy hat in seiner Abschlußrede in 
Straßburg klar gesagt: Die tiefgehende strukturelle 
Arbeitslosigkeit in Europa kann nicht mit einem 
neuen Beschäftigungskapitel beseitigt werden.  - 
Sorry,  das ist die Wahrheit. Die tiefgehende struktu- 
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relie Arbeitslosigkeit muß mit nationalen Mitteln der 
Arbeitsmarktpolitik beseitigt werden. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Deshalb muß die Regierung 
jetzt erst mal abgewählt werden! Wir brau

-

chen national eine andere Mehrheit!) 

Ich kann den vereinigten Kollegen von Rot-Grün 
nur empfehlen: Seien Sie vorsichtig mit der Verach-
tung des Etiketts „neoliberal" ! Lesen Sie bitte einmal 
nach, was Tony Blair oder der neue Schatzkanzler in 
Großbritannien wirklich vorschlägt. Das ist eher neo-
liberal als altsozialistisch. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Sie reden von mehr Flexibilität; sie reden von mehr 
Deregulierung; sie reden von flexiblen Arbeitszeiten; 
sie reden davon, daß in der Sozialpolitik nicht das 
teuerste Land in Europa die Maßstäbe setzen darf, 
und sie vertreten eine strikt angebotsorientierte Be-
schäftigungspolitik. Das ist nichts anderes als eine li-
berale Beschäftigungspolitik und keine keynesiani-
sche schuldenfinanzierte Politik. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Das wollen wir austragen, und das müssen Sie wis-
sen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: „Schuldenfinanzierte Poli

-

tik"? Das wollen wir einmal austragen? Ihr 
wollt doch die Verschuldung erhöhen! Ihr 

wollt doch mehr Schulden machen!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: So, jetzt ist es gut. 
Herr Fischer, haben Sie eine Zwischenfrage? 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nein, nein, Frau Präsiden

-

tin! Die wollen mehr Schulden machen! - 
Dr.  Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Sie sind 
doch der größte Steuererhöher! Jeden Tag 
haben Sie doch Vorschläge für Steuererhö

-

hungen! Wer die Steuern so erhöhen will 
wie Sie, dürfte das zu allerletzt dazwischen

-

rufen! - Joseph Fischer [Frankfurt] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber wir 

machen es wenigstens ordentlich!) 

Dr. Helmut Haussmann (F.D.P.): Meine Damen und 
Herren, wenn ein Beschäftigungskapitel in der Euro-
päischen Gemeinschaft mehr Koordinierung, mehr 
Qualifikation und eine bessere Abstimmung nationa-
ler Politiken bedeutet, dann stimmt die F.D.P. diesem 
Kapitel zu. Wenn aber ein Beschäftigungskapitel nur 
dazu dient, neue Schulden zu machen, 

(Joseph  Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ihr wollt doch die Verschul

-

dung erhöhen! - Weitere lebhafte Zurufe 
von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

der SPD) 

die die Nationalstaaten zu finanzieren haben, dann 
macht ein Beschäftigungskapitel keinen Sinn. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Jetzt warten wir so 
lange, bis sich wieder Ruhe einstellt. 

Dr. Helmut Haussmann (F.D.P.): Lassen Sie mich 
folgendes feststellen: Die europäische Idee ist mehr 
als die Währungsunion. Aber ohne die Währungs-
union wird aus der europäischen Integration nichts. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Wohl wahr!) 

Zur Währungsunion gehören Fortschritte bei der 
Politischen Union. Deshalb ist das, was Herr Hoyer 
und Herr Kinkel verhandelt haben, wichtig. Wir wol-
len mehr Rechte für das Europäische Parlament. 
Daran wird uns auch das Bundesverfassungsgericht 
messen. Wir wollen eine flexible, eine progressive In-
tegration. Das heißt: Je mehr Staaten da sind, um so 
eher muß es möglich sein, daß einzelne Staaten vor-
angehen, ohne daß andere ausgeschlossen werden. 
Diese Idee der flexiblen Integration ist für die Inte-
gration in Europa enorm wichtig. Wir wollen ferner 
mehr Sicherheit in Europa durch eine gemeinschaft-
liche Innen- und Justizpolitik. 

Am Ende des Tages werden Sozialdemokraten ent-
scheiden müssen, ob sie den Vertrag von Maastricht 
scheitern lassen. Wir brauchen eine Zweidrittelmehr-
heit. Sie werden sich am Schluß entscheiden müssen, 
ob Sie wegen Differenzen beim Beschäftigungskapi-
tel den ganzen Vertrag in Deutschland aufs Spiel set-
zen. Das wird nicht einfach werden. Deshalb warne 
ich vor Festlegungen im Vorfeld. Denn der Vertrag 
von Maastricht ist die Voraussetzung für die Auf-
nahme von Beitrittsverhandlungen mit mittel- und 
osteuropäischen Staaten. Das ist sehr wichtig. Des-
halb: Kehren Sie zurück zu einer sachlichen Analyse! 
Wünschen Sie der Bundesregierung viel Glück in 
Amsterdam, wenn Ihnen an Europa etwas liegt! 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]) 

Ich will meine Rede mit einem besonderen Dank 
an Herrn Staatsminister Hoyer beenden, der monate-
lang - weit über das Übliche hinaus - alle Europa-
und Außenpolitiker informiert hat. Ich schließe mit 
dem Wunsch, daß Bundeskanzler Kohl und Außen-
minister Kinkel in Amsterdam Erfolg haben: damit 
Europa vorankommt, damit eine gemeinsame euro-
päische Währung eingeführt wird und damit eine er-
weiterte europäische Union gute Grundlagen für die 
nächste Generation von Europäern im nächsten Jahr-
hundert legt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Abgeordnete Manfred Müller. 

Manfred Müller (Berlin) (PDS): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Pro-
fessor Haussmann, es ist ein starkes Stück gewesen, 
was Sie uns hier vorgetragen haben. Sie wenden sich 
gegen eine keynesianische Schuldenpolitik zur 
Überwindung der europäischen Massenarbeitslosig-
keit. Sie aber sind der Weltmeister in der deutschen 
Schuldenpolitik - 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

nicht etwa, um Arbeitslose wieder in Lohn und Brot 
zu bringen, sondern um die Reichen noch reicher zu 
machen. Steuerkürzungen in Höhe von 9 Milliarden 
DM - nur, um die Reichen noch reicher zu machen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Ich kann mich noch erinnern, daß Sie im Rahmen 
des Kriteriums der Neuverschuldung monatelang 
von 2,9 Prozent gesprochen haben. Sie haben die 
Diskussion über die europäische Einheit durch die 
Kommadiskussion ersetzt und sagen jetzt in aller Of-
fenheit - ich höre das hier zum ersten Mal -, daß die 
europäische Einheit nicht an der Kommadiskussion 
scheitern darf. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Späte Einsicht!) 

Sie haben diese Kommadiskussion jahrelang geführt. 

Ich weiß aus unzähligen Gesprächen und Veran-
staltungen, welch große Hoffnung in den neuen Län-
dern auf Europa gesetzt wurde - viel größere übri-
gens als mittlerweile in der alten Bundesrepublik, wo 
der Verlust der D-Mark für manche in die Nähe der 
nationalen Selbstaufgabe rückt. Nun geben Sie sich 
aber bitte nicht der Hoffnung hin, die Menschen in 
den neuen Bundesländern würden auf die gleiche 
Weise dem Euro entgegenfiebern, wie sie einmal auf 
die D-Mark gehofft haben. Wer sieben Jahre nach 
der hastigen Einführung der D-Mark noch immer 
vergeblich auf blühende Landschaften wartet, wird 
sich kaum davon überzeugen lassen, daß der Euro 
um so mehr Arbeitsplätze bringt, je früher er einge-
führt wird. 

Vielmehr drängt sich der Eindruck auf, als würde 
der Gaul wieder einmal vom Schwanz her aufge-
zäumt. Oder um es konkreter zu sagen: Von der Ein-
führung des Euro werden Segnungen erwartet, die 
erst einmal geschaffen sein müssen, ehe eine ge-
meinsame Währung Sinn macht. 

(Beifall bei der PDS) 

Es ist schon bezeichnend, daß die glühenden Ver-
fechter der Währungsunion das Projekt nicht mehr so 
nennen, wie es eigentlich heißt, nämlich „Wirt-
schafts- und Währungsunion". Eine Wirtschafts-
union schließt realwirtschaftliche Angleichungen 
ein. Sie setzt vor allem gemeinsame wi rtschaftliche 
Anstrengungen beim Kampf gegen die Arbeitslosig-
keit voraus. Sie setzt voraus, daß es eine minimale 

Angleichung der sozialen Sicherungssysteme sowie 
der arbeitsmarkt- und tarifrechtlichen Rahmenbedin-
gungen gibt. 

Nichts davon ist im Vertragsentwurf zu finden. Sie 
sollten nicht immer wieder auf die Gewerkschaften 
hinweisen, die diesem Projekt angeblich zugestimmt 
haben. Die Haltung der Gewerkschaften hängt ganz 
entscheidend von dem Text ab, den Sie in der näch-
sten Woche vorlegen werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Ohne die Möglichkeit der Gewerkschaften, europäi-
sche Tarifverträge abzuschließen, werden die Ge-
werkschaften dieses Vertragswerk ablehnen. 

Die Situation auf den deutschen Baustellen hat 
deutlich gemacht, was droht, wenn die Europäische 
Zentralbank allein der Währungsstabilität verpflich-
tet ist. Wenn Staaten, die sich einer aktiven Beschäf-
tigungspolitik widmen, dafür Mittel bereitstellen und 
sich daher kurzzeitig über das vorgesehene K rite-
rium von 3 Prozent hinaus verschulden, dann muß 
die Europäische Zentralbank zum Beispiel die Mög-
lichkeit haben, eine nachhaltige Wi rtschaftspolitik 
auch damit zu honorieren, daß sie dann eben nicht 
im Rahmen des Stabilitätspaktes in die nationale 
Wirtschaftspolitik eingreift und dafür sorgt, daß diese 
Länder nicht in einen Topf einzahlen müssen, der 
ihre Verschuldung noch weiter in die Höhe treibt. 

Diese Einsicht hat sich herumgesprochen - nicht 
überall in diesem Haus, aber in Europa. Die Bundes-
regierung aber spielt inzwischen die Rolle des Brem-
sers. Sie verweigert sich einem Beschäftigungskapi-
tel mit konkreten Verpflichtungen und hält noch im-
mer an einem sogenannten Stabilitätspakt fest, ob-
wohl jedermann weiß, daß sie ihn nur noch durch 
kreative Buchführung und andere Interpretations-
künste bei den Konvergenzkriterien einhalten kann. 

In Ihrem Entschließungsantrag steht dazu über-
haupt nichts. Da heißt es: 

Die Gemeinschaft kann durch die stärkere Förde-
rung der Koordinierung der Beschäftigungspoli-
tik der Mitgliedstaaten, durch die Übernahme 
des Sozialabkommens von Maast richt in den Ver-
trag sowie durch die stärkere beschäftigungsrele-
vante Ausrichtung des europäischen Sozialfonds 
zusätzliche wichtige Beiträge leisten. 

Also, zur Beschäftigungspolitik steht substantiell 
nichts in Ihrem Entschließungsantrag. Was ist Koor-
dinierung, wenn diese Koordinierung nicht von kon-
kreten Maßnahmen begleitet wird, wenn sie nicht 
die Staaten schützt, die sich dem Beschäftigungspro-
blem wirklich widmen? Ihr Entschließungstext ist wie 
weiße Salbe. 

(Beifall bei der PDS) 

Es ist doch kein Wunder, daß die mahnenden Stim

-

men vor diesem Abenteuer mittlerweile aus allen 
Parteien kommen. Bevor Sie, Kollege Fischer, wieder 
einmal auf die breite Front von Gauweiler bis Gysi 
hinweisen, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sehr gut! Guter Hinweis!) 
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möchte ich Ihnen einmal die mahnenden Stimmen in 
der eigenen Fraktion nennen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Werner Schulz!) 

- Richtig, Kollege Werner Schulz dürfte von Herrn 
Gauweiler mindestens so weit entfernt sein wie von 
Gregor Gysi. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das macht seine Position ja 

so  bizarr!)  

Lieber die Währungsunion verschieben, als Hals 
über Kopf einen Euro einführen, der die Gauweilers 
wie Pilze aus dem Boden schießen läßt. 

(Beifall bei der PDS) 

Man muß schon sehr schlechte Argumente für die 
Sturzgeburt des Euro haben, wenn man seinen Kriti-
kern nichts anderes als Nationalismus vorwerfen 
kann oder die eilige Zusammenziehung der Wäh-
rungsunion zu einer Frage von Krieg und Frieden 
macht. Es ist reiner Geldfetischismus, von der Ein-
führung des Euro Dinge zu erwarten, die allein die 
Politik schaffen kann. 

Auch das möchte ich an die Adresse der bündnis-
grünen und sozialdemokratischen Euro-Fetischisten 
richten: Wo die neoliberale Politik versagt hat, näm-
lich bei der Beseitigung der Arbeitslosigkeit, kann 
man sie nicht durch eine neoliberale Finanz- und 
Haushaltspolitik rückgängig machen. 

(Beifall bei der PDS) 

Es läßt sich nicht leugnen: Währungskurse und 
Geldwertstabilität gehorchen weniger den ökonomi-
schen Lehren als der gesellschaftlichen Psychologie. 
Im Grunde genommen weiß das niemand besser als 
der ökonomische Sachverstand - deshalb auch die 
großen Sorgen der Banker über die kreative Buchhal-
tung des Kollegen Waigel und die Angst der Bundes-
regierung vor einer Verschiebung des Euro. 

Aber ich muß mich schon außerordentlich wun-
dern, wie sehr Sie bei der europäischen Integration 
um das Vertrauen der Finanzmärkte buhlen und wie 
wenig Ihnen am Vertrauen der Menschen gelegen 
ist, ohne die dieses Europa niemals Wirklichkeit wer-
den kann. 

(Beifall bei der PDS) 

Der Hamburger Bürgermeister Henning Voscherau 
hat völlig zu Recht darauf hingewiesen, daß der 
Durchbruch zu einem demokratischen Europa für 
den Kanzler in Maast richt gescheitert war. Die Wäh-
rungsunion sei eine reine Ersatzhandlung. In der ge-
genwärtigen Europadebatte geht es nicht um mehr, 
sondern um weniger Demokratie. Die nationalen Par-
lamente geben keine Rechte an das Europäische Par-
lament ab, sondern an die europäischen Behörden, 
und die Souveränität der europäischen Völker wird 
einem Stabilitätspakt geopfert, der zum Sozialabbau 

und zum Verzicht auf aktive Arbeitsmarktpolitik 
zwingt. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Klassisch nationalbolsche

-

wistische Position!) 

Nach einer Untersuchung des Wissenschaftszen-
trums Berlin betrachten 70 Prozent der Menschen in 
den neuen Bundesländern die Demokratie als die be-
ste aller Staatsformen. Aber mehr als zwei Drittel leh-
nen die Art und Weise ab, wie Demokratie hierzu-
lande praktiziert wird. Ich denke, daß das ostdeut-
sche Unbehagen angesichts des westdeutschen De-
mokratiestils durch den gegenwärtigen Kurs in der 
Europapolitik nicht kleiner, sondern größer gewor-
den ist. 

(Beifall bei der PDS) 

Dieses Unbehagen nährt sich übrigens auch aus 
der für die Menschen in den neuen Ländern schwer 
einsehbaren Tatsache, daß zwar Dänen und Franzo-
sen in einem Referendum über Maastricht abstim-
men dürfen, nicht aber die Deutschen. Ihre Ableh-
nung einer Volksabstimmung wird übrigens auch 
nicht einsehbar, wenn Sie sich hinter die Verfassung 
zurückziehen. Dieses Grundgesetz ist bereits so häu-
fig geändert worden, um demokratische Rechte ein-
zuschränken, daß es wirklich eine Wohltat wäre, 
wenn es diesmal um ein demokratisches Recht für 
die Bürgerinnen und Bürger erweitert würde. 

(Beifall bei der PDS) 

Natürlich haben wir einen Antrag zur Volksabstim-
mung über Euro und Maastricht II eingebracht, um 
eine Mehrheit gegen die Ergebnisse der konservati-
ven Politik zu mobilisieren. Aber im Unterschied zu 
Ihnen glauben wir nicht, daß das Ende Ihrer Europa-
politik das Ende der europäischen Integration ist. Im 
Gegenteil, ein Referendum über den Euro und 
Maastricht II würde nicht nur das Ansehen unserer 
Demokratie erhöhen, sondern auch neue Hoffnun-
gen auf ein demokratisches Europa wecken. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der PDS - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Von der Internationale zur Nationale!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort erhält 
jetzt der Abgeordnete Gerd Müller. 

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Europa ist nicht ein 
Traum, nicht eine Vision; Europa ist Realität, Realität 
dank Konrad Adenauer und Helmut Kohl. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es waren und sind die Christdemokraten, die dieses 
Europa in den letzten 50 Jahren gebaut haben. Dies 
läßt etwas den Frust der Opposition, der Sozialdemo-
kraten und Sozialisten in Europa verstehen. 

Wir haben eine atemberaubende Zeit hinter uns, 
atemberaubende zehn Jahre seit 1987. Man muß sich 
das noch einmal verdeutlichen: die Schaffung des 
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Europäischen Binnenmarktes, die Europäische Wi rt
-schafts- und Währungsunion, der Beitritt Finnlands, 

Schwedens und Österreichs zur Europäischen Union, 
die Neubegründung einer Zusammenarbeit mit den 
Staaten Mittel- und Osteuropas. Bundeskanzler Hel-
mut Kohl, Theo Waigel und die Außenminister sind 
die tragenden Kräfte dieser erfolgreichen europäi-
schen Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte ein paar Anmerkungen zu den lauf en-
den  Regierungsverhandlungen machen. Ich finde es 
außerordentlich gut, daß die Regierung fünf Tage vor 
den Abschlußverhandlungen der Regierungen die 
Stunde des Parlaments einläutet und sich noch ein-
mal rückkoppelt. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist aber eher die 
Sekunde des Parlaments, nicht die  Stunde!)  

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Müller, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Weng? 

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): Ich entwickle meinen 
Gedankengang und werde auf die Themen, die er 
anschneiden möchte, wohl noch zu sprechen kom-
men. 

Europapolitik ist für mich und für uns längst keine 
Außenpolitik mehr. Deshalb ist es wichtig, daß das 
deutsche Parlament eine Woche vor den abschließen-
den Regierungsverhandungen sagt, was es will. Ich 
sage auch: Es gibt Defizite. Der Europäischen Union 
fehlt es ein Stück weit an Transparenz und an parla-
mentarischer Kontrolle. Deshalb frage ich: Welche 
Forderungen richten wir an den Gipfel von Amster-
dam? Welche Erwartungen haben wir an die Ver-
handlungsführer? 

In bezug auf die Reform der Institutionen erwar-
ten wir eine klare Kompetenzabgrenzung zwischen 
den Rechten der Europäischen Union und denen der 
Mitgliedstaaten und eine neue Funktionalreform bei 
der Aufteilung der Aufgaben zwischen Europäischer 
Union, den Mitgliedstaaten, den Ländern und den 
Regionen. Man kann nicht nur oben an Kompetenz 
draufsatteln. Wir wollen weniger Bürokratie, weniger 
Staat in der Europäischen Union. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]) 

Deshalb hat die CSU auf die st rikte Anwendung des 
Subsidiaritätsprinzips immer großen Wert gelegt. Wir 
wollen stärkere regionale Ansätze, beispielsweise in 
der Agrarpolitik. 

Ein weiteres Problem ist: Wie schaffen wir Demo-
kratie in der Europäischen Union? Nun wird hier ein 
Weg durch die Einführung häufigerer Mehrheitsent-
scheidungen aufgezeigt. Es gibt Kolleginnen und 
Kollegen des Deutschen Bundestages, die sagen: Bei 
allen Entscheidungen muß in Zukunft im Ministerrat 
mit Mehrheit abgestimmt werden. Parallel dazu sollte 
es ein Mitentscheidungsrecht des Europäischen Par

-

laments geben. Ich frage: Ist das Demokratie? Ich 
meine: Nur bedingt. Man muß sich über folgendes 
klarwerden: Wenn man Mehrheitsentscheidungen, 
beispielsweise in der Innen-, Rechts- und Sozialpoli-
tik - ich möchte nur einen Punkt herausgreifen -, ein-
führt, bedeutet dies, daß in Brüssel der deutsche 
Ratsminister überstimmt werden kann, so daß sich 
seine Position und damit auch die Position des deut-
schen Parlaments nicht durchsetzt. Das deutsche Par-
lament ist anschließend gezwungen, Gesetze umzu-
setzen, die wir so nicht beschlossen haben. Wer ver-
tritt diese Gesetze gegenüber dem europäischen Bür-
ger? - Wir als Abgeordnete, die diese Gesetze so 
nicht beschlossen haben. Dies ist die Kehrseite des 
Mehrheitsprinzips, die sich dann ergibt, wenn man 
seine Anwendung in allen Bereichen fordert. Wir 
müssen das konsequent zu Ende denken. Die Pro-
bleme können wir beispielsweise im Agrarbereich 
sehen. Wir müssen gegenüber dem Bürger draußen, 
der sagt: „Ihr seid unsere gewählten Abgeordneten", 
Dinge vertreten, die wir hier eigentlich nicht zu ver-
antworten haben bzw. in Brüssel nicht beeinflussen 
konnten. 

Mehrheitsentscheidungen im Rat setzen eine be-
friedigende Stimmengewichtung im Rat voraus. Wir 
haben das Prinzip der doppelten Mehrheit vorge-
schlagen; Außenminister Kinkel sprach heute von 
der 60-Prozent-Mehrheit. Dies ist ein richtiger und 
wichtiger Weg. 

Die Einführung eines Mitentscheidungsrechts des 
Europäischen Parlaments setzt - darauf muß hinge-
wiesen werden; dies muß eingefordert werden - die 
Proportionalität bei der Sitzverteilung voraus. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Und 
bei der Stimmgewichtung der Kommission!) 

Wir haben im Europäischen Parlament die Situation - 
„ One man, one vote" kann nicht nur für Südafrika 
eingefordert werden -, daß ein deutscher Abgeord-
neter 820 000 Einwohner vertritt, daß aber ein öster-
reichischer Abgeordneter nur 370 000 Einwohner 
und ein finnischer Abgeordneter 310 000 Einwohner 
vertritt. Wir brauchen eine Annäherung bei der Pro-
portionalität und die Verwirklichung eines einheitli-
chen Wahlrechts. Dann sind auch wir für mehr Mit-
entscheidungsrechte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch zur 
Rolle des Rates wäre einiges zu sagen. Herr Staatsmi-
nister Hoyer hat die Forderung nach einem eigenen 
Initiativrecht des Rates eingebracht. Dies war im Au-
genblick noch nicht mehrheitsfähig. Ich halte es mit 
meiner Fraktion aber schon für etwas paradox, daß 
wir ein Europa schaffen, in dem aus dem Ministerrat 
heraus keine politische Initiative angestoßen werden 
kann. Wir begrüßen - das sind die zentralen Erfolge 
- die Fortschritte auf den Sektoren Innen- und 
Rechtspolitik, eine verbesserte und effektivere Zu-
sammenarbeit bei der Polizei und der Justiz und die 
Stärkung von Europol. Genau das sind die Antwor-
ten, die der Bürger von uns und von Europa will. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
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Damit keine Unklarheiten - auch bei unseren bayeri-
schen Freunden - bleiben: Der Vertrag muß die Ge-
fahr des Zuwanderungsdruckes aus Drittstaaten aus-
schließen. Ich sage: Der Vertrag schließt sie aus. Wir 
wollen - dies ist auch die Position der Verhandlungs-
führer der Bundesregierung - keinen Sozialtourismus 
von Asylanten und Flüchtlingen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir brauchen keine europäischen Beschäftigungs-
programme. Als ich 1972, Frau Wieczorek-Zeul, in 
die CSU eingetreten bin, waren Sie noch Vorsitzende 
der Jungsozialisten in Deutschland. Wir beide sind 
25 Jahre älter geworden und nicht unbedingt weiser, 
aber die Rede, die Sie gehalten haben, war eine Rede 
aus der alten Stamokap-Zeit. 

(Lachen der Abgeordneten Heidemarie 
Wieczorek-Zeul [SPD] und Ingrid Matthäus

-

Maier [SPD]) 

Ich glaube, Sie haben - das sage ich den Kollegin-
nen und Kollegen der Opposition insgesamt - den 
Vertrag noch nie gelesen. Schon jetzt steht in Art. 130 
die klare Verpflichtung zur Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik. Sie lenken mit dieser Geisterdebatte 
davon ab. Wir haben längst die Koordinierung der 
europäischen Finanz- und Wirtschaftspolitik. Wir ha-
ben den Binnenmarkt geschaffen. Was sind der Bin-
nenmarkt - Sie sprachen vom größten europäischen 
Beschäftigungsprogramm -, die Freizügigkeit und 
die gemeinsame Handelspolitik denn anderes? Im 
Vertrag haben wir die Koordinierung der For-
schungspolitik, transeuropäische Netze und Außen-
handelsvertretungen verankert. Wir haben in den 
letzten fünf Jahren den europäischen Haushalt ver-
doppelt und Struktur-, Regional-, Kohäsions- und So-
zialfonds eingeführt. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Schade ums 
Geld!)  

Seit 1988 wurden über 100 Milliarden DM in den 
Strukturfonds für die Staaten des Südens der Ge-
meinschaft eingesetzt, um Beschäftigung zu schaf-
fen. Es gibt kaum einen Flughafen, kaum ein größe-
res Projekt im Süden der Gemeinschaft, das nicht we-
sentlich von der Gemeinschaft mitfinanziert wird. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das gilt aber auch für den 

Süden der Bundesrepublik!) 

Die Ergebnisse sind zum Teil zweifelhaft. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Beschäftigungsprogramme 
über den Verteidigungshaushalt für Bay

-

ern!)  

Wir sind soweit, daß in Griechenland zwischenzeit-
lich über tausend EU-Projekte laufen. Geld ist kaum 
noch unterzubringen. Über 10 Prozent dieser Mittel 
wird schon heute kein Verwendungsnachweis er-
bracht. Deshalb ist es falsch, neue Beschäftigungs-
programme zu fordern und einzuführen; dies kostet 
Geld und bringt kaum Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Weil Sie so geifern, muß ich Ihnen doch das Origi-
nalzitat Tony Blairs über Ihre Vorschläge vorlesen. 
Ich zitiere Tony Blair aus seiner Rede in Malmö: 

Die Sozialdemokratie werde unweigerlich auf 
dem Müllhaufen der Geschichte landen, wenn es 
ihr nicht gelinge, sich der antiquierten arbeits-
marktpolitischen Rezepte zu entledigen, welche 
die Schaffung neuer Arbeitsstellen behindern, 
statt fördern würden ... Die Linke werde ihre 
Macht wieder umgehend verlieren, sollte sie zu 
den diskreditierten Methoden des Staatsinter-
ventionismus der ungehemmten Steuererhöhun-
gen zurückkehren. 

Am Schluß hat Tony Blair seinen sozialdemokrati-
schen Freunden Europas zugerufen: 

Modernisiert euch oder sterbt! 

Ich sage euch: Modernisiert euch oder bleibt Opposi-
tion! 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat der 
Abgeordnete Norbert Wieczorek. 

Dr. Norbert  Wieczorek (SPD): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ein bißchen merk-
würdig ist diese Debatte schon. Es geht schließlich 
um zwei Themen in Amsterdam. Das eine Thema be-
handelt den Vertrag, und das andere behandelt das, 
was für die Einführung der Währungsunion getan 
werden muß. Ich habe den Eindruck, daß in einigen 
Reden diese Themen sehr vermischt worden sind. 
Deswegen möchte ich hier zu dem Thema Wäh-
rungsunion etwas sagen. 

Ich möchte klar sagen: Es ist richtig, in Amsterdam 
das EWS II zu verabschieden. Ich glaube, es kann 
noch sehr nützlich werden. Es ist richtig, für die EWU 
die Rechtsvoraussetzungen zu schaffen. Es ist richtig, 
den Stabilitätspakt abzuschließen. In diesem Zusam-
menhang fällt mir natürlich schon die Verbindung 
zum Vertrag auf, denn die Bewegungen zum Thema 
Beschäftigungskapitel, die jetzt von der Regierung 
angedeutet werden, haben etwas damit zu tun, daß 
die neue französische Regierung ihrerseits sagt, zum 
Stabilitätspakt gehöre noch etwas dazu. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will an dieser Stelle sehr deutlich sagen, daß 
wir den Stabilitätspakt unterstützen. Ich will Ihnen 
sagen, warum. Wir tun dies, weil wir nicht nur daran 
denken, wie man eine Währungsunion herbeiführt, 
sondern weil wir auch daran denken, wie man sie an-
schließend verwirklichen kann. Dazu gehört, daß die 
neue Zentralbank nicht in einem Dauerkonflikt mit 
den einzelnen Regierungen liegt, die ihre eigene Fis-
kalpolitik und ihre eigene Wirtschaftspolitik machen. 
Es muß vielmehr ein Korridor geschaffen werden. 
Deswegen ist das Kriterium von drei Prozent an die-
ser Stelle wichtig, damit es nicht zu einem Dauerkon-
flikt kommt; denn wenn er kommt, dann kann es 
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sehr schnell zu einem Brechen der Währungsunion 
kommen. Ich möchte von Herrn Kinkel irgendwann 
einmal hören, daß er sich auch darüber einmal Ge-
danken macht und nicht nur darüber, wie er ganz 
schnell seine Währungsunion bekommt. 

Ich sage das, um nicht mißverstanden zu werden. 
Ich sage das nicht, weil ich dagegen bin. Ganz im 
Gegenteil: Ich bin dafür, daß wir uns auf die Situation 
im Anschluß konzentrieren. Dazu gehören die von 
mir gemachten Überlegungen. Deswegen bin ich 
froh, daß die französische Regierung das noch einmal 
angesprochen hat, nachdem klar ist, daß sie den Text 
des Stabilitätspaktes nicht anzweifelt - das wurde 
mir vorhin noch einmal versichert - und daß sie zu-
sätzlich ernsthafte Absprachen über Beschäftigungs-
politik haben will. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist der zweite Punkt. Wir brauchen hier und 
heute dringend Beschäftigungspolitik. Herr Müller, 
da nutzt es überhaupt nichts, zu sagen, es stehe alles 
im Vertrag. Es ist nichts umgesetzt worden; das ist 
doch das Entscheidende. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sie verhin

-

dern doch!) 

Es ist geschlampt worden. Ich erinnere mich daran, 
daß ich vor anderthalb oder zwei Jahren zum Bun-
deskanzler gesagt habe: Wenn Sie diese Beschäfti-
gungspolitik weitermachen, dann wird Deutschland 
die größten Schwierigkeiten mit der Erfüllung der 
Kriterien bekommen. Wo stehen wir denn heute? Wir 
stehen genau an der Stelle, Herr Bundeskanzler. 

(Dr. Helmut Kohl [CDU/CSU]: Wir werden 
sie trotzdem erreichen!) 

- Herr Bundeskanzler, dazu komme ich gleich noch. 

Ein weiterer Punkt ist mindestens genauso wichtig. 
Wenn wir eine Währungsunion ohne eine erfolgrei-
che Beschäftigungspolitik haben, dann wird die 
Währungsunion an dieser Stelle zerbrechen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage Ihnen wie schon in der Ausschußsitzung 
sehr deutlich: Hören Sie auf, zu sagen, es gehe hier 
um finanzierte Beschäftigungsprogramme. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das hat doch 
keiner gefordert!) 

Wir haben doch bei der EIB wirklich genügend Geld. 
Ich finde es allerdings pikant, daß Herr Waigel die 
EIB aushöhlen will, indem er sich von ihr Kapital zu-
rückholen will. Dafür habe ich wenig Verständnis. 

Es gibt einen ganz entscheidenden Punkt, warum 
die Aufgabe der Koordination der Wirtschaftspolitik 
so in den Vertrag oder in zusätzliche Absprachen 
hineingehört, daß sie funktioniert. Ich bin dafür, daß 
es ein Initiativrecht in bezug auf die Koordinierung 
für die Kommission geben muß. Wir sind bald in 
einer Situation, daß wir die Währungsunion haben, 
aber daß einzelne Regionen nicht mithalten können. 
Dann haben wir aber keinen Wechselkursmechanis

-

mus mehr, um dieses Ungleichgewicht auszuglei-
chen. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Ja!) 

- Ja, Herr Kollege Haussmann, das wissen Sie so gut 
wie ich. Was passiert dann? Dann werden Arbeits-
markt, Beschäftigung, Einkommen und Soziales be-
troffen sein. Eines müssen wir doch wohl verhindern, 
daß dann jede dieser Regionen - das mag ein ganzer 
Staat oder ein Staat für eine Region sein - eine 
„beggar my neighbour-policy" macht, wenn es nicht 
einen gemeinschaftlichen Ansatz gibt. Wir müssen 
wie in der Steuerpolitik jetzt endlich anfangen, den 
Trend zu korrigieren, daß sich die Schraube nach 
unten dreht. Das muß verhindert werden. Deswegen 
brauchen wir einen gemeinschaftlichen Ansatz. Das 
ist für mich konstitutiv für das dauerhafte Funktionie-
ren der Währungsunion. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. 
Dr. Christa Luft [PDS]) 

Deshalb empfehle ich Ihnen sehr, diesen Ball der 
Franzosen aufzunehmen und an der Stelle etwas Ge-
scheites in den Vertrag hineinzuschreiben. Sie haben 
sich der Lächerlichkeit ausgesetzt, als Sie aus dem 
Entwurf der niederländischen Regierung alles her-
ausstreichen wollten. Das ist genau der falsche Weg. 
Ich empfehle Ihnen eine Kehrtwende und genau 
diese Vorschläge in den Vertrag hineinzuschreiben. 

Wir reden nicht über finanzierte Beschäftigungs-
programme. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Frau Wulf

-

Mathies will genau dies!) 

Das ist nicht der Punkt. Es geht um diese Ansätze. 
Wenn Sie sie versäumen, können Sie das Funktionie-
ren der Währungsunion gefährden. 

Jetzt will ich noch etwas zu Herrn Blair sagen, 
Herr Müller. Im Gegensatz zu Ihnen habe ich die 
Rede gehört. Ich habe mit Herrn Blair gesprochen. So 
begabt sind wir schon lange: Wir sind für Flexibilisie-
rung mit sozialer Gerechtigkeit. Da gibt es keinen 
Unterschied zwischen Herrn Blair und uns. 

(Beifall bei der SPD) 

- Gucken Sie sich doch an, was die Gewerkschaften 
in den Betrieben gemacht haben. Hätte der Bundes-
kanzler nach der Wahl im März 1996, nachdem die 
F.D.P. gerettet war, nicht den groben Fehler gemacht, 
die Tür zuzuschlagen, wären wir bei vielen Reformen 
in der Bundesrepublik längst viel weiter. Das war 
doch der eigentliche Fehler des Bundeskanzlers. Ma-
chen Sie sich doch nichts vor! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Herr Blair sagt zum Beispiel: Wir müssen dringend 
in die Ausbildung investieren. Deswegen will er eine 
Umlage einführen. A la bonne heure! Bitte schön. 

Wo sind denn eigentlich die großen Unterschiede? 
Wir haben schon längst einiges in den Programmen 
drin, was die Labour Party erst nachgeholt hat. Ich 
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will ihr das nicht vorwerfen. Nur, Sie werden feststel-
len, daß es da eine sehr viel engere Zusammenarbeit 
geben wird, als es Ihrer gegenwärtigen Vorstellung 
entspricht. Das garantiere ich Ihnen auch für das Ka-
pitel Beschäftigungspolitik. Sie hätten einmal hören 
müssen, was Gordon Brown am Montag im Ecofin

-

Rat vorgetragen hat. Vielleicht nehmen Sie das ein-
mal zur Kenntnis. 

Ich will noch etwas zu der gespenstischen Debatte 
über Kriterien und Zeitplan sagen. Lassen Sie mich 
daran erinnern, was wir selbst hier beschlossen ha-
ben und was uns das Bundesverfassungsgericht auf-
getragen hat. Ich lese nur einen Absatz aus der Ent-
schließung des Bundestages vom 7. Februar 1992 
vor. Unter Ziffer 3 steht: 

Dabei werden beim Übergang zur dritten Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion die Stabili-
tätskriterien eng und st rikt auszulegen sein. Die 
Entscheidung für den Übergang zur dritten Stufe 
kann nur auf der Grundlage erwiesener Stabili-
tät, des Gleichlaufs bei den wirtschaftlichen 
Grunddaten und erwiesener und dauerhafter 
haushalts- und finanzpolitischer Solidität der teil-
nehmenden Mitgliedstaaten getroffen werden. 
Sie darf sich nicht an Opportunitätsgesichtspunk-
ten, sondern muß sich an den realen ökonomi-
schen Gegebenheiten orientieren. 

Dies könnte ich fortführen. 

Aber was sind die realen ökonomischen Gegeben-
heiten? Das ist nämlich genau die Beschäftigung. 
Das, was Sie gemacht haben, ist eine verfehlte Poli-
tik. Sie hat erstens dazu geführt, daß wir nicht nur 
hohe Arbeitslosigkeit, sondern zugleich eine niedri-
gere Beschäftigung haben. Wir haben nämlich weni-
ger Beschäftigungsverhältnisse. Zweitens haben wir 
ruinierte Haushalte. Das ist das Ergebnis. 

Deswegen frage ich mich, was diese künstliche 
Debatte soll. Wir haben gesagt: Es gibt eine strenge 
Interpretation. Aber da ist der Herr Waigel, der sagt: 
3,0 Prozent. Graf Lambsdorff ist jetzt bei 3,3 Prozent 
gelandet. Andere reden gar nicht mehr darüber. -
Was gilt nun eigentlich? 

Zum Zeitplan sagt Herr Kohl gerade heute wieder, 
nachdem es eine Pressemeldung gegeben hat, daß 
man den Eintritt vielleicht doch um ein Jahr verschie-
ben wolle, 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Auf ein

-

mal!) 

natürlich nichts. Vor kurzer Zeit hat er gesagt, er ma-
che seine politische Zukunft von der pünktlichen 
Einführung des Euro ab. 

Das alles ist doch gar nicht das Problem. Das Pro-
blem ist doch schlicht und einfach, daß Sie mit der 
Politik, die Sie im Moment vorführen, Zweifel daran 
säen, was nun gilt. Gilt der Zeitplan, oder gilt die Er-
füllung der Kriterien, so wie wir es beschlossen ha-
ben? Das ist doch der Punkt. Im Moment erfüllen Sie 
die Kriterien nicht. Das Theater, das Sie um die Haus-
halte 1997 und 1998 vorführen, und das dauernde 
Verschließen der Augen vor der Realität der Haus-
haltswirklichkeit haben doch in Wirklichkeit die De

-

batte mit sich gebracht. Es ist doch gar nicht klar, ob 
die Kriterien erfüllt werden. 

Sagen Sie endlich, was für Sie gilt. Gilt der Zeit-
plan? Gelten die Kriterien? Wenn das, was wir immer 
sagen, richtig ist, daß nämlich beides vertragsgerecht 
gilt, dann sind Sie bei der Erfüllung der Kriterien ge-
fordert, eine Politik vorzuweisen, die das glaubwür-
dig macht. Dies ist der entscheidende Punkt. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abg. 
Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]) 

- Herr Kollege Haussmann, wenn Sie einen Zwi-
schenruf machen wollen, dann so, daß ich ihn ver-
stehe. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Sie müssen 
uns bei der Erfüllung helfen!) 

- Herr Haussmann, das ist schön und gut. Es geht im-
mer um die Rolle im Bundesrat. Es kann doch wohl 
nicht im Ernst Ihr Glaube sein, daß Sie etwas auf ei-
nem falschen Weg beschließen, der uns in diesen 
Schlamassel geführt hat, und noch eines draufsetzen, 
dann aber von uns verlangen, wir sollten dem zu-
stimmen. Wenn wir das nicht täten, praktizierten wir 
Blockade. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS - Dr. Helmut Haussmann 

[F.D.P.]: Ihr müßt da mitmachen!) 

Da muß ich Sie fragen: Warum kommen Sie bei die-
ser Haushaltslage auf die, wie ich sage, schwachsin-
nige Idee, die Vermögensteuer für Private abzuschaf-
fen. Erklären Sie das doch einmal jemandem! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Das ist doch genau der Punkt. 

Deswegen haben Sie bei der Erfüllung der Krite-
rien die Bringschuld. Machen Sie es so, daß es glaub-
würdig ist, nicht à la Goldfinger, wie der Kollege 
Waigel das machen wollte, nicht mit kreativer Buch-
führung, die wir übrigens zu Recht gemeinsam - ich 
kann das gerade aus meiner Stellung sehr deutlich 
sagen - bei anderen kritisiert haben. Und dann wählt 
die Bundesregierung selber einen solchen Ansatz. 
Dies führt doch nicht zu Vertrauen in den Märkten. 
Dies führt auch nicht zu Vertrauen bei der Bevölke-
rung. Es macht, im Gegenteil, das Mißtrauen gegen-
über der Politik in der Bevölkerung größer. Das ist 
das, was Sie erreicht haben. 

Deswegen fordere  ich Sie auf: Kommen Sie her 
und sagen Sie uns, wie Ihre Politik zur Erfüllung der 
Kriterien aussieht! Machen Sie eine Politik, die eine 
Kehrtwende in bezug auf die Beschäftigung macht. 
Nur so wird es gelingen. 

(Beifall bei der SPD) 

Beeilen Sie sich sehr damit! Wenn Sie sich nämlich 
nicht sehr beeilen, dann haben Sie über die Zeit 
strecke überhaupt keine Chance mehr, zu einem ge-
scheiten Ergebnis zu kommen. Was ist denn im näch-
sten Jahr, wenn Sie es nicht schaffen? - Ich muß Sie 
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daran erinnern, daß Sie das vertreten müssen; denn 
eine solche Situation ist dann durch Ihre Politik ein-
getreten. Oder ist Ihnen egal, was aus der gemeinsa-
men Währung wird? 

Herr Kinkel, Sie haben völlig recht - das sage ich 
mit allem Ernst -, eine Verschiebung bringt erhebli-
che Probleme mit sich. Ob sie so groß sind, wie Sie 
geschildert haben, mag man ja diskutieren. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Reden Sie 
mal zu Hannover!) 

- Ich sage gleich noch etwas dazu, Helmut Hauss-
mann. 

Eine Währungsunion, die nicht solide anfängt, die 
nicht genügend Vertrauen in der Bevölkerung, in 
den Märkten hat, führt ebenfalls zu erheblichen Pro-
blemen. Bei fehlender Beschäftigungspolitik, bei 
fehlenden Absprachen über Sozialpolitik in Europa 
birgt sie die Gefahr des Scheiterns. Diesen GAU der 
Europapolitik möchte ich nicht erleben. Deshalb gilt 
es für uns alle, eine ordentliche Währungsunion zu 
beginnen, so wie immer gemeinsam beschlossen. Es 
liegt an Ihnen, dafür die Voraussetzungen zu schaf-
fen. 

Kollege Helmut Haussmann, Sie haben Hannover, 
also den Kollegen Gerhard Schröder, angesprochen. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Ja, ein 
offenes Wort!) 

Der Kollege Gerhard Schröder hat der Formulie-
rung, die wir bewußt gewählt haben, immer zuge-
stimmt - das ist auch seine Haltung -: Vertragsge-
rechte Erfüllung der Kriterien und des Zeitplans! 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Na, na, na! 
Das ist ein Schlingern!) 

Daß er die Situation diskutiert - in anderer Form, als 
ich das machen würde - angesichts Ihrer Politik, an-
gesichts des jetzigen und des zu erwartenden Haus-
halts, angesichts der Tatsache, daß es immer hin und 
her geht, ist legitim. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Er schlin

-

gert, er spielt mit den Kriterien! Er setzt es 
innenpolitisch ein! Wer hat denn von 

„Monopoly-Geld" gesprochen?) 

- Nein, da wird nicht gespielt. 

Wer hat denn das verursacht? - Der Kollege Wai-
gel, der die Augen verschlossen hat vor den Zahlen: 
Er hat 1995 ein Defizit von 3,5 Prozent, 1996 ein sol-
ches von 3,9 Prozent erwirtschaftet, 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Ohne Schrö

-

der und Lafontaine wären wir bei 2,5!) 

und es pfeifen doch die Spatzen von den Dächern - 
obwohl das Jahr noch nicht zu Ende ist -, daß wir in 
diesem Jahr jetzt schon bei über 3 Prozent liegen. Es 
ist nicht zu sehen, wie Sie das korrigieren wollen. 

Deswegen nochmals mein Rat an Sie: Wenn Sie die 
Währungsunion gemeinsam mit uns solide realisie

-

ren wollen - wir wollen das -, dann sorgen Sie dafür, 
daß Ihre Haushaltspolitik in Ordnung kommt, 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Sie müssen 
etwas dazu beitragen!) 

daß Ihre Beschäftigungspolitik in Ordnung kommt! 
Schaffen Sie im europäischen Bereich die Vorausset-
zungen dafür, daß Beschäftigungspolitik möglich 
wird, damit die Franzosen mitmachen - das ist nicht 
unwichtig - und damit die Währungsunion hinterher 
auch funktioniert. Das wird schwierig genug. Das ist 
unsere gemeinsame Aufgabe. 

Erfüllen Sie endlich Ihre Bringschuld, und kommen 
Sie mit Vorschlägen, die glaubwürdig und ökono-
misch wirksam sind! Dieses Theater, das gerade ab-
läuft - Steuererhöhungen ja, Steuererhöhungen nein, 
Steuersenkungen, mal fehlen 30 Milliarden DM, mal 
57 Milliarden DM -, ist doch keine vernünftige Poli-
tik, von der man seriös sagen kann, daß sich jemand 
bemüht, Europa voranzubringen, indem er die Wi rt

-schaftslage in dieser Bundesrepublik durch mehr Be-
schäftigung stabilisiert. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste in der 
Debatte spricht die Abgeordnete Kristin Heyne. 

Kristin Heyne (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr Kinkel, 
Sie haben zwar eben die Regierungserklärung abge-
geben - 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Verlesen!) 

immerhin 25 Minuten; diese Gelegenheit haben Sie 
nicht oft -, aber daß Sie hier gesprochen haben, hat 
natürlich mit der Wirklichkeit wenig zu tun: Am Wo-
chenende in Amsterdam wird nicht Herr Kinkel Poli-
tik machen. Es wird ein anderer Minister sein, aus 
der anderen kleinen Partei dieser Koalition. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Was haben 
Sie gegen kleine Parteien!) 

Der Finanzminister, der dort seine Stunde haben 
wird, wird ein weiteres Mal die Außenpolitik gestal-
ten. Mit inbegriffen ist das Risiko, daß jahrzehntelan-
ges Aufbauen europäischer Integration mit der Stabi-
litätskeule zertrümmert wird. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Michaela Gei

-

ger) 

Übrigens, Kollege Müller, bei diesem Thema - 
europäische Integration und jahrzehntelanger Auf-
bau - fällt mir auch der Name Willy Brandt ein. Viel-
leicht hört bei Ihnen Europa an der Oder auf, für 
mich nicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 
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In dieser Koalition ist eine zielgerichtete, gemein-
same Regierungspolitik nicht mehr realisierbar. Auch 
das Bild vom Schwanz, der dann mit dem Hund wak

-

kelt, stimmt in diesem Fall nicht. Nein, es ist schlim-
mer: Wir haben vor uns einen Hund mit zwei Köpfen: 
Der eine bellt „Stabilität" und zerrt nach rechts, der 
andere bellt „Steuersenkung" und zerrt nach links - 
mit dem Ergebnis, daß sich dieses Tier wild bewegt, 
viel Porzellan zerschlägt, aber nicht von der Stelle 
kommt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Der, der eigentlich der Kopf sein sollte, knurrt noch 
ab und zu einmal „Europa" , aber er rührt sich nicht. 
Er sitzt still und stumm. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Wider

-

spruch bei der F.D.P.) 

Eine Drei-Parteien-Koalition ist objektiv kein leich-
tes Unterfangen. Wenn die große Partei, die das 
Schwergewicht bilden sollte, aber ohne Richtung 
und ohne Ziel ist, dann geht sie das Risiko ein, daß 
bei den kleinen Parteien die Profilierungsgelüste ins 
Kraut schießen - wie fragwürdig dieses Profil auch 
sein sollte. 

Eine Ein-Punkt-Partei wie die F.D.P. mit einem ein-
zigen Programmpunkt, nämlich dem der Steuersen-
kung, neigt zu Dogmatismus und kann sich auf ver-
änderte Anforderungen nicht mit der nötigen Flexibi-
lität einstellen. Ich weiß, wovon ich rede. Wir haben 
in unserer Geschichte durchaus Erfahrungen damit. 

Die Profilierungsgelüste des anderen kleinen Part-
ners dieser Koalition sind für ihre Regierungsfähig-
keit zur Zeit mindestens ebenso gefährlich. Die CSU 
hat sich niemals ernsthaft auf den Euro eingestellt 
und ihn akzeptiert. Es ist auch nicht so leicht, der Be-
völkerung klarzumachen, warum wir die D-Mark 
aufgeben wollen. 

Aus Gründen der Wahlarithmetik hat sich die CSU 
für die Ja-aber-Variante entschieden. Es heißt: Ja, 
natürlich wollen wir den Euro, aber nur, wenn er 
ganz, ganz stabil ist. Den Euro darf es nur geben, 
wenn alle Teilnehmer wasserdicht stabil sind, also 
höchstens bei 3,000 Prozent Neuverschuldung liegen 
- lieber noch weniger, ganz egal, was der Maastricht-
Vertrag aussagt. 

Herr Haussmann, ich freue mich, daß Sie hier klar-
gestellt haben, wie Sie dazu stehen. Ich nehme aller-
dings an, daß Sie dann auch unseren Antrag, dies 
heute noch einmal zu bestätigen, unterstützen wer-
den. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul 

[SPD]) 

Was scheren sich bayerische Landesfürsten um 
europäische Verträge? Der Wähler im eigenen Land 
soll bei der Stange bleiben. Der Komfort einer abso-
luten Mehrheit soll nicht gefährdet werden. 

Aber eine Bundesregierung, die sich mit ihrer Fi-
nanz- und mit ihrer Außenpolitik vom Wahlkalkül ei

-

nes Ministerpräsidenten abhängig macht, muß früher 
oder später gegen die Wand laufen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Michael  Glos [CDU/CSU]: Hören Sie doch 

auf, solch einen Unfug zu reden!) 

Hätte dieser Finanzminister nicht schon so viel 
Schaden angerichtet, dann könnte er einem wirklich 
leid tun: Im Rücken hat er Herrn Stoiber mit der 3,0-
Prozent-Peitsche; die Steuersenkungspäpste Ger-
hardt und Westerwelle stehen wie die Cherubim mit 
flammendem Schwert vor jeder anderen Einnahme-
quelle: So taumelt dieser Finanzminister von einem 
Verzweiflungsakt zum anderen. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Was haben 
Sie gegen Steuersenkungen?) 

Plötzlich soll möglich werden, was selbst steuerein-
nahmegierige Grüne sich nicht getraut hätten, näm-
lich der Abbau von Steuervorteilen ohne tarifliche 
Entlastung. Aber davor steht natürlich Herr Wester-
welle und lehnt auch „getarnte Steuererhöhungen" 
ab. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Jetzt sagen 
Sie doch mal was zu Amsterdam!)  

Also irrt der Finanzminister weiter. Nachdem er es 
beim Gold nicht geschafft hat, streckt er die Finger 
wieder einmal nach der Sozialversicherung. Was ist 
das für eine verrückte Rechnung, die besagt: Bei der 
Pflegeversicherung haben wir zuviel genommen, da 
können wir den Beitrag senken. Dafür - so wird ge-
rechnet - können wir den Beitrag der Arbeitslosen-
versicherung wieder erhöhen, um Zuschüsse aus 
dem Haushalt einzusparen. 

Gibt es das Problem der Lohnnebenkosten für Sie 
plötzlich nicht mehr? Wie sehr soll dieser Minister die 
Sozialkassen zum Stopfen von Haushaltslöchern ei-
gentlich noch plündern? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul 
[SPD] - Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Jetzt 

kommen Sie mal zum Thema!) 

Aus dieser selbstverschuldeten Klemme - entweder 
höhere Verschuldung oder mehr Steuern - kommen 
Sie nicht heraus. 

Kollege Haussmann, wenn Sie heute die Nachrich-
ten hören, werden Sie feststellen, daß sich Ihre Partei 
inzwischen für die Erhöhung der Neuverschuldung 
ausgesprochen hat. Sie werden Ihre Reden dem zu-
künftig angleichen müssen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Dann hält er solche Reden! 
Schulden-Haussmann! - Gegenruf des Abg. 
Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Leiden

-

Fischer!)  

Diese Koalition wird sich entscheiden müssen. Sie 
wird das sehr bald tun müssen. 
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In dem innerdeutsch aufgewirbelten Staub scheint 
niemand mehr zu sehen, daß der Euro im Grunde in 
einem guten Fahrwasser ist. 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Richtig!) 

Die Konvergenz hat sich gut entwickelt; die Finanz-
märkte signalisieren mit niedrigen Zinsen Vertrauen 
in die Währung. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Dank Theo 
Waigel! Dank unserer Politik!) 

Sie haben sich auch durch die Forderung der neuen 
französischen Regierung, den Stabilitätspakt durch 
ein Beschäftigungskapitel zu ergänzen, nicht irritie-
ren lassen. 

Die aus Bayern angeschobene neue Verschie-
bungsdebatte ist schädlich und unnötig. Sie bezieht 
sich auf hausgemachte Probleme und auf überzo-
gene Stabilitätsforderungen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul 

[SPD]) 

Meine Damen und Herren, es wäre doch skanda-
lös, wenn das Projekt Euro am Koalitionsgerangel 
und am Chaos in der Finanzpolitik dieser Bundesre-
gierung scheitert. Sie, meine Damen und Herren von 
der Koalition, sind aufgefordert, heute Farbe zu be-
kennen. Wollen Sie eine Euro-Verhinderungsstrate-
gie à la Stoiber, oder stehen Sie zum Vertrag von 
Maastricht? Setzen Sie heute ein klares Zeichen für 
den Euro, stimmen Sie unserem Antrag zu! Auch 
Herr Kinkel hat zu Recht darauf hingewiesen, daß 
die Bundesrepublik hier eine Verpflichtung einge-
gangen ist. Stimmen Sie unserem Antrag zu, und for-
dern Sie die Bundesregierung auf, die Einhaltung 
des Maastricht-Vertrags in Wort und Geist durchzu-
setzen! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Sabine Leutheusser-Schnar-
renberger, F.D.P. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (F.D.P.): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte auf die Regierungskonferenz in Amsterdam 
zurückkommen und mich nicht mit dem im Jahre 
1992 mit überwältigender Mehrheit im Bundestag 
verabschiedeten Maastricht-Vertrag auseinanderset-
zen. Natürlich gibt es wenige Tage vor dem europäi-
schen Gipfel in Amsterdam verbale Schlachten um 
das Für und Wider, um das Ob und Wie einer ge-
meinsamen europäischen Währung, die jedoch in 
Amsterdam nicht zur Entscheidung ansteht. 

Aber in diesem unüberschaubar gewordenen Wirr-
warr von Meinungen und Stellungnahmen sind ge-
rade die derjenigen zu finden, denen der Prozeß der 
europäischen Einigung ein Dorn im Auge ist. An-
geblich ist es zum Wohl der Menschen, aber in Wahr-
heit wollen sie nichts anderes als unzweifelhaft be-
stehende Informationsdefizite, Ängste und Vorurteile 

der Menschen zu ihren Gunsten instrumentalisieren. 
Dem müssen wir auch bei dieser Debatte entgegen-
wirken. Deshalb ist es so wichtig, daß wir hier über 
die Regierungskonferenz diskutieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Wo und wie auch immer der jetzt zur Verabschie-
dung stehende Revisionsvertrag in Amsterdam Wün-
sche offenlassen mag, wo und wie er auch zu kritisie-
ren sein mag, eines steht fest: Die offenen und ver-
steckten Gegner des europäischen Einigungsprozes-
ses, die Apologeten des längst obsolet gewordenen 
klassischen Nationalstaats werden Grund haben, 
sich über das Ergebnis der Revisionskonferenz zu är-
gern. Das ist gut so; denn man mag ihn, wie er jetzt 
im Entwurf vorliegt, bewerten, wie man will. 

Er markiert zweifellos eine weitere und wichtige 
Etappe in der Entwicklung der Europäischen Union. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Nicht nur der wirtschaftliche, sondern gerade auch 
der politische Integrationsprozeß schreitet fo rt , viel-
leicht manchmal langsam, aber sehr stetig. Deshalb 
ist zu hoffen, daß die Völker und die Menschen Euro-
pas gerade nach Amsterdam wieder mehr zusam-
menrücken werden. 

Welche Integrationsfortschritte werden wir errei-
chen? 

Erstens. Den europäischen Institutionen werden 
zusätzliche, bisher teilweise allein auf einzelstaatli-
cher Ebene verfolgte Bereiche der Politik übertragen. 

Lassen Sie mich erwähnen: Die nach Art. 113 des 
EG-Vertrags zu vereinheitlichende gemeinsame 
Handelspolitik wird - so sieht es der niederländische 
Vertragsentwurf vor - unter anderem um das aus-
drückliche Ziel eines vereinheitlichten Schutzes des 
geistigen Eigentums angereichert . Gerade das stärkt 
nicht nur die Innovationskraft Europas, es ist auch 
ein Aspekt, der das abstrakte Ziel gemeinsamer Han-
delspolitik für die einzelnen, für die kreativen Men-
schen faßbar und einsichtig macht. 

In diesen Zusammenhang gehört auch die Diskus-
sion um das Beschäftigungskapitel; denn durch die 
Aufnahme eines auch von uns mit unterstützten Be-
schäftigungskapitels wird die gemäß Art . 103 des 
EG-Vertrags koordinierte Wi rtschaftspolitik um einen 
Aspekt angereichert. Die Anreicherung hat große Be-
deutung für die wirtschaftliche und fiskalische Pro-
sperität der Europäischen Union. 

Ich denke, es ist sehr richtig, wenn die Koalitions-
fraktionen dies ohne zusätzliche Budgetbelastungen 
der Mitgliedstaaten haben wollen; denn die Akzep-
tanz durch die Bürger liegt darin, daß sie wissen, daß 
durch die Beschlüsse von Amsterdam nicht noch 
mehr Geld für Europa ausgegeben wird. 

Ich darf hier aber auch sagen, daß zu begrüßen ist, 
daß sich die Regierungen in Britannien und Frank-
reich grundsätzlich zu Europa bekennen. Das zeigt, 
daß über Grenzen, über Parteigrenzen hinweg der 
Integrationsprozeß nicht aufgehalten werden kann. 
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Zweitens. Wir werden mit dem Revisionsvertrag 
wichtige politische Bereiche, die bisher der soge-
nannten dritten Säule, der Koordinierung von Innen-
und Justizpolitik, angehörten, in die erste Säule über-
tragen, sie also zu echten Gemeinschaftsaufgaben 
machen. Diesen Fortschritt dürfen wir nicht mit klei-
ner Münze handeln. Zu Beginn des Verhandlungs-
marathons konnten wir wirklich nicht erwarten, daß 
es zur Visa-, Asyl- und Einwanderungspolitik, zu Au-
ßengrenzen sowie zum Zollregime in der Europäi-
schen Union jetzt verbindliche Entscheidungen ge-
ben wird. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Das tut in der Diskussion über Asyl- und Einwan-
derungsfragen gut, die ja nun einmal sehr populi-
stisch besetzt sind. Ich denke, mit einer Verlagerung 
nach Europa - in Europa muß man wirklich versu-
chen, die Probleme besser in den Griff zu bekommen 
- ist man diesem Thema gerecht geworden. Daß das 
Grundgesetz damit nicht berührt wird, stelle ich noch 
einmal sehr zufrieden fest. 

Die justitielle Zusammenarbeit in Zivil- und Straf-
sachen wird konkretisiert. Was wichtig ist: Es wird 
die Festlegung von Mindestvorschriften hinsichtlich 
strafbarer Handlungen und Strafen in den Bereichen 
Terrorismus, Drogenhandel und organisierte Krimi-
nalität schrittweise forciert. Damit ist klar, daß wir in 
dem europäischen Einigungsprozeß keine Harmoni-
sierung der nationalen Strafrechtsregelungen in den 
Mitgliedstaaten brauchen. Das ist nicht notwendig. 
Aber Mindeststandards müssen her, damit Strafbar-
keitslücken geschlossen werden. Wer will das in den 
Bereichen Frauenhandel, Menschenhandel und Vor-
gehen gegen Rassismus denn bestreiten wollen? 

Aber wir werden im Rahmen dieses Integrations-
prozesses auch bei den Bereichen, die in der dritten 
Säule verbleiben, weiterkommen. Wir werden sie auf 
eine höhere Stufe der Integration anheben: zum ei-
nen durch das neue Instrument der Rahmenbe-
schlüsse. Das sagt für sich noch nicht viel aus; aber 
es ist dazu angetan, zu verhindern, daß diejenigen 
Mitgliedstaaten, die ihre in der dritten Säule verblei-
benden Politiken stärker vereinheitlichen möchten, 
durch ein Veto einzelner Mitgliedstaaten von ihrem 
Vorhaben abgehalten werden können. Das heißt, die 
Handlungen werden effektiver. Das ist ein Schub für 
weitere Integration. 

Ein Schub wird auch daher kommen, daß im Ver-
tragsentwurf verbindlich festgelegt werden soll, in 
welchen Bereichen, aber vor allen Dingen in welchen 
zeitlichen Etappen die Vertiefung vorangetrieben 
wird. Damit wird sichergestellt, daß wir hinter einen 
bestimmten Integrationsprozeß nicht mehr zurückfal-
len können. Diejenigen, die dabei nicht mitmachen 
möchten, werden jedenfalls den Zug zurück nicht 
mehr besteigen können. Das alles ist positiv und ver-
dient, gelobt zu werden. Zu diesen Entwicklungen 
muß aber ein paralleler Prozeß in zwei Fragestellun-
gen hinzukommen: zum ersten, was den Rechts-
schutz und zum zweiten, was mehr Demokratie an-
geht. Denn die erwartete zusätzliche Integrationswir-
kung des Revisionsvertrages wird notwendigerweise 

zunächst einmal mit einer Abnahme der gesetzgebe-
rischen Kompetenzen der nationalen Parlamente ein-
hergehen. 

Diese Lücke, die im Rechtsschutzbereich und im 
Demokratiebereich entstehen kann, muß natürlich 
geschlossen werden. Das ist nicht nur die Auffassung 
einiger, sondern das hat uns das Bundesverfassungs-
gericht in seiner Entscheidung zum Maastricht-Ver-
trag vorgegeben. Für den Maastricht-Vertrag hat 
man keine Rechtsschutzlücke gesehen, weil noch 
keine Kompetenzen übertragen worden sind, son-
dern bisher nur mit völkerrechtlichen Verträgen ge-
arbeitet wird. Das heißt umgekehrt, wenn hier Kom-
petenzen schrittweise - richtig, wie ich uneinge-
schränkt sagen will - aus der dritten Säule übertra-
gen werden, dann muß das mit einer Stärkung der 
Stellung des Parlamentes einhergehen. Es ist richtig, 
wie wir im Koalitionsantrag fordern, daß alle mit qua-
lifizierter Mehrheit gefaßten Beschlüsse dem Mitent-
scheidungsverfahren des Europäischen Parlaments 
unterworfen werden müssen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Genauso muß es zu einer stärkeren Verankerung 
der Zuständigkeit des Europäischen Gerichtshofes 
kommen. Denn wir dürfen keine Rechtsschutzlücke 
eintreten lassen, auch nicht im Zusammenhang mit 
Europol. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Wenn wir Europol weiter ausbauen, hin zu operati-
ven, exekutiven Befugnissen, dann muß damit eine 
verstärkte Kompetenz des Europäischen Gerichtshofs 
einhergehen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ich fordere die Bundesregierung auf, diese beiden 
Aspekte in Amsterdam parallel zu den anderen Inte-
grationsfortschritten mit Nachdruck zu vertreten. Ich 
sage das ganz bewußt; denn wir können wohl damit 
rechnen, daß es, egal, wie der Vertrag aussieht, wie-
der zu einer Anrufung des Bundesverfassungsge-
richts kommt. Da wollen wir sichere Karten haben. 

Zum zweiten hoffe ich, daß diese Aspekte dazu 
beitragen, daß wir bei der Ratifizierung des Vertrages 
eine solche Mehrheit bekommen wie am 2. Dezember 
1992. Damals haben nämlich 543 von 568 anwesen-
den Abgeordneten dem Vertrag zugestimmt. Das 
möchte ich mir auch für diesen Vertrag, wie er, noch 
verbessert, in Amsterdam verabschiedet wird, wün-
schen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Gero Pfennig, CDU/CSU

-

Fraktion. 

Dr. Gero Pfennig (CDU/CSU): Verehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann an 
die Eingangsworte der Kollegin Leutheusser-Schnar-
renberger anknüpfen. Wenn die Vorschläge der nie-
derländischen Präsidentschaft in vielleicht noch ver- 
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besserter Form beschlossen werden, wird die Revisi-
onskonferenz ihre Ziele sehr weitgehend erreichen. 
Dies zeichnet sich bereits heute ab. Wir sollten das 
alle gemeinsam über die Fraktionsgrenzen hinweg 
und ohne Polemik als große Leistung würdigen. 
Denn mit diesem beachtlichen Erfolg würde der Weg 
freigemacht für die anstehende Erweiterung der 
Union. Die Union selber hätte sich ein ganzes Stück 
zu einer echten politischen Union weiterentwickelt. 
Beides ist Voraussetzung für Stabilität, Freiheit und 
Wohlstand auf unserem Kontinent und entspricht der 
Zielsetzung seit 40 Jahren. Mit Schlechtreden ist da 
niemandem gedient. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Lassen Sie mich ein paar wenige Punkte als Ergän-
zung zu dem, was hier in der Debatte bereits gesagt 
wurde, nennen. 

Die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union 
wird nach derzeitigem Verhandlungsstand deutlich 
verbessert. Mehrheitsentscheidung in allen drei Säu-
len, mehr Mitentscheidung des Europäischen Parla-
ments, Vergemeinschaftung bei der Verbrechensbe-
kämpfung, koordinierte Außen- und Sicherheitspoli-
tik, Straffung der Organe und der Entscheidungsver-
fahren: dies waren von Anfang an unsere Forderun-
gen; ich habe es hier gesagt. Wir werden diese For-
derungen verwirklichen. 

Bezüglich der Mehrheitsentscheidungen im ersten 
Pfeiler heißt dies zum Beispiel: Auch für finanzwirk-
same Politikbereiche wie Forschung und Struktur-
fonds wird es in Zukunft Mehrheitsentscheidungen 
geben. Wir sind uns alle darüber einig: Einstimmig-
keit in diesen Bereichen hat in der Vergangenheit die 
Sache für Deutschland teuer gemacht. Das werden 
wir beseitigen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Einstimmig werden hingegen alle Verfahren blei-
ben, die Verfassungscharakter haben, zum Beispiel 
auch die EU-Finanzverfassung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, häufig sind De-
mokratiedefizite angeprangert worden. Auch hierzu 
ist schon etwas gesagt worden. Ich will nur wenige 
Sätze hinzufügen. Wir wissen, daß das Europäische 
Parlament, das gerade in diesem Punkt sehr kritisch 
ist, nicht unzufrieden mit den sich jetzt abzeichnen-
den Ergebnissen ist, auch nicht die Sozialisten. Denn 
der niederländische Entwurf stellt einen großen 
Schritt nach vorne dar, und zwar nicht zuletzt dank 
des Einsatzes der Bundesregierung, der ich dafür 
danken möchte, vom Kanzler über den Außenmi-
nister bis zu Staatsminister Hoyer. 

Weitere Fortschritte würden wesentlich erleichtert, 
wenn wir endlich die Verfälschung des Wahlsystems 
durch das britische Mehrheitswahlrecht beheben 
würden. Tony Blair hat das zugesagt, allerdings erst 
für die übernächsten Europawahlen. Die Kolleginnen 
und Kollegen von der SPD würden sicher einen Bei-
trag zur Behebung der sogenannten Demokratie-
lücke leisten, wenn sie die britische Schwesterpartei 
für ein Vorziehen dieser Reform begeistern könnten. 
Da wäre also noch etwas zu tun. 

Beim Thema Beschäftigung ist es hier polemisch 
ganz schön hin- und hergegangen. Herr Kollege 
Wieczorek, ich glaube nicht, daß es hilft, wenn Sie 
sagen: Die Position von New Labour kennen wir 
schon; wir als Sozialdemokraten sind hier in Deutsch-
land schon viel weiter. Das erinnert mich ein bißchen 
an das verzweifelte Pfeifen im Wald. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Das ist 
wohl mehr auf eurer Seite!) 

Ich möchte das nicht vergleichen mit dem Ausspruch 
eines deutschen Politikers über das Tapezieren von 
Wänden; Sie wissen, was ich meine. Das verkneife 
ich mir. 

Aber eins ist wohl klar. Tony Blair hat gesagt, frü-
her hätten die Sozialisten daran gedacht, Probleme 
durch Mehrausgaben und mehr Kontrolle zu lösen; 
heute müßten sie darangehen, Arbeitsmarktflexibili-
tät herzustellen und unnötige Bürokratiehemmnisse 
für die kleinen und mittleren Unternehmen als 
Hauptbeschaffer neuer Jobs zu kappen. 

(Dr. Norbert Wieczorek [SPD]: Wer ist denn 
für die Verwaltungsreform? Was macht 

denn der Herr Kanther?) 

- Der macht sehr viel zu dem Punkt. 

Ich höre aus SPD-regierten Bundesländern immer 
nur, daß dies nicht gehe und das nicht gehe und hier 
noch eine Umweltverträglichkeitsprüfung eingeführt 
werden müsse und da noch der Denkmalschutz be-
achtet werden müsse - und alles auf Kosten der Ar-
beitsplätze. Wir alle sollten einmal gemeinsam dar-
über nachdenken, wo wir hier Verhinderung von Ar-
beit betreiben. 

Ich will dazu nur noch eins sagen: Es ist ja richtig, 
daß wir auch auf EU-Ebene in der Beschäftigungs-
frage koordinieren müssen. Daran hat niemand 
Zweifel. So etwas haben wir schon in der Vergangen-
heit gehabt; Frau Wulf-Mathies als Kommissarin hat 
darüber berichtet. Niemand in diesem Haus ist un-
sensibel bei der Frage des Abbaus der Arbeitslosig-
keit bei insgesamt 18 Millionen Beschäftigten. Was 
aber nicht geht, ist, zu sagen - das hören wir von den 
deutschen Sozialdemokraten -, wir bräuchten Kon-
junkturprogramme auf EU-Ebene, und gleichzeitig 
der Bundesregierung vorzuwerfen, sie gebe zuviel 
Geld für Europa aus. Das funktioniert ja wohl nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Noch ein weiteres: Die SPD fragt in ihrem Antrag 
nach finanziellen Konsequenzen der Vertragsrevi-
sion. Erstens, Frau Kollegin Wieczorek-Zeul: Ich 
möchte Sie gerne darüber aufklären. Die gemein-
same Sicherheits- und Außenpolitik wird zwar aus 
nationalen Haushalten finanziert, aber unter Anrech-
nung auf die EU-Eigenmittelgrenze. Das haben Sie 
vielleicht überlesen. 

Zweiter Punkt. Die Antwort auf die Frage nach der 
Finanzierung heißt: Wenn die EU die von der SPD 
gewünschten Beschäftigungsprogramme einführen 
würde, fiele die Bilanz zumindest für Deutschland 
katastrophal aus; denn wir müßten weitere Milliar-
denbeträge in den EU-Haushalt überweisen, die nur 
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in geringem Maße unserem eigenen Arbeitsmarkt 
zugute kämen. Das kann wohl niemand ernsthaft 
wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich will Ihnen noch etwas sagen: Mit Ihrem Vor-
schlag tragen Sie schlichtweg dazu bei, daß die fi-
nanziellen Spielräume der EU für die Erweiterung 
um die mittel- und osteuropäischen Staaten schon 
jetzt verfrühstückt werden 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

und dann kein Geld mehr da ist. Da brauchen Sie 
über Erweiterungswünsche doch überhaupt nicht 
mehr zu reden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und sie gibt den 
deutschen Bauern den Todesstoß!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die EU-Revisi-
onskonferenz hat uns der politischen Union ein gan-
zes Stück nähergebracht. Wir müssen diesen Prozeß 
nachhaltig unterstützen, auch durch Stellungnahmen 
von deutschen Politikern in der Öffentlichkeit. Bei 
manchen Beiträgen, die ich gehört habe - ich denke 
insbesondere an den Beitrag des Kollegen Sterzing -, 
habe ich den Eindruck, daß einige die Ergebnisse 
der Revisionskonferenz schon jetzt madig machen 
wollen, um später sagen zu können: Wir stimmen 
nicht zu, also gibt es keine politische Union, also gibt 
es auch keine Währungsunion - und das ganze Pro-
jekt ist gescheitert. 

Herr Kollege Sterzing, sagen Sie doch ruhig offen, 
daß die Bundesversammlung der Grünen bis heute 
keinen positiven Beschluß zur Währungsunion zu-
stande gebracht hat. Tun Sie doch nicht immer so, als 
wenn Sie etwas fördern wollen. In Wahrheit wollen 
Sie es sabotieren. Sagen Sie das doch hier! 

Die nächsten strategischen Aufgaben bestehen für 
uns darin, die Währungsunion zu vollenden, die Erar-
beitung einer neuen EU-Finanzverfassung voranzu-
treiben und die Europäische Union zu erweitern. 
Nun sind auch zum Thema Währungsunion einige 
Worte gefallen. Ich finde es ja gut, daß offensichtlich 
auch die Kollegen von der SPD auf ihre französischen 
Kollegen Sozialisten eingewirkt haben, dieses Pro-
jekt nicht zu gefährden. Das finde ich in Ordnung. 
Wir haben doch alle ein Interesse daran, daß die ge-
meinsame Währung zustande kommt, und wir sollten 
nicht einen Gegensatz zwischen einheitlicher Währ-
ung und Beschäftigungsförderung herstellen. 

Ich will allerdings darauf hinweisen, daß es Stirn-
men gibt, die nach einer kontrollierten Verschiebung 
der Währungsunion rufen. Dazu gehört eben Ger-
hard Schröder, der - wenn er richtig wiedergegeben 
worden ist - gesagt hat, wir sollten an den Kriterien 
festhalten und die Währungsunion um drei Jahre ver-
schieben. Herr Stoiber, der Ministerpräsident von 
Bayern, hat hingegen ganz klar gesagt, Kriterien und 
Termin stünden fest und es gebe keine Verschie-
bung. Das ist der entscheidende Unterschied. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Rufe nach Verschiebung sind doch purer Populis-
mus. Was passiert denn, wenn wir wirklich in eine 

Verschiebungsdiskussion hineinrutschen? Dann wird 
von Kontrolle doch keine Spur mehr sein. Der abrupt 
gefallene Kurs des Französischen Franc auf den De-
visenmärkten - nachdem die französische Regierung 
Anfang der Woche Zusatzforderungen bezüglich des 
Stabilitätspaktes gestellt hat - hat uns doch schon ge-
zeigt, was passiert, wenn die Währungsunion ver-
schoben wird: 

(Dr. Werner Hoyer [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Es knallt auf den Märkten. Unsere Exportwirt-
schaft wird wieder einen Vorgeschmack davon be-
kommen, daß der Kurs der D-Mark nach oben 
springt und wir nicht mehr exportieren können. Von 
sogenannter kontrollierter Verschiebung kann doch 
in Wahrheit gar keine Rede sein. Die Konsequenzen 
wären - wie schon in den vergangenen Jahren - ver-
heerend für den Arbeitsmarkt in Deutschland. Kei-
ner, der Verantwortung trägt, kann das wollen. 

Deswegen sollten wir parteipolitische und wahl-
taktische Spielchen - sei es hinsichtlich der Erfüllung 
der Krite rien, sei es hinsichtlich des Termins - bei-
seite lassen. Im übrigen honorieren die Bürger das 
auch nicht. Sie wollen Planungssicherheit und erwar-
ten von der Politik klare Rahmenbedingungen. Ver-
schiebung bedeutet aber Ungewißheit. Unser ge-
meinsames Ziel sollte daher unverändert die Einfüh-
rung eines harten Euro zum 1. Januar 1999 sein. 
Nachhaltige Stabilität und fristgerechte Einführung - 
das sind die entscheidenden K riterien, über die wir 
befinden müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Europa die Herausforderungen der Revisi-
onskonferenz besteht und Währungsunion und Er-
weiterung zu einem Erfolg werden, dann werden wir 
die Nachkriegsgeschichte vernünftig abgeschlossen 
haben. Nach der Teilung des Kontinents in Jalta über 
die Aufhebung der Blockgrenzen Anfang der 
90er Jahre werden wir zu einer europäischen Verei-
nigung zum Ende dieses Jahrhunderts kommen. Un-
sere zivilisatorischen Werte hätten dann eine sichere 
Grundlage für das nächste Jahrhundert. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Jürgen Meyer, SPD-Fraktion. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Einige der 
Redebeiträge der Koalition - angefangen bei einigen 
Bemerkungen des Kollegen Seiters - waren der we-
nig überzeugende Versuch, mit überzogenen Er-
folgsmeldungen aus der dritten Säule - also aus dem 
Bereich der europäischen Innen- und Justizpolitik - 
die  offensichtlichen Schwächen in anderen Berei-
chen, etwa im Bereich der Beschäftigungspolitik, zu 
überdecken. 

Reden wir über die dritte Säule, und nehmen wir 
als Beispiel Europol! Ist es nicht so, daß die Bundes-
regierung und vor allem der Bundeskanzler durch 
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lautstarke Ankündigungen Erwartungen geweckt 
haben, die sich jetzt als schwer erfüllbar erweisen? 
War es nicht der Bundeskanzler, der von einem 
„europäischen FBI" gesprochen hat, also von einer 
Behörde mit exekutiven Befugnissen, von denen jetzt 
überhaupt nicht mehr die Rede sein kann? 

Wir sollten die Erwartungen bei den Bürgerinnen 
und Bürgern nicht zu hoch werden lassen. Europol 
wird nun operative Befugnisse erhalten. Was heißt 
das? Ermittlungen im Bereich der Mitgliedstaaten 
werden nur gemeinsam mit den Behörden des jewei-
ligen Mitgliedstaates und unter Beachtung des natio-
nalen Rechts durchgeführt werden - nicht mehr, aber 
auch nicht weniger. Immerhin ist das eine Steigerung 
von Kompetenzen. Die sollte immer - da stimme ich 
der Kollegin Leutheusser-Schnarrenberger voll zu - 
mit mehr rechtlicher und demokratischer Kontrolle 
einhergehen. Deshalb sind wir der Auffassung, wir 
sollten uns die Begleitregelungen der Europol-Kon-
vention sehr genau und kritisch anschauen. Brau-
chen wir nicht zum Beispiel mehr Datenschutz, damit 
es nicht problemlos möglich ist, die persönlichen Da-
ten potentieller künftiger Straftäter - also von Perso-
nen, die noch nicht einmal im Verdacht stehen, eine 
Straftat begangen zu haben - zu sammeln? 

Oder: Sollten wir nicht das Projekt der Immunität 
für Bedienstete von Europol ablehnen? Es kann doch 
nicht sein und ist auch nicht vertrauensbildend, 
wenn Bedienstete von Europol über den Gesetzen 
stehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Oder: Wie verhält es sich mit dem Rechtsschutz der 
Betroffenen? Reicht eigentlich das Vorabentschei-
dungsverfahren? Sollte man sich nicht vielmehr für 
ein individuelles Klagerecht betroffener Bürger beim 
Europäischen Gerichtshof einsetzen? 

Dies alles werden wir in bezug auf die Begleitrege-
lungen zur Europol-Konvention zur Debatte stellen. 
Ich hoffe auf Unterstützung auch aus den anderen 
Fraktionen im Europaausschuß. 

Nehmen wir das Beispiel Verbrechensbekämp-
fung. Dazu findet man im Antrag der Koalition den - 
gestatten Sie mir, das zu sagen - goldigen Satz, man 
müsse einem solchen bürgernahen Bereich sehr viel 
Aufmerksamkeit widmen. Eigentlich sind wir da 
schon weiter. Sollten wir nicht zum Beispiel gemein-
sam fordern, daß die Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität, die als grenzüberschreitende Kriminali-
tät nur durch grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
effektiv bekämpft werden kann, verbessert werden 
sollte? 

(Beifall bei der SPD) 

Sind wir nicht der Meinung, daß die schwere Krimi-
nalität, die auf verbrecherischem Gewinnstreben be-
ruht, nur dadurch wirksam zu bekämpfen ist, daß 
man diese Gewinne abschöpft? Derartige Verbre-
chen dürfen sich nicht lohnen. Wo sind Ihre Vor-
schläge dazu? 

Auf nationaler Ebene sind wir schon weiter. Die 
Verhandlungsdelegationen der Koalition und der 
SPD-Fraktion haben sich bereits weitgehend auf 

neue Methoden der Gewinnabschöpfung verstän-
digt. Wo bleibt der Impuls in Richtung Europa? 
Warum soll ein Einreisender, der im Verdacht steht, 
mit den 10 Millionen DM, die er im Koffer hat, Dro-
genhandel finanzieren zu wollen, dem man dies aber 
nicht nachweisen kann, nicht mit folgendem rechnen 
müssen? Das Landeskriminalamt stellt fest: Dieser 
Mensch hat in seinem Heimatland keine Steuern ge-
zahlt, obwohl er dort unbeschränkt steuerpflichtig 
ist; also gibt man das beschlagnahmte Vermögen an 
das Heimatland weiter, und dort wird es dann mit 
dem entsprechenden Steuersatz besteuert. Warum 
schlagen Sie nicht eine Zusammenarbeit auch im Be-
reich des Steuerrechts vor? Da wir ständig darüber 
reden, daß wir Steuern erhöhen müssen, sollten wir 
uns dafür einsetzen, daß zunächst einmal die ge-
schuldeten Steuern hereingeholt werden. Das wäre 
eine gemeinsame Aufgabe. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich nenne ferner das Beispiel Grundrechtscharta. 
Wir sehen, wie die Vision einer europäischen Werte

-

gemeinschaft durch bürokratisches Kleinklein in ihre 
Bestandteile zerlegt und völlig unkenntlich gemacht 
wird. In der Vergangenheit hat sich die Regierung 
immer darauf berufen, Großbritannien wolle das 
nicht. Nun hat die neue Regierung in Großbritannien 
gesagt, sie wolle eine Bill of Rights. Nehmen Sie 
doch diese Chance wahr! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Fordern Sie mit uns die Grundrechtscharta, und 
zwar nicht etwa, wie es im Antrag der Koalition heißt, 
als „Perspektive" ! Den Beg riff Perspektive habe ich 
schon einmal bei Ihnen gelesen, als es um den Bei-
tritt der Türkei zur Europäischen Union ging. Damit 
wollten Sie wohl zum Ausdruck bringen: Das ist et-
was, was ziemlich ferne Ho rizonte hat. Nein, lassen 
Sie uns jetzt konkret dafür eintreten, daß das Ziel der 
Grundrechtscharta zum Auftrag für das Europäische 
Parlament wird! Die Regierungskonferenz ist damit 
überfordert; sie kann doch keine Grundrechtscharta 
entwerfen. Das sollte das Europäische Parlament zu-
sammen mit den nationalen Parlamenten machen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Man

-

fred Müller [Berlin] [PDS]) 

Das stiftet Identität in Europa. Vertun Sie diese 
Chance nicht durch bürokratisches Kleinklein! 

Vorhin hat der Herr Außenminister gesagt, die 
Bundesregierung sei völlig einverstanden mit den 
Vorschlägen der niederländischen Präsidentschaft 
zur Einwanderungspolitik. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Ja, das 
wollen wir jetzt mal wissen!) 

Seltsam. Um 13.21 Uhr, also rechtzeitig zu Beginn 
dieser Debatte, erhielten wir alle eine dpa-Meldung, 
nach der die bayerische Regierung heftige Kritik an 
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den Vorschlägen der niederländischen Präsident-
schaft übt. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: „Nach

-

verhandlungen" !) 

Darin heißt es: 

Durch die geplante Neuregelung in der Auslän-
derpolitik drohe ein „riesiger" Zuzug von Dritt-
staatsangehörigen nach Deutschland ... Bayern 
wehre sich gegen eine Regelung, „die nur dazu 
da ist, Deutschland zu belasten und unsere So-
zialversicherung auszuplündern." 

Das sind europafeindliche Töne. 

Der Kollege Haussmann hat vorhin von einer Zwei-
drittelmehrheit gesprochen. Diese braucht man in 
der Tat für die Revision des Maastricht-Vertrages. 
Aber sorgen Sie bitte dafür, daß Sie diese Zweidrittel-
mehrheit trotz der Widerstände aus Bayern auch zu-
sammenkratzen! 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dr. Müller? 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Bitte schön. 

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): Herr Kollege Meyer, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß in die-
ser Erklärung - genau drei Absätze weiter - festge-
stellt wird, daß sich die Bayerische Staatsregierung 
genau in diesem Punkt mit Bundesinnenminister 
Kanther und der Bundesregierung geeinigt hat, daß 
es zu einer klaren Regelung kommt, die dies aus-
schließt, was Sie jetzt angekündigt haben? 

(Widerspruch bei der SPD) 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Kollege Mül-
ler, ich bin nicht bereit, das zur Kenntnis zu nehmen, 
weil es einfach nicht stimmt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Denn zwei Absätze weiter heißt es: 

Falls es Kohl in Amsterdam in der Beschäfti-
gungspolitik nicht gelinge, „das Ruder nochmals 
herumzureißen", werde sich die Arbeitslosigkeit 
in Deutschland nicht verringern,... 

Zu allen Themen der dpa-Meldung, offenbar auch 
zur Ausländerpolitik, heißt es am Ende - ich zitiere 
weiter -: 

An diesem Donnerstag werden die Ministerpräsi-
denten von Bayern und Rheinland-Pfalz ... als 
Vertreter der Länder mit dem Bundeskanzler 
nach Angaben Faltlhausers erneut die Wünsche 
der Länder durchsprechen. 

Das ist eine Ankündigung, keine Einigung, wie Sie 
behaupten. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun gestatten Sie mir noch eine abschließende Be-
merkung zum Thema Rechtsstaatlichkeit. Wer für 

mehr Rechtsstaatlichkeit in Europa eintritt, sollte 
auch bereit sein, die Rechte und Pflichten, welche 
die Bundesregierung auf Grund der Verfassung ge-
genüber dem Parlament hat, sehr sorgfältig zu be-
achten. Es ist doch bemerkenswert, daß der Vor-
schlag der Bundesregierung im Rahmen der Ver-
handlungen über das Beschäftigungskapitel ein ge-
heimer Vorgang geblieben ist, obwohl der Bundestag 
nach Art . 23 des Grundgesetzes und dem Zusam-
menarbeitsgesetz rechtzeitig hätte informiert werden 
müssen. Auf Grund unserer Forderung - ich füge 
hinzu: auf Grund heftigen Drängens - sind wir über 
die Änderungswünsche der deutschen Delegation 
vom 26. Mai dieses Jahres erst mit Schreiben des 
Auswärtigen Amtes vom 30. Mai informiert worden. 
Ein solches Vorgehen entspricht nicht der Verfas-
sung. 

Jetzt schauen Sie sich einmal den Vorschlag der 
Bundesregierung an. Ich zeige Ihnen hier den Vor-
schlag der niederländischen Präsidentschaft. Das 
meiste wurde durchgestrichen. Das ist, wie ich finde, 
ein wenig formvollendetes, ja unwürdiges Vorgehen 
mit einem Vorschlag der niederländischen Präsident-
schaft, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

so als ob ein Lehrer einem weit zurückbleibenden 
Schüler Noten zu erteilen hätte. Wer hier allenfalls, 
auch wenn ich es ungern tue, Noten zu erteilen hätte, 
das ist der Deutsche Bundestag gegenüber der Bun-
desregierung. 

Meine Bewertung lautet: Die Bemühungen der 
Bundesregierung in Sachen Innen- und Rechtspolitik 
sind gerade noch ausreichend, passiv, wenig kreativ. 
Im Bereich der Beschäftigungspolitik sind sie völlig 
unzulänglich. Also: Durchschnittsnote mangelhaft. 
Das heißt, selbst bei Durchführung der allfälligen 
Stützkurse durch den Deutschen Bundestag ist die 
Versetzung im September 1998 stark gefährdet. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile jetzt 
das Wort dem Abgeordneten Franz Peter Basten, 
CDU/CSU-Fraktion. 

Franz Peter Basten (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Kol-
legin Wieczorek-Zeul, als Sie in Ihrer Rede auf der 
Woge der klassenkämpferischen Nostalgie so lustvoll 
den Niedergang des konservativ-liberalen Lagers in 
Europa beschworen haben, habe ich mich gefragt: 
An welches Land denkt sie eigentlich? An Deutsch-
land können Sie nicht gedacht haben. Denn in 
Deutschland gibt es seit 1982 eine Regierung der 
Mitte aus Christdemokraten, Christsozialen und Li-
beralen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 180. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Juni 1997 	16187 

Franz Peter Basten 

Das ist übrigens eine Regierung, zu der über viele 
Jahre, ja über die ganze Regierungszeit insbesondere 
sozialdemokratische Ministerpräsidenten aus Europa 
geradezu Prozessionen unternommen haben, um gut 
vor der deutschen und der europäischen Öffentlich-
keit dazustehen und mit ihr sehr eng zusammenzuar-
beiten, weil gerade von den sozialdemokratischen 
Regierungen in der Europäischen Union immer wie-
der die besondere Führungsrolle der Bundesregie-
rung beim Aufbau Europas anerkannt worden ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die einzigen in Europa, die das nicht anerkennen 
wollen, sind die deutschen Sozialdemokraten. Dar-
über sollten Sie, Frau Wieczorek-Zeul, einmal demü-
tig nachdenken. 

Herr Kollege Meyer, zu Ihrer und auch zur Beruhi-
gung anderer bei dieser Gelegenheit noch ein Wort: 
Es geht um den Vorschlag der neuen Art. C und 
Art. G im EG-Vertrag. In Art. G steht in Abs. 2, 2. Un-
terabsatz: 

Der Rat erläßt einstimmig nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments die in Art. C unter Nr. 3 
Buchstabe a und Nr. 4 genannten Maßnahmen. 

Diese Maßnahmen unter Nr. 3 a sind: 

Einreise- und Aufenthaltsvoraussetzungen sowie 
Normen für die Verfahren zur Erteilung von lang-
fristigen Visa und Aufenthaltstiteln einschließlich 
solcher zur Familienzusammenführung durch die 
Mitgliedstaaten. 

Und unter Nr. 4: 

Maßnahmen zur Festlegung der Rechte und der 
Bedingungen, gemäß denen sich Staatsangehö-
rige dritter Länder, die sich legal in einem Mit-
gliedstaat aufhalten, in anderen Mitgliedstaaten 
aufhalten können. 

Gerade diese Bereiche unterliegen dem Einstim-
migkeitsvotum. Insofern kann die deutsche Bundes-
regierung in dieser Frage nie überstimmt werden. Es 
ist für diesen Bereich auch keine vorübergehende 
Einstimmigkeit vorgesehen wie für andere Bereiche. 
Es gilt also auch hier für alle Beteiligten, was wir im 
ersten Semester der juristischen Ausbildung gelernt 
haben: Der Blick in das Gesetz erleichtert die Rechts-
findung. Das gilt für alle Beteiligten; das sage ich 
ausdrücklich. 

Ich möchte einige Bemerkungen zur gemeinsamen 
Justiz- und Innenpolitik machen. Ich verweise dar-
auf, daß es insbesondere die Initiative von Bundes-
kanzler Helmut Kohl und Präsident Chirac vom De-
zember 1996 war, die den entscheidenden Impuls in 
dieser Frage gegeben hat. Wir dürfen nicht verken-
nen: Auf keinem Feld der europäischen Politik ist der 
Erwartungsdruck der Bevölkerung so hoch wie im 
Bereich der inneren Sicherheit. Die Menschen er-
warten von uns, daß wir die Verbrecher fangen, daß 
sie abgeurteilt werden und daß ihre Kartelle zer-
schlagen werden. Darauf kommt es an. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Danach ist auch die Ordnung zu richten. Deswegen 
verstehe ich nicht, Herr Kollege Meyer, daß Sie sich 
hier als Bedenkenträger betätigt haben: 

(Dr. Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: Nein!) 

Da fehle noch eine Legitimation, und dort haben Sie 
noch eine Lücke entdeckt. 

Wir müssen zunächst einmal darüber reden, was 
die Menschen von uns erwarten. Wir müssen zu-
nächst einmal die Instrumente entwickeln, die uns in 
die Lage versetzen, dieser Bedrohung Europas und 
Deutschlands Herr zu werden. Denn das organisierte 
Verbrechen ist wie keine andere Organisation auf 
dem Vormarsch. Darüber gibt es Erkenntnisse, die in 
dem Bericht zur Lage der organisierten Kriminalität 
in Europa festgehalten sind, wo es zum Beispiel zu 
Deutschland heißt: 64 Prozent von 7 922 Tatverdäch-
tigen waren nicht deutsche Staatsangehörige. In 
70 Prozent der Fälle gab es internationale Bezüge. In 
80 Prozent der Fälle wurden gewerbliche oder ge-
schäftsähnliche Strukturen benutzt. 

Die Bundesregierung hat das erkannt und dieses 
Thema konsequenterweise zu einem der Schwer-
punkte bei der Vorbereitung der Regierungskonfe-
renz gemacht. Sie wird dies auch in Amsterdam als 
einen besonderen Schwerpunkt behandeln. Ich 
denke auch, daß es in Amsterdam über die Vorlage 
der Ratspräsidentschaft noch Fortschritte, wie bei-
spielsweise einen weiteren Schritt zu einer Ausstat-
tung von Europol mit operativen Befugnissen, geben 
wird. 

Aber auch hier müssen wir erkennen - da dürfen 
wir in der politischen Landschaft nicht blind sein -, 
daß diese Fragen bei vielen unserer Nachbarländer 
mehr als bei uns an den Kernbereich nationaler Sou-
veränität rühren und daß wir uns darauf einrichten 
müssen, hier mit einer langfristigen Strategie Etappe 
für Etappe vorwärtszukommen. So ist auch die Stra-
tegie der Bundesregierung angelegt. Wir unterstüt-
zen diese Politik, denn sie ist richtig. Sie ist die ein-
zige Politik, die auf diesem Sektor möglich ist, und 
sie wird uns zum Erfolg verhelfen. Das sollte aus-
drücklich anerkannt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Im Bereich der justitiellen Zusammenarbeit wer-
den erste Fortschritte gemacht. Uns ist das nicht aus-
reichend. Wir müssen das fortentwickeln. Wir brau-
chen auf lange Sicht für die Bearbeitung grenzüber-
schreitender schwerwiegender Kriminalität eine fe-
derführende Behörde. Das kann eine nationalstaatli-
che Behörde sein, die auch für andere Länder die Be-
arbeitung des Verbrechenskomplexes der organisier-
ten Kriminalität mit übernimmt. 

Ein Beispiel: Der Fall eines bandenmäßig organi-
sierten Kokainschmuggels ereignet sich an zehn Tat-
orten in der Europäischen Union; der Schwerpunkt 
ist meinetwegen Madrid. Drahtzieher ist die kolum-
bianische Drogenmafia. Nach geltendem Recht  wer-
den  zehn nationale Ermittlungsverfahren eingeleitet, 
die sich leider Gottes nicht immer ergänzen, sondern 
sich häufig behindern, die häufig miteinander kon- 
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kurrieren und sich in nationalstaatlicher Eifersüchte-
lei verzetteln. Zehn Herren des Verfahrens stehen 
gegen einen Drogenboß, der seinen Konzern unter 
Einsatz aller technischen und organisatorischen Mit-
tel steuert. Bei dieser Schlachtordnung hat der Dro-
genboß immer gute Karten. Das müssen wir ändern. 

(Zustimung bei der CDU/CSU) 

Jetzt wird mit den entsprechenden Beschlüssen 
von Amsterdam ein wichtiger erster Schritt dazu ge-
macht, und es müssen weitere Schritte folgen. Aber 
wichtig ist, daß der Einstieg in solche Veränderungen 
geschafft worden ist. Das, was wir in den letzten Mo-
naten und Jahren in diesem Bereich erlebt haben, ist 
mehr, als sich viele von uns vorstellen konnten. Als 
die Frage „Was ist denn mit Europol, wie ist es auszu-
statten?" diskutiert worden ist, da waren wir ja schon 
glücklich, daß eine Datensammelstelle eingerichtet 
wurde. Das ist ja noch gar nicht so lange her. Wenn 
die Verhandlungen in Amsterdam entsprechend ab-
geschlossen werden, werden wir Instrumente an der 
Hand haben, von denen man sagen muß, daß sie auf 
Grund der koordinierenden Befugnisse, die man Eu-
ropol zugesteht, ganz in die Nähe unmittelbarer und 
direkter Ermittlungskompetenz kommen. Ich denke, 
das ist eine gute Entwicklung. Wir unterstützen diese 
Politik. 

Ein letzter Gesichtspunkt. Wir haben Probleme mit 
der Rechtshilfe. Es ist nach wie vor äußerst kompli-
ziert. Deswegen bin ich dankbar - auch das steht 
ausdrücklich im Kohl-Chirac-Brief; ich habe nicht ge-
glaubt, daß das so weit käme, wie es jetzt gekommen 
ist, nämlich daß die Niederländer das in ihren Vor-
schlag mit hineinnehmen würden - über Regelungen 
in bezug auf die Überführung von Vorschriften des 
Schengener Abkommens in den Gemeinschaftsrah-
men. Dadurch haben wir mit einem Schlag alle ver-
einfachten Vorschriften des Schengen-Vertrages zur 
Verfügung - beispielsweise zur Rechtshilfe -, wonach 
sich die einzelnen Justizbehörden und Strafverfol-
gungsorgane unmittelbar gegenseitig helfen dürfen. 
Mit der Überführung der entsprechenden Vorschrif-
ten in den institutionellen Rahmen haben wir mit ei-
nem Schlag einen großen Schritt im Bereich der 
Rechtshilfe getan. 

Ich denke, daß es gut und richtig ist, auf diesem 
Weg fortzufahren. Je mehr wir uns als Problemlöser 
in den konkreten Lebenslagen der Menschen be-
währen und das mit europäischen Instrumenten auf 
europäischer Ebene tun, wird die Akzeptanz Europas 
in der breiten Bevölkerung wachsen. Das ist wichtig; 
das ist die eigentliche Legitimation, die wir brau-
chen. Auf diesem Weg wollen wir fortfahren. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/7894. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 

Ich stelle fest, daß dieser Entschließungsantrag mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD und 
der Gruppe der PDS gegen die Stimmen der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt worden ist. 

Abstimmung über den Entschließungsantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/ 
7898. Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Ich stelle fest, daß 
dieser Entschließungsantrag mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim-
men der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der Gruppe der PDS abge

-

lehnt worden ist. 

Abstimmung über den Antrag der Fraktion der 
SPD „Zur Tagung des Europäischen Rates in Amster-
dam am 16./13. Juni 1997", Drucksache 13/7897. Wer 
stimmt für diesen Antrag? - Wer stimmt dagegen? - 
Wer enthält sich? - Dann stelle ich fest, daß der An-
trag mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. bei Stimmenthaltung der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und der Gruppe der PDS ge-
gen die Stimmen der Fraktion der SPD abgelehnt 
worden ist. 

Abstimmung über den Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. „Zum Abschluß der Konferenz 
zur Überprüfung des Vertrags von Maast richt", 
Drucksache 13/7901. Wer stimmt für den Antrag? - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Dann ist der 
Antrag mit den Stimmen von CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und PDS angenommen. 

Die in der Tagesordnung aufgeführten Vorlagen zu 
den Tagesordnungspunkten 1 c bis 1 h sollen an die 
dort genannten Ausschüsse überwiesen werden. 
Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der Fall. 
Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

Bevor wir nun als nächsten Tagesordnungspunkt 
die Fragestunde aufrufen, möchte ich Sie darauf hin-
weisen, daß die Aktuelle Stunde im Anschluß an die 
Fragestunde, die sehr viel kürzer als geplant sein 
wird, aufgerufen wird. Ich bitte Sie, die Fragestunde 
zu verfolgen. Vermutlich wird sie schon vor 18 Uhr 
beendet sein. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 

- Drucksache 13/7853 - 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Verteidigung. Die Fragen 1 und 2 
des Abgeordneten Dr. Winfried Wolf werden schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit. Zur Beantwortung steht 
uns die Parlamentarische Staatssekretärin Dr. Sabine 
Bergmann-Pohl zur Verfügung. 
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Ich rufe die Frage 3 der Abgeordneten Lydia West-
rich auf: 

Liegen der Bundesregierung Informationen vor und treffen 
nach ihrer Kenntnis Pressemeldungen zu, wonach bundesweit 
allein hei den Allgemeinen Ortskrankenkassen durch präventi-
ve Rücken- und Wirbelsäulen-Gymnastik-Programme in einem 
Zeitraum von neun Monaten bei einem Kostenaufwand durch 
die Kassen von 1,6 Millionen DM im gleichen Zeitraum die Be-
handlungskosten für Rücken- und Wirbelsäulenschäden um 
40 Millionen DM zurückgegangen sind? 

Bitte schön, Frau Staatssekretärin. 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Frau Kollegin, 
der Bundesregierung liegen weder diesbezügliche 
Pressemeldungen noch Erkenntnisse vor. Auch eine 
entsprechende Nachfrage des Bundesministeriums 
für Gesundheit beim AOK-Bundesverband hat erge-
ben, daß dort keine generalisierbaren wissenschaftli-
chen Erkenntnisse über den unterstellten Zusam-
menhang zwischen sogenannten präventiven Rük-
ken- und Wirbelsäulen-Gymnastik-Programmen und 
Kosteneinsparungen in der genannten Höhe vorlie-
gen. 

Bekannt ist demgegenüber eine vom Bundesmini-
sterium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie geförderte Untersuchung der Universi-
tät Göttingen über eine multimodale Therapie chro-
nischer Rückenschmerzen. Die bislang vorliegenden 
Erkenntnisse aus dieser Studie basieren auf einer 
kleinen Zahl behandelter Patienten und weisen eine 
Vielzahl unterschiedlicher Bedingungsfaktoren für 
den Behandlungserfolg auf. Eine exakte Berechnung 
von Kosteneinsparungen wurde nicht veröffentlicht. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß ein stati-
stisch auftretender Zusammenhang zwischen zwei 
Ereignissen allein keinen Nachweis über deren ur-
sächlichen Zusammenhang darstellt. Überdies 
scheint ein Beobachtungszeitraum von nur neun Mo-
naten kaum geeignet, um Effekte medizinischer, the-
rapeutischer oder präventiver Maßnahmen hinrei-
chend zu belegen. Gerade bei Rücken- und Wirbel-
säulen-Erkrankungen, die zur Chronifizierung nei-
gen, dürfte die Langzeitwirkung von Maßnahmen 
eine entscheidende Bewertungsgröße im Zusammen-
hang mit finanziellen Auswirkungen darstellen. 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bevor ich jetzt 
die Zusatzfragen aufrufe, bitte ich darum, die Ge-
sprächszirkel außerhalb des Raumes zu verlegen. 
Darf ich die Kollegen bitten, sich zu setzen. 

Frau Westrich, bitte schön. 

Lydia Westrich (SPD): Frau Staatssekretärin, da ich 
davon ausgehe, daß die Zahlen, die ich in Gesprä-
chen erfahren habe, stimmen und wir gemeinsam al-
les Sinnvolle zur Kostendämpfung im Gesundheits-
wesen tun wollen, frage ich die Bundesregierung, ob 
es nicht geboten ist, entsprechende Daten von den 
Krankenkassen abzufragen und dafür zu werben, die 
Maßnahmen als Sparmaßnahmen in das Konzept zur 
Gesundheitsreform einfließen zu lassen. 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Frau Kollegin, 
zunächst einmal habe ich in meiner Antwort auf Ihre 
Frage darauf hingewiesen, daß der Beobachtungs-
zeitraum viel zu kurz ist und eine derartig hohe Ein-
sparungssumme sehr unwahrscheinlich erscheint. 
Natürlich sind wir für präventive Maßnahmen. Die 
Krankenkassen können in Zukunft ja über einen von 
den Versicherten finanzierten Beitrag solche Maß-
nahmen, die medizinisch sinnvoll sind, durchführen. 

Ich habe eben auf eine kleine Studie hingewiesen, 
die in diesem Zusammenhang erstellt wurde. Wenn 
Sie Interesse haben, kann ich sie Ihnen gerne zustel-
len. Sie gibt aber die Einsparung in der genannten 
Höhe nicht wieder. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Haben Sie keine 
weitere Zusatzfrage? - Dann sind wir schon am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. Vielen Dank, Frau Staats-
sekretärin. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
auf. Der Abgeordnete Wolfgang Behrendt hat um 
schriftliche Beantwortung seiner Fragen 4 und 5 ge-
beten. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Auswärtigen Am-
tes auf. Für die Beantwortung der Fragen steht uns 
Staatsminister Helmut Schäfer zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 6 des Abgeordneten Gernot Erler 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die seit drei Wochen an-
dauernde militärische Invasion des NATO-Mitglieds Türkei in 
die VN-Kurden-Schutzzone mit bis zu 30000 Soldaten und über 
200 Panzern aus völkerrechtlicher und politischer Sicht? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Erler, die Bundesregierung beob-
achtet das Vorgehen der Türkei im Nordirak mit gro-
ßer Aufmerksamkeit. Sie bestreitet nicht das Recht 
der türkischen Regierung, die von der PKK ausge-
henden terroristischen Aktivitäten zu unterbinden 
und die territoriale Integrität des türkischen Staates 
zu bewahren. Wie auch bei früheren Militärinterven-
tionen der Türkei im Nordirak hat die Bundesregie-
rung die türkische Regierung aber sehr nachdrück-
lich aufgefordert, den Kampf gegen den Terrorismus 
unter Beachtung rechtsstaatlicher Prinzipien und des 
Völkerrechts, insbesondere der Menschenrechte und 
der territorialen Souveränität des Irak, zu führen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Eine Zusatz-
frage. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, hält es die 
Bundesregierung mit rechtsstaatlichen und völker-
rechtlichen Prinzipien für vereinbar, wenn jetzt die 
alte Idee von Außenministerin Tansu Ciller über eine 
Pufferzone, die sie bereits im September letzten Jah-
res geäußert hat, offenbar verwirklicht werden soll? 
Ich frage dies, weil wir heute gehört haben, daß die 
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Pläne zur Errichtung einer türkischen Sicherheits-
zone auf diesem irakischen Gebiet, das gleichzeitig 
eine UN-Schutzzone ist, wiederaufgegriffen werden 
sollen. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich kann nicht sagen, ob solche Pläne Frau Cil-
lers erwogen oder ernsthaft für politisch durchsetzbar 
gehalten werden. Die Auskünfte, die wir bekommen 
haben, besagen, daß die Operation zeitlich begrenzt 
sei und daß man sich wie bei vorangegangenen Ope-
rationen zurückziehen werde, wenn sie beendet sei. 
Ich kann also Ihre Information nicht bestätigen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zweite Zusatz-
frage. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, der Gene-
ralstab der türkischen Armee hat gestern mitgeteilt, 
daß es das Ziel dieser Offensive, dieser Invasion sei, 
so lange die Kontrolle über diese Region auszuüben, 
bis eindeutig sei, daß diese Grenzregion vollständig 
und dauerhaft unter Kontrolle der mit der Türkei ver-
bündeten Demokratischen Partei Kurdistans unter 
Führung Massud Barsanis sei. Entspricht dieses Vor-
gehen dem Völkerrecht? Kann es von der Bundesre-
publik Deutschland anerkannt werden, daß dieses 
Ziel mit solchen Mitteln verfolgt wird, oder geht die-
ses Vorgehen nach Auffassung der Bundesregierung 
über die rechtmäßigen Schutzmaßnahmen gegen 
den Terrorismus hinaus? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich kann nur sagen, daß wir, was das Völker-
recht betrifft, sehr ernsthafte Bedenken haben. Eine 
ständige Besetzung von Teilen des Nordiraks, die 
möglicherweise durch ein ähnliches Vorgehen der is-
raelischen Regierung seit 15 Jahren im südlichen Li-
banon gerechtfertigt werden kann, ist natürlich au-
ßerordentlich fragwürdig. Man muß ganz klar sagen, 
daß das auf Dauer nicht gehen kann. 

Andererseits sind die Argumente der Türken ver-
gleichbar mit den Argumenten der Israelis. Sie sa-
gen: Es handelt sich hier um ein Gebiet, das als 
Schutzzone von niemandem kontrolliert wird, das 
von irakischen Streitkräften nicht besetzt werden 
darf, wie Sie wissen, und von dem aus permanent ter-
roristische Anschläge über die Grenzen hinweg auf 
die Türkei — im Fall Israels: auf Israel - verübt wer-
den. Es besteht also eine ganz ähnliche Argumenta-
tionslage. Wir können aber in beiden Fällen nicht sa-
gen, daß es mit dieser Begründung möglich ist, daß 
ein Staat auf Dauer Teile eines anderen Staates be-
setzt hält. Ich gehe davon aus, daß die türkische Re-
gierung sehr wohl weiß, daß auf Dauer eine Beset-
zung von Teilen des Irak nicht angehen kann. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich rufe Frage 7 
des Abgeordneten Gernot Erler auf: 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher inner-
halb der westlichen Allianz bzw. bilateral unternommen, um 
Ankara zu einer Beendigung dieser Invasion, die zunehmend 
Beunruhigung unter den regionalen Nachbarstaaten auslöst, zu 
bewegen, und welche Initiativen plant die Bundesregierung in 
dieser Hinsicht? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, der deutsche Botschafter hat am 
15. Mai 1997 in Ankara im türkischen Außenministe-
rium demarchiert und betont, daß die türkische 
Regierung bei ihrem Vorgehen gegen den Terroris-
mus das Völkerrecht und den Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit im Einsatz und bei der Wahl der Mittel 
achten und den Schutz von Leib, Leben und Besitz 
der unbeteiligten Zivilbevölkerung gewährleisten 
muß. Die türkische Seite hat versichert, Ankara lasse 
sich von diesen Prinzipien leiten und halte an der 
Achtung der Souveränität und regionalen Integrität 
des Irak fest. Die Aktion werde so bald wie möglich 
beendet werden. 

Die Bundesregierung hat auch im Rahmen der EU 
ihre Sorge über die türkische Intervention im Nord-
irak und die damit verbundenen Risiken für die Zivil-
bevölkerung zum Ausdruck gebracht und die Erklä-
rung der niederländischen Präsidentschaft im Namen 
der Europäischen Union vom 16. Mai dieses Jahres 
unterstützt, in der die Türkei aufgefordert wird, äu-
ßerste Mäßigung zu üben und ihre Streitkräfte so 
bald wie möglich aus dem irakischen Hoheitsgebiet 
abzuziehen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zusatzfrage? - 

Bitte.  

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, meine 
Frage war auch darauf gerichtet, ob die NATO tätig 
geworden sei. 

Die Türkei ist ein wichtiges NATO-Mitglied. Ge-
rade in diesen Tagen erleben wir den Prozeß der Er-
weiterung der NATO, wobei in der Diskussion mit 
Rußland immer gesagt wurde, die NATO sei eine Al-
lianz demokratischer Staaten, von denen niemals 
eine Aggression ausgehe. Das war ein wichtiges Ar-
gument bei dem Dialog mit der Russischen Födera-
tion. 

Ist das nicht ein Anlaß dafür, daß sich auch die 
NATO mit der Invasion im Nordirak, in der UN

-

Schutzzone, beschäftigen müßte? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Meines Wissens gibt es seitens der NATO 
keinerlei Beschäftigung mit dieser Angelegenheit. 
Sie wissen, daß die Türkei nicht von Aggressionen 
gegenüber einem anderen Staat spricht, sondern von 
einem Angriff auf terroristische Organisationen, die 
gegen die Türkei permanent aus diesem Gebiet, 
über die Grenze hinweg, operieren. 

Die Militäroperation im Nordirak ist seitens der 
Türkei nicht im Rahmen der NATO angesprochen 
worden. Man wird sicher die Frage stellen müssen, 
wie lange diese Operation anhält und inwieweit Be-
fürchtungen, die Sie hier geäußert haben, tatsächlich 
zutreffen, daß man glaubt, dort auf lange Sicht türki-
sche Truppen stationieren zu können. Ich halte das 
kaum für denkbar, aber das würde dann sicher auch 
die NATO beschäftigen. 
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Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zweite Zusatz-
frage. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, in meiner 
Frage war auch ein Hinweis darauf enthalten, daß 
sich die Reaktionen der Nachbarstaaten diesmal von 
früheren Reaktionen auf ein ähnliches Vorgehen der 
Türkei im Nordirak unterscheiden. Ist die andere 
Qualität dieser Reaktionen aus den Ländern dieser 
Region für die Bundesregierung ein Anlaß zur Sorge, 
und sind die Aktionen der türkischen Regierung ein 
Hinweis auf einen möglichen Handlungsbedarf, 
wenn sich eine Verschärfung der Spannungen zwi-
schen den verschiedenen Ländern, die kurdische 
Minderheiten haben, abzeichnet? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Wie Sie wissen, hat die türkische Regierung im 
Zusammenhang mit dieser Operation immer darauf 
hingewiesen, daß seitens der Kurden - Sie haben 
Herrn Barsani schon erwähnt -, die nicht mit der PKK 
zusammenarbeiten, die sich selbst durch die PKK be-
droht fühlen, ein Schutz durch die Türken, eine Zu-
sammenarbeit, erwünscht ist. 

Andererseits ist sicher zu beachten, inwieweit 
diese Operation zu größeren Besorgnissen in den 
Nachbarstaaten führen kann. Sie wissen, daß in den 
letzten Tagen, auch durch den Abschuß zweier türki-
scher Hubschrauber, der Eindruck entstanden ist, 
daß die PKK mit Boden-Luft-Raketen versehen wor-
den ist, und Nachbarstaaten der Türkei in diesem 
Zusammenhang genannt worden sind - das habe ich 
gestern zumindest der „Zürcher Zeitung" entnom-
men -, so daß tatsächlich eine gewisse Gefahr be-
steht, daß es hier zu einer kritischeren Situation 
kommt. Wir werden das mit außerordentlicher Sorg-
falt beachten und alles tun, damit sich aus dieser 
Operation nicht eine nachhaltige Störung des Gleich-
gewichtes der Stabilität in diesem Gebiet ergeben 
wird. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Sie haben eine 
Zusatzfrage? - Bitte schön. 

Amke Dietert -Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Schäfer, Sie haben angeführt, Sie hätten 
die Türkei aufgefordert, im Rahmen dieser Aktion 
Völkerrecht und Menschenrechte zu achten. Vor die-
sem Hintergrund möchte ich fragen: Sind der Bun-
desregierung Berichte bekannt - und ist sie ihnen 
nachgegangen -, daß im Nordirak in Städten, unter 
anderem in Arbil und Sachu, Kurden, denen Nähe 
zur PKK nachgesagt wurde, die allerdings nicht an ir-
gendwelchen Kampfhandlungen beteiligt waren, so-
wohl von Angehörigen der KDP als auch von türki-
schem Militär aus Häusern geholt und auf der Straße 
exekutiert wurden? Wenn ja: Mit welchem Ergebnis? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Kollegin, diese Berichte liegen mir nicht 
vor. Die Bundesregierung konnte diesen Berichten 
insofern auch nicht nachgehen. Es besteht auch die 
Frage, wo in diesen Kampfgebieten die Bundesregie

-

rung überhaupt tätig werden könnte, um zu verifizie-
ren, was dort passiert. Das liegt nicht im Rahmen un-
serer Möglichkeiten. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Dann rufe ich 
jetzt die Frage 8 des Abgeordneten Dr. Helmut Lip-
pelt, Bündnis 90/Die Grünen, auf: 

Mit welcher Begründung hat die Deutsche Botschaft in Anka-
ra den Eltern des in Hannover durch einen Schuß aus der 
Dienstwaffe eines Polizeibeamten getöteten Türken H. D. ein 
Einreisevisum verweigert, obwohl sie als Nebenkläger das 
Recht haben, am Prozeß teilzunehmen, und im Gegensatz zur 
Staatsanwaltschaft nicht davon überzeugt sind, daß sich der 
Schuß versehentlich gelöst hat? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Lippelt, die Visaanträge der Ehe-
leute Dener wurden anfänglich von der Botschaft in 
Ankara abgelehnt, weil sie Zweifel an der Rückkehr-
willigkeit der Antragsteller hatte. Zudem bestand 
nach Auskunft des Gerichtes keine Notwendigkeit 
für ihre persönliche Anwesenheit, da ihr Interesse 
anwaltlich vertreten war. 

Wie Sie wissen, ist die Sachlage inzwischen aber 
so, daß dem Antrag stattgegeben wird. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zusatzfrage, 
bitte schön, Herr Dr. Lippelt. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich nehme dies mit großer Freude zur Kenntnis. Darf 
ich fragen, wann dies den Anwälten mitgeteilt wor-
den ist? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Das Auswärtige Amt hat die Botschaft in An-
kara am 4. Juni gebeten, die Visa zu erteilen. Ich 
kann Ihnen jetzt leider nicht sagen, inwieweit die 
Anwälte schon informiert wurden. Ich dachte, daß 
ein B rief, den ich Ihnen geschrieben habe, schon bei 
Ihnen angekommen ist. In dem steht das drin, so daß 
ich Ihnen das auf kurzem Wege - vielleicht noch 
heute abend - sagen kann. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ein solches Ergebnis meiner mündlichen Anfrage be-
grüße ich außerordentlich. 

Herr Minister, würden Sie mir noch folgendes be-
antworten - denn ich habe noch eine zweite Frage 
gestellt -: Wie ist es möglich, daß eine Botschaft über-
haupt erwägen kann, die Rechte der bei diesem Pro-
zeß geladenen Nebenkläger, der Eltern eines durch 
eine Polizeiwaffe umgekommenen jungen Mannes, 
auf diesem administrativem Wege der Visumsverwei-
gerung zu behindern? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, ich hatte Ihnen auf die erste Frage 
hin schon gesagt: Auffassung der Konsularabteilung 
bei unserer Botschaft in Ankara war die, daß die Not-
wendigkeit für die persönliche Anwesenheit der 
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Eltern nicht gegeben war, weil deren Interessen in 
diesem Prozeß in Deutschland anwaltlich vertreten 
wurden. 

(Peter Conradi [SPD]: Unglaublich!) 

Wenn hier immer wieder Proteste kommen, daß 
sich die Botschaften schwertun - dies ist bei der Viel-
zahl der täglich eingehenden Visabegründungen 
und dem Wunsch, solche Visa sofort zu erteilen, gar 
nicht anders möglich -, muß ich darauf hinweisen, 
daß die restriktive Visapolitik zurückzuführen ist auf 
die Innenpolitik bzw. die Politik unserer Länder, die 
der Botschaft Auflagen macht. Deshalb können sie 
nicht in dem Umfang Visen ausstellen, wie das unter 
Umständen wünschenswert wäre. Das gilt nicht, 
wenn seitens der Ausländerbehörden deutlich ge-
macht worden ist, daß die Menschen, die ein Visum 
wollen, möglicherweise nicht mehr zurückkehren 
und insofern eine Belastung darstellen angesichts 
der großen Zahl von Ausländern, die auf diesem 
Wege nach Deutschland gekommen sind. 

Dies entspringt also nicht der Willkür der Bot-
schaft, sondern gründet sich in der Besorgnis, daß 
man Visawünsche zu schnell erfüllt und sich dabei in 
Schwierigkeiten mit den zuständigen Innenbehörden 
der Bundesländer bringt. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Eine Zusatzfrage 
von dem Abgeordneten Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Herr Staatsminister, es ging 
ja nicht um ein Gerichtsverfahren über Mietstreitig-
keiten, sondern darum, daß der Sohn der Antragstel-
ler, die als Nebenkläger tätig werden wollten, zu 
Tode gekommen ist. Sind Sie wirklich der Auffas-
sung, daß sich die Botschaft korrekt verhalten hat? 
Hätte die Botschaft in diesem Fall nicht prüfen und 
dann die Visa erteilen müssen, weil es ein Gebot der 
Menschlichkeit ist, den betroffenen Eltern die Mög-
lichkeit der Teilnahme am Prozeß zu geben? 

(Zustimmung des Abg. Markus Meckel 
[SPD]) 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, da ich die Einzelheiten, die zu-
nächst zu einer Verweigerung geführt haben, nicht 
kenne, möchte ich als Staatsminister im Auswärtigen 
Amt' die Botschaft nicht öffentlich rügen. Die Tatsa-
che, daß wir am 4. Juni, auch auf Grund des Hinwei-
ses von Herrn Lippelt, die Botschaft angewiesen ha-
ben, das Visum zu erteilen, macht deutlich, daß wir 
eine andere Meinung vertreten haben. 

Aber ich bitte um Verständnis, wenn unsere mit Vi-
saanträgen wirklich überlaufenen Konsularabteilun-
gen - dies gilt gerade für die Botschaft in der Türkei 
- angesichts der Sorge, die auch innenpolitisch be-
gründet ist, daß die Flut der Zuwanderer durch eine 
leichtfertige Erteilung von Visa wächst, zu diesem Er-
gebnis kam. Man sollte deshalb die Botschaft nicht 
öffentlich kritisieren, sondern Verständnis aufbrin-
gen, wenn sie manchmal zu restriktiv, zu ängstlich 
verfährt. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Wir kommen zu 
Frage 9 des Abgeordneten Dr. Helmut Lippelt, soweit 
sie noch nicht beantwortet ist: 

Was hat das Auswärtige Amt seit dem 30. Mai und weiter seit 
dem 3. Juni auf meine dringlichen Bitten, die Botschaft in An-
kara zur Erteilung der Einreisevisa anzuweisen, unternommen, 
und erweckt eine Einreiseverweigerung nicht den Eindruck ei-
ner Rechtsverkürzung gegenüber den ausländischen Neben-
klägern im Interesse eines deutschen Beamten? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich dachte, ich hätte die Frage schon damit be-
antwortet, daß ich gesagt habe: Das Auswärtige Amt 
hat die Botschaft Ankara am 4. Juni gebeten, die 
Visa zu erteilen. Ich weiß nicht, ob Herr Lippelt nicht 
noch eine Frage anschließen will. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich habe zwei Zusatzfragen, 

Herr Staatsminister!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich möchte mein Recht auf zwei Zusatzfragen pro 
Frage wahrnehmen. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich habe das durchaus verstanden. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatsminister, Sie haben in Ihrer Antwort er-
wähnt, auch das Ge richt habe bestätigt, daß die Ne-
benkläger nicht nötig seien. Ist es in einem Neben-
klagefall üblich, daß entweder durch das Auswärtige 
Amt oder durch eine Botschaft bei Gericht nachge-
fragt wird, ob das Gericht das Visum, das man ertei-
len will, für nötig hält? Ist das nicht von vornherein 
ein sehr seltsames Zusammenspiel zweier Gewalten 
in unserem Staat? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Lippelt, da ich kein Jurist bin und 
auch keine Einzelheiten dieses Vorgehens, sondern 
lediglich Ihren Vorwurf kenne, den wir inzwischen 
aus der Welt geschafft haben, erkundige ich mich 
gern noch nach solchen Einzelheiten. Ich muß Ihnen 
gestehen: Ich kann das jetzt wirklich nicht besser be-
antworten, als ich es gerade bei Herrn Conradi getan 
habe. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine zweite Zusatzfrage. Sie haben erwähnt - das 
entnehme ich nur aus Ihrer Antwort -, wir müßten 
berücksichtigen, daß die restriktive Linie des Innen-
ministers eine Rolle spiele. Ist das Auswärtige Amt 
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in den Konsularabteilungen der Botschaften vom 
Innenminister unterwandert? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Nein, Herr Kollege. Es geht nicht um den In-
nenminister, sondern - das ist etwas, was mich in die-
sem Land immer wieder etwas verwirrt - um 16 In-
nenminister plus den Bundesinnenminister, also um 
17, die alle Wert darauf legen, daß das Auswärtige 
Amt durch seine Botschaften nicht leichtfertig Visa 
erteilt und damit dem Zustrom von Ausländern noch 
Vorschub leistet. 

Es gibt sehr restriktive Verhaltensweisen der In-
nenminister der Bundesländer, die verschiedenen 
Parteien angehören, auch Ihrer Partei. Alle haben die 
gleiche Sorge, daß das Auswärtige Amt nicht zu 
leichtfertig einen Strom von Menschen in die Bun-
desrepublik lenkt, bevor sichergestellt ist, daß be-
stimmte Kriterien erfüllt werden, die die Rückreise in 
die Heimatländer oder aber den Aufenthalt in der 
Bundesrepublik sicherstellen. 

Ich bitte um Verständnis, daß bei uns keineswegs 
von einer Unterwanderung durch das Innenministe-
rium die Rede sein kann. Herr Kollege Lintner wird 
das sicher bestätigen können. Vielmehr bemühen wir 
uns, mit dem Innenministerium zu vernünftigen Er-
gebnissen zu kommen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Weitere Zusatz-
fragen liegen nicht vor. Damit sind wir am Ende des 
Geschäftsbereichs des Auswärtigen Amts. Herzli-
chen Dank, Herr Staatsminister. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums des Innern. Zur Beantwortung steht uns 
der Parlamentarische Staatssekretär Eduard Lintner 
zur Verfügung. 

Die Fragen Nr. 10 und 11 des Abgeordneten Benno 
Zierer werden schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen dann zur Frage Nr. 12 des Abgeord-
neten Dietmar Schütz, SPD-Fraktion: 

Welche mittel- und langfristigen Konsequenzen ergeben sich 
für die Finanz-, Sach- und Personalausstattung des in Olden-
burg ansässigen Bundesinstituts für ostdeutsche Kultur und Ge-
schichte aus der vom Bundesministerium des Innern erarbeite-
ten Neukonzeption, und welche neue Organisationsstruktur ist 
für dieses Institut vorgesehen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Schütz, die Ant-
wort lautet wie folgt: Die fachliche Neukonzeption 
sieht eine Beschränkung auf die Kernaufgaben des 
Instituts, das Setzen von Arbeitsschwerpunkten und 
eine stärkere Ergebnis-/Erfolgskontrolle bei wissen-
schaftlichen Maßnahmen vor. Aus dieser fachlichen 
Neukonzeption ergeben sich für die Finanz-, Sach- 
und Personalausstattung im Ergebnis keine mittel- 
und langfristigen Konsequenzen. 

Die organisatorische Neukonzeption soll eine Effi-
zienzsteigerung und Synergieeffekte im Verwal-
tungsbereich bringen. Folgerungen aus der beab

-

sichtigten organisatorischen Neukonzeption können 
erst nach deren Erarbeitung gezogen werden. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön, Zu-
satzfrage. 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, aus Ihrer Schlußbemerkung folgere ich, daß 
trotzdem ein Neuzuschnitt dieses Instituts geplant 
ist. Sie sagen, im Augenblick gebe es keine Verände-
rung. In Ihrem letzten Satz sagen Sie aber, es sei eine 
geplant. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Sie wissen, daß es eine Reihe 
von Prüfungsmitteilungen des Bundesrechnungsho-
fes in dieser Frage gibt, - 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Deswegen 
frage ich. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: - so daß wir auch von daher ge-
zwungen sind, die genannten Überprüfungen vorzu-
nehmen. Wir sind aber noch nicht am Ende unserer 
Überlegungen. Insofern kann ich Ihnen kein Ergeb-
nis präsentieren. 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Wann werden 
Sie die Prüfungsmitteilungen des Bundesrechnungs-
hofes beantwortet haben? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Ich hoffe, daß wir es noch im er-
sten Halbjahr schaffen. Ob es tatsächlich gelingt, 
kann ich Ihnen nicht hundertprozentig versprechen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Jetzt kommen 
wir zur Frage 13 der Abgeordneten Amke Dietert-
Scheuer, Bündnis 90/Die Grünen: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß ein zwischen der 
Bundesregierung und der libanesischen Regierung ausgehan-
deltes Rückübernahmeabkommen bereits im Dezember letzten 
Jahres vom Chef der libanesischen Securit unterzeichnet wur-
de, und kann sie Auskunft darüber geben, wann dieses Ab-
kommen in Kraft treten wird? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Dietert-Scheuer, die Ant-
wort lautet: Im Dezember 1996 fanden in Beirut auf 
libanesische Einladung Expertengespräche zwischen 
der dortigen Sicherheitsbehörde Sureté Générale 
und Vertretern des Bundesministeriums des Innern 
zu aktuellen Rückführungsfragen statt. Ein Rück-
übernahmeabkommen wurde im Rahmen dieser Ge-
spräche weder verhandelt noch unterzeichnet. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zusatzfrage, 
bitte. 

Amke Dietert-Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Der „Tageszeitung" von heute ist zu entneh- 
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men, daß ein solches Rückübernahmeabkommen in 
Verhandlung ist. Offensichtlich hat der deutsche Bot-
schafter in Beirut gesagt, daß es noch einen längeren 
Zeitraum in Anspruch nehmen wird. Daraus ent-
nehme ich, daß es solche Verhandlungen tatsächlich 
gibt. 

In diesem Zusammenhang lautet meine Frage: In-
wieweit wird das geplante Rückübernahmeabkom-
men insbesondere palästinensische Flüchtlinge und 
andere Flüchtlinge wie Kurden und Armenier betref-
fen, die aus dem Libanon geflohen sind, dort keine 
Staatsangehörigkeit haben und erheblich in ihren 
Bürgerrechten eingeschränkt sind, keine Arbeitser-
laubnis erhalten und damit faktisch gezwungen sind, 
in Flüchtlingslagern zu leben? Wie rechtfertigt die 
Bundesregierung die Abschiebung von Personen, die 
unter solchen Bedingungen im Libanon leben? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, es sind insgesamt 
etwa 9600 ausreisepflichtige Palästinenser im Lande. 
Diese sind möglicherweise von dem Verfahren be-
troffen. Sie wissen, daß aus unserer Sicht im Moment 
das größte Problem der Zeitraum ist, den der Libanon 
für die Paßersatzbeschaffung benötigt. Die von Ihnen 
genannten Gefährdungen, die heute in einer Tages-
zeitung aufgeführt wurden, werden in dieser Form 
von unseren Quellen nicht bestätigt. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zweite Zusatz-
frage, bitte schön. 

Amke Dietert-Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich sprach in diesem Zusammenhang nicht 
von direkten Gefährdungen, sondern von den allge-
meinen Lebensbedingungen, und zwar von der Tat-
sache, daß Palästinenser und andere Minderheiten 
im Libanon keine staatsbürgerlichen Rechte haben, 
keine Aufenthaltserlaubnis bekommen und faktisch 
gezwungen sind, in überfüllten Flüchtlingslagern zu 
leben. Darauf bezog sich die Frage, inwieweit die 
Bundesregierung es verantworten kann, die betroffe-
nen Personen unter diesen Bedingungen in den Liba-
non abzuschieben. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, es ist Ihnen be-
kannt, daß die von Ihnen geschilderten Umstände - 
weltweit gesehen - in vielen Gegenden vorherrschen 
und deshalb nicht ausreichend sind, um ein ständi-
ges Bleiberecht in der Bundesrepublik Deutschland 
in Anspruch zu nehmen. Es handelt sich um Um-
stände, denen die gesamte palästinensische Bevölke-
rungsgruppe do rt  unterworfen ist. Deshalb begrün-
det sich dadurch allein kein Bleiberecht hier im 
Lande. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön, Frau 
Kollegin, Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Angelika Köster-Loßack (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): In der „Tageszeitung" von heute ist zu le-
sen, daß die libanesische Regierung für ihr ehrgeizi

-

ges Wiederaufbauprogramm auf Kredite angewiesen 
ist, die zu günstigen Konditionen vergeben werden. 
Sind in Verbindung mit dem geplanten oder ange-
dachten Rückführungsabkommen bzw. mit der Rück-
übernahme der Flüchtlinge günstige Kredite oder et-
waige andere Leistungen finanzieller oder anderer 
Art von seiten der Bundesregierung in Aussicht ge-
stellt worden? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Nein. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Wir kommen zur 
Frage 14 der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Landeseinwohner-
amt Berlin für palästinensische Flüchtlinge aus dem Libanon 
mit Bezug auf den erwarteten Abschluß eines Rückführungsab-
kommens im Juni 1997 Duldungen auf drei Monate begrenzt, 
und ist diese Praxis nach Kenntnis der Bundesregierung auch 
bei anderen Ausländerbehörden üblich? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Der Bundesregierung ist eine 
derartige Duldungspraxis weder von den Ausländer-
behörden Berlins noch von denen anderer Länder be-
kannt. Im übrigen ist in diesem Zusammenhang dar-
auf hinzuweisen, daß das Ausländerrecht von den 
Ländern gemäß Art. 83 des Grundgesetzes grund-
sätzlich als eigene Angelegenheit ausgeführt wird 
und ein Weisungsrecht des Bundes nicht besteht. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön. 

Amke Dietert-Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe zu dem Komplex Verhandlungen mit 
dem Libanon über Kredite im Rahmen des Aufbau-
projektes eine Zusatzfrage. Ist im Zusammenhang 
mit der Abschiebung palästinensischer Flüchtlinge in 
größerer Zahl ins Auge gefaßt worden, in den Projek-
ten Maßnahmen zur Verbesserung der Lebenssitua-
tion der Palästinenser im Libanon durchzuführen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, ich bitte um Ver-
ständnis. Mir ist von solchen Verhandlungen und An-
geboten nichts bekannt. Ich schließe nicht aus, daß 
sich im weiten Geflecht der Bundesregierung irgend 
jemand mit entsprechenden Stellen unterhalten hat, 
aber für den Bereich des Innenministeriums kann ich 
das verneinen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön, Frau 
Kollegin. 

Amke Dietert-Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): In letzter Zeit sind verstärkt Abschiebungen 
von Palästinensern aus der Bundesrepublik, insbe-
sondere aus Berlin, vorgenommen worden. Nach Be-
richten der „Tageszeitung" von heute wurde in Bei-
rut eine Namensliste mit 6000 Namen von Palästi-
nensern, die abgeschoben werden sollten, überge-
ben. Kann die Bundesregierung dies bestätigen? 
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Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Es sind Listen an die libanesi-
sche Regierung übergeben worden, weil sie sich vor-
behalten hat, zur Ausstellung von Paßersatzpapieren 
entsprechende Überprüfungen vorzunehmen, ob es 
sich tatsächlich um Palästinenser handelt, die in ih-
rem Staatsgebiet beheimatet sind usw. Es könnte 
sein, daß die Zahl in etwa stimmt. Ich kann sie Ihnen 
jetzt nicht genau bestätigen. 

Aber ich möchte die Zahl aus der ersten Antwort in 
Erinnerung rufen: Es gibt zur Zeit insgesamt etwa 
9600 ausreisepflichtige Palästinenser bei uns, die im 
Zuge der Ausstellung sogenannter Paßersatzpapiere 
durch den Libanon abgeschoben werden können. 
Ob die Länder das tun, bleibt abzuwarten. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Eine weitere Zu

-

satzfrage der Abgeordneten Dr. Köster - Loßack. 

Dr. Angelika Köster - Loßack (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Meine Zusatzfrage bezieht sich auf die 
sehr schwierige Phase, die im Moment im nahöstli-
chen Friedensprozeß durchzustehen ist: Ist Ihnen be-
wußt, daß mit Abschiebungen dieser Art, mit Rück-
führungen, wie Sie das nennen, auch eine Destabili-
sierung in Kauf genommen wird angesichts der ver-
heerenden Defizite vor allem im Südlibanon, über 
die wir durch sehr viele Berichte informiert sind? 
Gibt es in diesem Zusammenhang Abstimmungen 
mit denjenigen, die mit einer Unterstützung des Frie-
densprozesses im Nahen Osten befaßt sind? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, ich kann aus-
schließen, daß die relativ geringe Zahl der Palästi-
nenser, die abgeschoben werden sollen - selbst 
wenn ich unterstelle, daß nach und nach alle der ge-
nannten 9600 in Betracht kommen -, zu der von Ih-
nen befürchteten Destabilisierung führt. 

Wie die allgemeine Lage in dieser Gegend der 
Welt ist, ist uns allen bekannt. Aber ich darf noch ein-
mal darauf hinweisen: Diese Lage reicht nicht aus, 
um ein Dauerbleiberecht in der Bundesrepublik 
Deutschland anerkennen zu können. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Damit kommen 
wir zur Frage 15 des Abgeordneten Horst Ku-
batschka, SPD-Fraktion: 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach im Rahmen der Neu-
strukturierung des Bundesgrenzschutzes (BGS) eine Reihe von 
BGS-Bahnpolizeiposten in Bayern geschlossen werden, und 
wenn ja, ist davon auch der BGS-Bahnpolizeiposten in Lands-
hut betroffen (s. „Passauer Neue Presse" vom 5. Juni 1997)? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Kubatschka, im 
Zuge der Reform des BGS ist unter anderem eine flä-
chendeckende Neuorganisation in Form von Inspek-
tionen vorgesehen. Die Neuorganisation richtet sich 
in erster Linie nach der Aufgabenstruktur, den krimi-
nalgeographischen Gegebenheiten und der daraus 
folgenden Personalausstattung. Sie verfolgt das Ziel, 

eine polizeilich effektive Organisation des BGS bei 
möglichst weitgehender Integration aller einzel-
dienstlichen Aufgabenbereiche - einschließlich der 
Bahnpolizei - in einem regionalen Zuständigkeitsbe-
reich auf der untersten Ausführungsebene zu schaf-
fen. Diese Organisation soll einen an den Schwer-
punkten ausgerichteten zielgenauen Einsatz der 
Vollzugskräfte des BGS gewährleisten. 

Das Bundesministerium des Innern wird in Kürze 
ein umfassendes Konzept über die künftige Organi-
sation einschließlich der Standorte des BGS vorlegen 
und den zuständigen parlamentarischen Gremien 
und der Öffentlichkeit vorstellen. Dieses Konzept 
schließt auch die Standorte der Bahnpolizei ein. Ein 
Vorziehen einzelner Standortentscheidungen ist we-
gen der inhaltlichen Zusammenhänge nicht möglich 
und auch nicht beabsichtigt. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zusatzfrage, 
bitte, Herr Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn es zum befürchteten Rückzug aus der Fläche 
kommt, dann würden in Niederbayern bloß noch In-
spektionen an der Grenze zur Tschechischen Repu-
blik von der Bahnpolizei durchgeführt. Würden Sie 
damit nicht gegen Ihren eigenen Anspruch handeln, 
daß die innere Sicherheit ein wichtiges Thema für 
die Bundesregierung ist? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege, die Lage der In-
spektionen sagt nichts darüber aus, ob der BGS im 
Zuständigkeitsbereich präsent ist oder nicht. Es ist 
verständlich, daß die Führungsfunktion bei einer In-
spektion nur von einigen Beamten ausgeübt wird 
und sich die übrigen im Zuständigkeitsbereich ge-
mäß ihrer Aufgabe aufhalten werden. Die Befürch-
tung, der BGS werde sich bei Verwirklichung dieser 
Vorstellungen aus der Fläche zurückziehen, kann ich 
nicht bestätigen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zweite Zusatz-
frage. 

Horst Kubatschka (SPD): Würde das bedeuten, 
daß nach Ihren Vorstellungen jetzige Stationen oder 
besetzte Büros der Bahnpolizei weiter besetzt sind, 
also Beamte körperlich anwesend sein werden, oder 
werden sie punktuell, zum Beispiel am Bahnhof, nur 
gelegentliche „Gastspiele" geben? Damit würde die 
Sicherheit ganz drastisch verringert werden. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Nein. Herr Kollege Kubatschka, 
es gibt eine ganze Reihe von Stationen, die beispiels-
weise von der personellen Besetzung her gar nicht in 
der Lage sind, einen 24-Stunden-Betrieb aufrechtzu-
erhalten, und wo auch das kriminelle Geschehen, 
das aufgezeichnet worden ist, sich als so gering dar-
stellt, daß dort Stationen nicht gerechtfertigt sein 
können. In solchen Fällen ist natürlich auch mit der 



16196 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 180. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Juni 1997 

Parl. Staatssekretär Eduard Lintner 

Aufhebung der ständigen Präsenz von BGS-Bahnpo-
lizei zu rechnen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Damit kommen 
wir zur Frage 16 des Abgeordneten Markus Meckel, 
SPD-Fraktion: 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der Feststellung in 
einem jetzt vorliegenden Gutachten, wonach unter dem Areal 
des erhaltenen Teils der Betonmauer in der Bernauer Straße in 
Berlin keine Massengräber existieren, dort - entgegen der bis-
herigen Festlegung - ausschließlich die Errichtung einer Mau-
ergedenkstätte zu unterstützen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Meckel, ich bitte 
um Erlaubnis, die Fragen 16 und 17 gemeinsam be-
antworten zu dürfen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich rufe auch 
Frage 17 auf: 

Ist es richtig, daß von seiten der Bundesregierung die in der 
bisherigen Verwaltungsvereinbarung zugewiesenen Mittel zu-
rückgezogen werden sollen, und welche Verzögerungen treten 
nach Einschätzung der Bundesregierung ein, falls der Berliner 
Senat aufgrund der neuen Sachlage von dem bisher favorisier-
ten Kohihoff-Entwurf (Mauergedenkstätte und Gedenkstätte 
für die Opfer des Zweiten Weltkriegs und der deutschen Tei-
lung) Abstand nimmt? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Der interne Willensbildungspro-
zeß in Berlin über die Gestaltung des Denkmals ist 
noch nicht abgeschlossen. Der Bund wird zum Ge-
samtkomplex erst Stellung nehmen, nachdem ihm 
die abgestimmte Position Berlins vorgetragen wor-
den ist. 

Sollte Berlin sich für ein anderes Modell entschei-
den als die Verwirklichung des Entwurfes von Kohl-
hoff und Kohlhoff, müßte die über die Errichtung der 
Gedenkstätte geschlossene Verwaltungsvereinba-
rung neu verhandelt werden. Die auf Grund der bis-
herigen Verwaltungsvereinbarung zugewiesenen 
Mittel würden in diesem Falle zurückgezogen wer-
den. Die dann notwendige baufachliche und auch 
haushaltsmäßige Prüfung und Genehmigung des 
neuen Entwurfes würde naturgemäß erhebliche Zeit 
in Anspruch nehmen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön, Herr 
Abgeordneter Meckel. 

Markus Meckel (SPD): Sie sprechen von einem er-
heblichen Zeitbedarf, der dann in Anspruch genom-
men wird. Können Sie diesen genauer beschreiben, 
da Sie vermutlich die Meinung teilen, daß es drin-
gend notwendig ist, daß diese Gedenkstätte so bald 
als möglich errichtet wird? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Meckel, das kann 
ich leider nicht, weil mir der neue Entwurf noch nicht 
bekannt ist. Ich kann Ihnen erst, wenn er vorliegt, 
wenn die Vorstellungen also bekannt sind, sagen, 
wieviel Zeit wir brauchen, um das zu überprüfen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön. Sie 
haben vier Zusatzfragen, wenn Sie wollen. 

Markus Meckel (SPD): Falls sich der Berliner Senat 
dafür entscheiden würde, an dieser Stelle - die dann 
ausschließlich eine Mauergedenkstätte und eine Ge-
denkstätte zur deutschen Teilung wäre und nicht 
mehr, da die Massengräber nicht dort sind, eine Ge-
denkstätte für die Opfer des Zweiten Weltkriegs - ei-
nen Wachturm zu errichten, entgegen dem Votum 
der Denkmalpflege, würde das Bundesinnenministe-
rium auch einen solchen Entwurf befürworten? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Dann würden wir ihn prüfen. Ob 
wir ihn befürworten, würde dann die Prüfung erge-
ben. 

(Markus Meckel [SPD]: Vielen Dank!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Dann haben wir 
eine weitere Zusatzfrage des Abgeordneten Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, offen-
sichtlich waren sich doch Bundesregierung und Se-
nat darin einig, an der Bernauer Straße aus vorhan-
denen Teilen der Mauer künstlerisch eine Gedenk-
stätte für die Mauer zu schaffen. Nun ist der Berliner 
Senat, soweit ich höre, von diesem Projekt abgegan-
gen. Was ist die Meinung der Bundesregierung? 
Reicht es nach Meinung der Bundesregierung aus, 
die Mauer einfach stehen und allmählich verfallen zu 
lassen, oder teilt sie die Auffassung, daß die Bedeu-
tung dieses Denkmals eine künstlerische Gestaltung 
erfordert? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Conradi., was die 
Bundesregierung zu der Idee insgesamt meint, 
kommt in der Vereinbarung zum Ausdruck. Wir ha-
ben das, was da vorgeschlagen worden ist, für, wenn 
Sie so wollen, förderungswürdig erachtet und des-
halb eine Vereinbarung mit dem Berliner Senat ge-
schlossen. Damit kommt die Bewertung durch uns 
zum Ausdruck. Ob andere Formen auch zu einer so 
positiven Bewertung führen würden, kann ich nicht 
voraussagen und will ich auch nicht präjudizieren. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Eine weitere Zu-
satzfrage, bitte schön. 

Peter Conradi (SPD): Sie können das Mikrophon 
während der Antwort ruhig angeschaltet lassen und 
nicht immer bei uns abschalten. Bei der Regierung 
bleibt es ja auch an. 

Wird die Bundesregierung den Senat von Berlin 
darauf hinweisen, daß es tunlich wäre, den bisher be-
auftragten Preisträger des Wettbewerbs auch mit der 
Ausarbeitung anderer Vorstellungen zu beauftragen, 
das heißt, ihn nicht einfach in die Wüste zu schicken? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Conradi, wir halten 
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an dem fest, was wir mit Berlin vereinbart haben. Ob 
jetzt weitere Aufträge vergeben werden sollen und 
wer damit beauftragt wird, ist Sache des Berliner Se-
nats. Uns liegt bisher, wenn ich das so sagen darf, 
noch nicht einmal die Mitteilung vor, daß an dem al-
ten Konzept nicht festgehalten wird. 

(Peter Conradi [SPD]: Danke! Das ist 
typisch! Typisch Berlin!)  

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Meckel, 
bitte schön. 

Markus Meckel (SPD): Ich entnehme Ihrer Äuße-
rung, daß Sie an dem alten Konzept festhalten, und 
frage Sie, ob Sie dies sehr bewußt tun, obwohl sich 
inzwischen herausgestellt hat, daß sich die Grund-
lage für die bisherige Vereinbarung verändert hat, 
indem festgestellt worden ist, daß dort keine Massen-
gräber sind. Ich muß Sie deshalb fragen, was jetzt die 
Grundlage für Ihr Festhalten ist, wenn es doch eine 
veränderte Situation gibt. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Meckel, eine Ver-
einbarung besteht immer darin, daß zwei Partner 
übereinkommen. Wir sind nur einer dieser Partner. 
Der Partner vor Ort muß uns doch wohl auf diese 
Aspekte hinweisen und uns seine Stellungnahme 
dazu übermitteln. Die Bundesregierung muß nicht 
sozusagen vorauseilend dem Berliner Senat sagen, 
was er uns denn als Stellungnahme zu übermitteln 
hätte. 

Ich kann nur sagen: Die Bundesregierung steht zu 
dem, was aus ihrer Sicht bisher gilt. Die Frage, ob es 
weiter gilt, kann ich Ihnen nicht beantworten, weil 
der zweite Partner neuerdings offenkundig Schwie-
rigkeiten mit der Entscheidung hat. 

Markus Meckel (SPD): Wenn ich feststelle, daß der 
Berliner Senat diese neue Grundlage, also das Nicht-
vorhandensein der Massengräber, zum Anlaß nimmt, 
das Konzept zu überdenken, dann muß ich sagen, 
daß ich das für ausgesprochen richtig und zeitgemäß 
halte. Ich möchte Sie deshalb fragen, ob auch Sie die 
Meinung teilen, daß eine Gedenkstätte, die an die 
deutsche Teilung, an die Mauer und an alles 
Schlimme erinnert, was da passiert ist, sehr vordring-
lich und wichtig und nicht nur ein Anliegen Berlins, 
sondern ein Anliegen des deutschen Volkes ist. 

(Zustimmung des Abg. Peter Conradi 
[SPD]) 

 
Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-

minister des Innern: Herr Meckel, unsere grundsätz-
liche Bewertung und Bereitschaft dazu kam in der 
Vereinbarung, die wir geschlossen haben, zum Aus-
druck. Davon brauche ich nichts zurückzunehmen. 
Nur, wie es jetzt weitergeht, das kann ich Ihnen nicht 
an Stelle des Berliner Senats sagen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Damit sind wir 
am Ende des Geschäftsbereichs des Bundesministeri

-

ums des Inneren. Herzlichen Dank, Herr Staatssekre-
tär. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Finanzen. Die Abgeordneten 
Karl Diller, Manfred Hampel und Dr. Uwe-Jens Rös-
sel haben um schriftliche Beantwortung ihrer Fragen 
gebeten. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Damit kommen wir zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Wirtschaft. Zur Beantwortung 
steht uns der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Heinrich Kolb zur Verfügung. Der Abgeordnete 
Erich Fritz hat um schriftliche Beantwortung der 
Fragen 24 und 25 gebeten; auch hier werden die Ant-
worten als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 26 des Abgeordneten Peter Con-
radi auf: 

Welche Aufträge, insbesondere Berateraufträge, hat die Bun-
desregierung dem Architektenbüro L. im Zeitraum zwischen 
1980 und 1995 erteilt, und welche Berateraufträge für das 
Architektenbüro L. hat die Bundesregierung den mit der 
Durchführung von amtlichen Beteiligungen der Bundesrepu-
blik Deutschland an Messen und Ausstellungen im Ausland 
und im Inland beauftragten Messedurchführungsgesellschaften 
genehmigt (Nachfrage wegen unzureichender Beantwortung 
meiner Frage 2 in Drucksache 13/7769)? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Kollege Conradi, die 
Bundesregierung erteilt im Zusammenhang mit der 
Planung und Durchführung amtlicher Beteiligungen 
der Bundesrepublik Deutschland an Messen und 
Ausstellungen im Ausland weder Planungs- noch Be-
rateraufträge an freischaffende Architekten. Sie hat 
solche Aufträge auch nicht an das von Ihnen ge-
nannte Architekturbüro erteilt. 

Ausschließlich die vom Bundesministerium für 
Wirtschaft mit der Durchführung amtlicher Beteili-
gungen im Ausland betrauten Messedurchführungs-
gesellschaften erteilen nach Genehmigung durch 
das Bundesministerium für Wirtschaft die Aufträge 
für Planung, Ausschreibung und Objektüberwa-
chung an von ihnen ausgewählte Architekten. Sie 
richten sich hinsichtlich der Architektenauswahl in 
erster Linie nach den Wünschen der ausstellenden 
Wirtschaft, deren eigener Anteil an den Gesamtko-
sten für Auslandsmessebeteiligungen etwa zwei Drit-
tel beträgt. 

Insgesamt sind für die Messedurchführungsgesell-
schaften bei einer summarischen Betrachtung rund 
30 Architekten tätig, darunter auch das von Ihnen 
genannte Architekturbüro. Von allen offiziellen Be-
teiligungen pro Jahr - die Zahl schwankt etwa zwi-
schen 100 und 150- entfallen auf größere und beson-
ders leistungsfähige Büros, zu denen auch das von 
Ihnen erwähnte Architekturbüro gehört, jeweils rund 
8 bis 10 Prozent der Planungsaufträge. 

Auch Berateraufträge sind direkt von der Bundes-
regierung nicht an das Architekturbüro erteilt wor-
den. Bei der Weltausstellung in Sevi lla hat die dama-
lige Arbeitsgemeinschaft, bestehend aus den Messe-
durchführungsgesellschaften NOWEA International 
GmbH Düsseldorf und ISC Köln-Messe, mit Geneh- 
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migung des Bundesministers für Wirtschaft einen Be-
ratervertrag mit dem Architekturbüro zur Klärung 
zahlreicher mit dem Bau des deutschen Pavillons zu-
sammenhängender Bau- und Baurechtsfragen abge-
schlossen. Der Bundesrechnungshof hat bei seiner 
Prüfung des Sevilla-Projektes diese Maßnahme als 
richtig und angemessen angesehen. Andere Berater-
verträge sind dem Architekturbüro bis 1995 nicht er-
teilt worden. 

Im übrigen: Die Förderung der Beteiligung an In-
landsmessen bezieht sich ausschließlich auf ostdeut-
sche Unternehmen, die dafür direkte finanzielle Zu-
schüsse erhalten. Die Einbindung von Architekten ist 
in diesem Zusammenhang nicht vorgesehen; demzu-
folge sind in diesem Zusammenhang auch keine Auf-
träge erteilt worden. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zusatzfrage? - 

Bitte, Herr Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Die Bundesregierung hat 
also, wenn ich Sie richtig verstanden habe, weder 
Planungsaufträge noch Berateraufträge direkt erteilt, 
aber die Vergabe solcher Aufträge durch die Messe-
durchführungsgesellschaften in jedem Einzelfall ge-
nehmigt. Wurde also auch mehrfach genehmigt, daß 
das Büro L. durch die jeweilige Messedurchfüh-
rungsgesellschaft zugezogen wurde - sei es als Bera-
ter, sei es als planendes Büro? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Ich gehe davon aus, daß 
das in jedem Einzelfall geschehen ist. Ich habe Ihnen 
die Zahlen genannt. Daraus ergibt sich überschlägig 
- ich kenne die Zahlen nicht im Detail -, daß 15 bis 
maximal 18 Genehmigungen pro Jahr für Aufträge 
auch an das genannte Architekturbüro erteilt worden 
sind. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zweite Zusatz-
frage. Bitte, Herr Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Ist Ihnen bekannt, daß das 
Büro einmal - etwa bei der Vorbereitung der Expo 
1998 - als Auftragnehmer der Messedurchführungs-
gesellschaft auftritt, ein anderes Mal - bei der Vorbe-
reitung der Expo 2000 - als Berater auf der Seite des 
BMWi an Besprechungen teilnimmt? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Zumindest das letztere ist 
mir bekannt. In Ihrer Frage hatten Sie aber auf Auf-
träge bis 1995 abgestellt. Der von Ihnen genannte 
Auftrag ist nach meinen Erkenntnissen später erteilt 
worden. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bevor ich die 
nächste Frage aufrufe, möchte ich die geschätzten 
Kolleginnen und Kollegen - vor allem aber die Ge-
schäftsführer - darauf hinweisen, daß es jetzt nur 
noch vier Fragen gibt, die mündlich beantwortet wer-
den. Dann folgt schon die Aktuelle Stunde. 

Jetzt kommen wir zur Frage 27 des Abgeordneten 
Peter Conradi, SPD-Fraktion: 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung meinen B rief 
vom 18. Dezember 1996 an den Parlamentarischen Staatssekre-
tär im Bundesministerium für Wi rtschaft, Dr. Norbert Lamme rt , 
sowie die Antwort von Dr. Norbe rt  Lammert  an mich vom 22. Ja-
nuar 1997 dem Architektenbüro L zugänglich gemacht? 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Kollege Conradi, es 
ist der Bundesregierung nicht bekannt, daß Ihr B rief 
an Herrn Parlamentarischen Staatssekretär 
Dr. Lammert sowie dessen Antwort an das Architek-
turbüro weitergeleitet worden sind. Ich habe Ihre 
Vermutung ausführlich prüfen lassen. Die Recher-
chen im Bundesministerium für Wirtschaft - sowohl 
im Büro von Herrn Parlamentarischen Staatssekretär 
Dr. Lammert als auch im Fachreferat - ergaben keine 
Anhaltspunkte, daß der B rief von dort aus weiterge-
leitet wurde. Das gleiche gilt für das Bundesministe-
rium für Bauwesen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zusatzfrage. 

Peter Conradi (SPD): Ich habe als Oppositionsab-
geordneter keine Fürsorgepflicht gegenüber Mitglie-
dern der Bundesregierung. Gleichwohl möchte ich 
Sie, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, darauf 
hinweisen, daß ein früherer Kollege von Ihnen - ein 
Staatsminister - wegen einer wahrheitswidrigen 
Auskunft an mich in der Fragestunde sein Amt nie-
derlegen mußte. Nach diesem gebotenen Hinweis 
möchte ich sagen: Die Tatsache, daß Sie keine Kennt-
nis haben, mag zutreffen. Aber es liegt eine eides-
stattliche Erklärung von L. vor, er habe erfahren, daß 
ich beim Bundesministerium für Wirtschaft detail-
lierte Fragen eingereicht habe. Er zitiert die Fragen 
darin im einzelnen. Es ist also eine eidesstattliche 
Versicherung des Büros, daß er Kenntnis davon 
habe. Die kann er eigentlich nur von Ihnen haben, 
denn von mir hat er sie nicht. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Zunächst einmal - auf 
Ihre Eingangsbemerkung anspielend, Herr Kollege 
Conradi - übe ich mein Amt natürlich gern aus. Weil 
das so ist, habe ich gesagt, ich habe Ihre Vermutung 
ausführlich prüfen lassen. Ich kann mir den von Ih-
nen geschilderten Vorgang nach dem Ergebnis mei-
ner Recherchen nicht erklären. Mehr kann ich dazu 
nicht sagen. Zumindest für die beiden Resso rts - an-
dere kommen aus meiner Sicht aber auch nicht in 
Frage - kann ich nach meinen Recherchen ausschlie-
ßen, daß der B rief und die Antwort weitergegeben 
worden sind. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zusatzfrage. 

Peter Conradi (SPD): Trifft es zu, daß das Büro L. 
immer wieder zu Besprechungen in Ihrem Hause 
hinzugezogen wird? Können Sie mit Sicherheit aus-
schließen, daß anläßlich einer solchen Besprechung 
das Büro Kenntnis von unserem Briefwechsel bekom-
men hat? 
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Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-

desminister für Wirtschaft: „Immer wieder ... hinzu-
gezogen wird" - das ist zu pauschal. Ich persönlich 
kann mich an zumindest eine Sitzung erinnern, bei 
der ein Vertreter des Büros dabeigewesen ist. Daß in 
diesem Zusammenhang Kenntnis erlangt worden ist, 
kann ich ausschließen. Das ist eine sehr weitgehende 
Frage, aber ich habe wirklich keinen Grund zu der 
Annahme, daß unser Haus diese Information weiter-
gegeben hat. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Die Fragen 28 
und 29 des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner werden 
schriftlich beantwortet, ebenso die Fragen 30 und 31 
der Abgeordneten Susanne Kastner. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit sind wir am Ende des Geschäftsbereichs des 
Bundesministerums für Wirtschaft. Herzlichen Dank, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Verkehr. Zur Beantwortung der 
Fragen steht uns der Parlamentarische Staatssekretär 
Johannes Nitsch zur Verfügung. 

Die Fragen 32 und 33 der Abgeordneten Brunhilde 
Irber werden schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 34 des Abgeordneten Konrad 
Kunick, SPD-Fraktion, auf: 

Beabsichtigt der Bundesminister für Verkehr, bei der Seebe-
rufsgenossenschaft für eine Ausnahmegenehmigung für den 
Betrieb eines Zwei-Mann-Schleppers in irgendeiner Form ein-
zutreten? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter Kunick, 
nach der Schiffsbesetzungsverordnung wird die Re-
gelbesatzung für Schlepper von der Seeberufsgenos-
senschaft im Einzelfall oder für Schiffsgruppen fest-
gesetzt. 

Der Bundesminister für Verkehr beabsichtigt nicht, 
in die entsprechenden Beratungen der für die Fest-
setzung der Regelbesatzung von Schleppern zustän-
digen eben genannten Seeberufsgenossenschaft ein-
zugreifen. 

(Konrad Kunick [SPD]: Danke!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Keine Zusatz-
frage. 

Wir kommen zur Frage 35 des Abgeordneten 
Heinz Schmitt (Berg), SPD-Fraktion: 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse, daß aufgrund des er-
heblich gestiegenen Verkehrsaufkommens auf der B 10, wo-
durch bereits heute das für das Jahr 2000 prognostizierte Ver-
kehrsaufkommen überschritten wird, die jetzt vorhandenen 
Lärmschutzmaßnahmen unzureichend sind? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter Schmitt, 
Erkenntnisse darüber, daß auf Grund eines gestiege-
nen Verkehrsaufkommens auf der B 10 die vorhande-
nen Lärmschutzmaßnahmen unzureichend sind, lie

-

gen der zuständigen Straßenbauverwaltung des Lan-
des Rheinland-Pfalz nicht vor. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Zusatzfrage, 
bitte, Herr Schmitt. 

Heinz Schmitt  (Berg) (SPD): Gibt es die Möglich-
keit - falls sich die Anfragen und Befürchtungen der 
Anwohner bestätigen -, in Form von Verkehrsmes-
sungen den gestiegenen Verkehrslärm von seiten 
des Bundes zu ermitteln und nachzuprüfen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir haben in der Vergan-
genheit Berechnungen durchgeführt. Auf Grund die-
ser haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, 
daß wir irgendwelche Maßnahmen treffen müssen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 36 des Abgeordneten Heinz 
Schmitt (Berg) auf: 

Wird es bei den Lärmschutzmaßnahmen an der B 10 Nach-
besserungen - insbesondere am sog. Queichheimer Trog und in 
Höhe der Gemeinde Siebeldingen - geben? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter Schmitt, 
es wird keine ergänzenden Lärmschutzmaßnahmen 
im Zuge der B 10 in Höhe der Gemeinde Siebeldin-
gen im Rahmen der Lärmvorsorge geben. Lärm-
schutz auf der Grundlage der Lärmsanierung kommt 
derzeit nicht in Betracht, da die maßgeblichen Immis-
sionsgrenzwerte nicht überschritten werden. 

Der von Ihnen ebenfalls angesprochene Queich-
heimer Trog liegt im Zuge der A 65. Hier sind ergän-
zende Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen. Die Pla-
nungsunterlagen sind bereits erstellt. Es soll und 
wird ein Planfeststellungsverfahren durchgeführt 
werden. Es wurde auch bereits ein lärmmindernder 
Deckenbelag aufgetragen, wodurch eine Verbesse-
rung der Lärmsituation erreicht wurde. 

 
Vizepräsidentin Michaela Geiger: Haben Sie eine 

weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter? - Bitte. 

Heinz Schmitt (Berg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie den Zeitrahmen ermitteln, in dem diese 
zusätzlichen Maßnahmen geplant sind, speziell im 
Bereich des Queichheimer Troges? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich glaube, das ist ein fest 
umschriebener Abschnitt im Rahmen der Verbin-
dung zwischen der A 65 und der B 10. Wenn Sie noch 
genaue Kilometer- oder auch Meterangaben haben 
möchten, müßte ich Ihnen das nachreichen. 

Heinz Schmitt (Berg) (SPD): Entschuldigung, ich 
dachte eher an den zeitlichen Rahmen. 
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Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Planfeststellungsverfahren - 
das wissen Sie ja - dauern in der Regel ihre Zeit. 
Wenn alles ordnungsgemäß läuft, müßte das inner-
halb eines Jahres abzuwickeln sein, so daß wir für 
das Baurecht die entsprechenden Maßnahmen ha-
ben. Wenn wir das Baurecht haben, wird auch die Fi-
nanzierung eingeordnet werden können, sofern das 
Land die Priorität für diesen Abschnitt sieht. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Damit sind wir 
am Ende des Geschäftsbereiches des Bundesministe-
riums für Verkehr. 

Wir sind auch am Ende der heutigen Fragestunde. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Haltung der Bundesregierung zu Äußerungen 
ihrer Mitglieder über erneute Sparmaßnah-
men bei den Sozialausgaben sowie Verschie-
bungen von Finanzmitteln zwischen den So-
zialversicherungsträgern 

Ich erteile der Abgeordneten Marieluise Beck, 
Bündnis 90/Die Grünen, das Wo rt . 

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Wir haben die Aktuelle Stunde zum zweiten Sparpa-
ket beantragt, weil die Meldungen vom Wochenende 
zu den Kürzungsplänen bei der Bundesanstalt für Ar-
beit genau das treffen, womit wir schon lange rech-
nen. Daß wir damit schon lange rechnen, haben wir 
dadurch belegt, daß wir bereits im April dieses Jah-
res den Antrag auf einen Nachtragshaushalt für die 
Bundesanstalt für Arbeit in den parlamentarischen 
Raum eingebracht haben. 

Das Loch, in das sich die Regierung hineinmanö-
vriert hat, ist inzwischen so tief, daß Sie in der Tat vor 
nichts mehr zurückschrecken dürfen. Denn die Qua-
dratur des Kreises ist fast noch einfach gegenüber 
dem, was sich F.D.P. und CDU/CSU im Augenblick 
gegenseitig über den Tisch reichen. Die Goldnum-
mer ist nicht gelaufen. Die F.D.P., inzwischen als Ein-
Punkt-Partei agierend, kämpft mit der Verzweiflung 
des Ertrinkenden um ihr einziges politisches Da-
seinsthema, und zwar um die Steuersenkungen. Das 
bedeutet angesichts eines Milliardendefizits entwe-
der Neuverschuldung oder Einsparungen. 

Minister Waigel aber gestaltet seinen Finanzie-
rungsrahmen mit der CSU im Genick. Das CSU-Pro-
gramm bedeutet: Das Konvergenzkriterium der Neu-
verschuldung ist und bleibt bei 3,0 Prozent. Das 
schließt Neuverschuldungen aus. 

Also bleiben tatsächlich nur Sparansätze. Die 
Phantasien blühen immer wieder auf. Wir haben hier 
minütlich mit anderen Vorschlägen zu tun, die von 
dem jeweils anderen Koalitionspartner aber gleich 
wieder in die Kiste versenkt werden. 

Nun zum Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit. 
Die Drohung, bei der Bundesanstalt für Arbeit noch 
einmal zuzulangen, ist noch nicht vom Tisch. Schon 
bei der Haushaltsaufstellung für die Bundesanstalt 
für Arbeit war klar, daß die Eckwerte nichts, aber 
auch gar nichts mit den realen Arbeitslosenzahlen zu 
tun hatten. Der Ausgangspunkt für die Mittel der 
Bundesanstalt für Arbeit waren 3,95 Millionen Ar-
beitslose im Jahresdurchschnitt. Aber jeder konnte 
wissen, daß es mehr sein würden. 

Jetzt, im Juni, liegen wir bei einem Jahresmittel 
von 4,48 Millionen Arbeitslosen - also eine halbe Mil-
lion über den veranschlagten Sätzen. Die Tendenz ist 
nichtfallend; sie ist höchstens unwesentlich fallend. 

Herr Jagoda kann inzwischen jedem aus dem 
Stegreif vorrechnen, daß 100 000 zusätzliche Arbeits-
lose etwa ein Minus von 3,3 Milliarden DM bei der 
Bundesanstalt für Arbeit bedeuten. Das bekämen Sie 
vielleicht noch hin. Bei 300 000 zusätzlichen Arbeits-
losen wären das aber 3 mal 3,3 Milliarden DM. Es ist 
also klar, daß im Haushalt der Bundesanstalt für 
Arbeit angesichts der Jahresmittelzahlen, die sich 
abzeichnen, auf jeden Fall ein Minus von etwa 
10 Milliarden DM auftauchen wird. 

Dabei sind nicht die zusätzlichen Kosten für die Ar-
beitslosenhilfe eingerechnet, für die Sie im vergan-
genen Jahr am Jahresende noch einmal überplanmä-
ßige Ausgaben in Höhe von 7 Milliarden DM bereit-
stellen mußten. Das heißt, genau mit den Zahlen von 
1996, als Sie überplanmäßige Ausgaben in Höhe von 
17 Milliarden DM im Bereich „Kosten der Arbeitslo-
sigkeit" aufzubringen hatten, werden Sie im minde-
sten auch in diesem Jahr zu hantieren haben. 

Nun meldet sich der Kanzler aus Neuseeland zu 
Wort und sagt: Die Halbierung der Arbeitslosenzahl 
wird wohl nicht zu schaffen sein. - Dieses Ziel wird 
mal so eben von ferne zurückgenommen. Das heißt, 
Sie wissen, daß Sie mit den ursprünglichen Zahlen 
von 3,95 Millionen Arbeitslosen nicht durchkommen 
werden. 

Nun wäre das alles nicht so schlimm, wenn die De-
fizithaftung des Bundes greifen würde. Sie haben 
aber die Haushaltsvorgabe gemacht, daß fehlende 
Mittel bei der Bundesanstalt für Arbeit intern aus-
zugleichen seien. Da die gesetzlichen Mittel gebun-
den sind, können Sie nur an die freien Mittel heran. 
Das betrifft die aktive Arbeitsmarktpolitik, also die 
Mittel für F+U und ABM. Das sind 2,2 Milliarden 
DM. 

Nicht daß dieser Vorschlag nur Unruhe und De-
pression in der Bevölkerung schafft, er ist auch noch 
finanzpolitisch dumm, weil die Arbeitslosen nicht 
einfach verschwinden und Sie genau wissen, daß 
diejenigen, die aus der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
herausfallen, auf der Seite der passiven Leistungen 
wieder auftauchen, Sie also bei dieser Finanzoperá-
tion maximal 200 Millionen DM einsparen würden. 
Das hat selbst Frau Babel erkannt, die sich inzwi-
schen von diesem Vorschlag abgegrenzt hat. 

Herr Schäuble allerdings sagt, Leistungskürzun-
gen seien „ziemlich unwahrscheinlich"; aber das ist 
keine eindeutige Aussage. Der CDU-Wirtschaftsrat 
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Marieluise Beck (Bremen) 

hat heute mächtig nachgelegt. Denn er geht davon 
aus, daß noch einmal 8 Milliarden DM als Kürzungs-
volumen bei der Bundesanstalt für Arbeit zu finden 
seien, indem Leistungen dadurch gekürzt würden, 
daß die Bezugszeiten für Arbeitslosengeld von maxi-
mal 32 Monaten auf 12 Monate abgesenkt, die Ab-
senkung des Arbeitslosengeldes in den ersten Wo-
chen auf 50 Prozent der Leistungen vorgenommen 
und Karenztage eingeführt werden sollen. 

Sie haben hier die Möglichkeit, eindeutig zu sa-
gen, daß mit diesen Spielereien Schluß ist. Wenn Sie 
sich nicht klar verhalten, ist vollkommen klar, daß die 
Rummanipuliererei an der Bundesanstalt für Arbeit 
weiter vorangetrieben wird. Sie schaffen damit eine 
politische Situation im Land, die so stark in die 
Depression - 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ihre Redezeit ist 
zu Ende, Frau Kollegin. 

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - ja - und auch in die Wut über das, was hier 
in Bonn getrieben wird, geht, daß das politisch von 
fast niemandem mehr aufzufangen ist. Es ist dann 
wirklich Zeit, abzutreten, wenn Sie mit der Bevölke-
rung so ein Schindluder treiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Parlamentarische Staatssekretär Horst Gün-
ther. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Frau Präsi-
dentin! Meine Kolleginnen und Kollegen! Frau Beck, 
wer mit wem hier Schindluder treibt, wollen wir jetzt 
einmal feststellen. 

Sie haben die Aktuelle Stunde unter dem Titel 
„Haltung der Bundesregierung zu Äußerungen,ihrer 
Mitglieder über erneute Sparmaßnahmen bei den So-
zialausgaben sowie Verschiebungen von Finanzmit-
teln zwischen den Sozialversicherungsträgern" be-
antragt. Ich stelle dazu fest: Diese Aktuelle Stunde ist 
völlig unbegründet, sie stellt eine Täuschung der Öf-
fentlichkeit dar 

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS - Annelie Buntenbach 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Täu

-

schung nehmen Sie gerade vor!) 

- hören Sie doch einmal zu! -, und sie nimmt Sach-
verhalte zur Begründung, die es in Wirklichkeit nicht 
gibt. Kein Mitglied der Bundesregierung hat Äuße-
rungen zu Sparmaßnahmen bei den Sozialausgaben 
sowie zu Verschiebungen von Finanzmitteln zwi-
schen den Sozialversicherungsträgern getan. 

(Beifall der Abg. B rigitte Baumeister [CDU/ 
CSU]) 

Sie sind hier den Beweis schuldig geblieben, wer das 
war und wann er das gesagt hat. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Niemand!) 

Sie beziehen sich offensichtlich auf das letzte Wo-
chenende. 

(Marieluise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Schäuble hat gesagt: „ziem-

lich unwahrscheinlich" ! ) 

- Herr Schäuble ist kein Mitglied der Bundesregie-
rung, Frau Beck. Das müßte auch Ihnen bekannt 
sein. Dann müssen Sie das Thema Ihrer Aktuellen 
Stunde anders formulieren. 

Wir haben so etwas 1996 schon einmal erlebt. 
Wahrscheinlich liegt das bei Ihnen halbjährlich in 
der Mappe auf Wiedervorlage. Wenn man das hoch-
rechnet, kommt diese Frage wahrscheinlich in der 
Gestalt des Nikolaus im Dezember wieder auf uns 
zu. 

(Franz Thönnes [SPD]: Das ist die Wahrheit, 
aber die Realität ist anders!) 

Meine Damen und Herren, ich stelle fest: Eine 
Grundlage für weitere Erörterungen ist damit nicht 
vorhanden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Dann erteile ich 
das Wort jetzt dem Abgeordneten Ottmar Schreiner, 
SPD-Fraktion. 

Ottmar Schreiner (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Das, was sich Staatsse-
kretär Günther hier offenkundig im Namen der Bun-
desregierung erlaubt hat, spottet wirklich jeder Be-
schreibung und stellt einen offenen Affront gegen 
dieses Parlament dar. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Widerspruch bei 

der F.D.P.) 

Es ist wirklich die Frage, welche Rolle die hier nicht 
anwesenden CDU/CSU- und F.D.P.-Kollegen in die-
sem Parlament noch wahrnehmen wollen. Auch sie 
sind mit dem Auftrag gewählt worden, die Regierung 
zu kontrollieren und nicht irgendwo zu feiern, wenn 
die Regierung hier redet. 

(Beifall bei der SPD - Brigitte Baumeister 
[CDU/CSU]: Das nehmen Sie mal zurück! 

Das sind Ausschüsse und nicht Feiern!) 

Das ist ein ganz miserables Parlamentsverständnis. 

Sie lehnen das Thema der Aktuellen Stunde hier 
aus formalen Gründen ab, weil sich angeblich kein 
Mitglied der Bundesregierung in diesem Sinne geäu-
ßert  hat. Ich zitiere Ihnen einmal aus der „Frankfurter 
Rundschau" von heute - ich könnte auch aus der 
„Berliner Zeitung" zitieren -, nach der der Vorsit- 
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zende der CDU/CSU-Fraktion, der Kollege Schäuble, 
gestern laut dpa erklärt hat: 

Wir werden bei der Bundesanstalt für Arbeit 
keine Maßnahmen ergreifen, die die Arbeits-
marktlage in den neuen Ländern erschweren 
würden. 

Und dann sagt er, bezogen auf die Diskussion um die 
neuen Kürzungen bei den Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen, dies sei - wörtliches Zitat Schäuble - „ziem-
lich unwahrscheinlich", nicht „unwahrscheinlich", 
sondern „ziemlich unwahrscheinlich". Man könnte 
genausogut sagen, es sei ziemlich wahrscheinlich. 

Der Kollege Schäuble spricht zwar nicht für die 
Bundesregierung, aber er ist einer der wesentlichen 
Abgeordneten der Koalitionsfraktionen. Wenn der 
Kollege Schäuble sagt, weitere Kürzungen seien 
ziemlich unwahrscheinlich, dann zeugt es von einem 
unglaublich miesen Parlamentsverständnis, wenn 
die CDU/CSU-Fraktion augenscheinlich nicht in der 
Lage ist, hier mit einer angemessenen Präsenz über 
dieses Thema zu diskutieren. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der PDS) 

Zur Sache selbst: Bei dieser Bundesregierung und 
bei diesen Koalitionsfraktionen ist man augenschein-
lich vor nichts mehr sicher. Vor wenigen Monaten, 
am 6. November 1996, erklärte anläßlich einer Aktu-
ellen Stunde zu fast dem gleichen Thema der Bun-
desarbeitsminister Blüm mit der von ihm gewohnten 
Großspurigkeit - wörtliches Zitat -: „Der Pflegeversi-
cherung passiert nichts. " An den Gründen, die da-
mals zu der Aussage von Herrn Blüm geführt haben, 
hat sich in der Tat überhaupt nichts geändert. Die Fi-
nanzdaten sind weiter ungesichert, und wir werden 
vermutlich noch einige Jahre brauchen, bis wir hier 
auf festem Boden sind. Das liegt in der objektiven 
Schwierigkeit, in der Natur der Sache. 

Gleichwohl wird aus den Koalitionsfraktionen und 
aus Regierungskreisen heraus öffentlich diskutiert, 
ob man die Pflegeversicherung anzapfen könne. 
Nach dem mißlungenen Anschlag auf den Gold-
schatz ist das offenkundig der Versuch, den Tresor 
der Pflegekasse aufzuschweißen. Selbst wenn es 
dazu nicht käme: Der Schaden, den Sie erneut ange-
richtet haben, ist irreparabel. Sie zerstören das Ver-
trauen in die Solidität und die Seriosität der sozialen 
Sicherungssysteme mit fortgesetzten Diskussionen 
über finanzielle Transaktionen, finanzielle Manipula-
tionen und Verschiebebahnhöfe zwischen den So-
zialsystemen. Das ist der Kern dessen, was übrig-
bleibt, selbst wenn es zu keinen manipulativen Ein-
griffen in die Pflegeversicherung käme. 

Noch irrer verhält es sich in bezug auf die Arbeits-
losenversicherung. Die Kollegin Beck hat darauf hin-
gewiesen. 

Im übrigen sollte die F.D.P. wirklich schweigen, 
Herr Heinrich. Ihr Kollege Koppelin von der Bundes-
tagsfraktion verbreitet in einer in Norddeutschland 
herausgegebenen Wochenzeitschrift 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Der ist nicht Regie

-

rungssprecher!) 

folgende Erklärung über Herrn Waigel. Er fragt, 
warum der Finanzminister Theo Waigel nun Grie-
chisch lerne. Und Koppelin antwortet für die F.D.P.-
Bundestagsfraktion: Weil er mit seinem finanzpoliti-
schen Latein am Ende sei. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Sehr witzig!) 

Ich betone: Das wird von der F.D.P.-Bundestagsfrak-
tion verbreitet. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Es kann doch 
trotzdem witzig sein!) 

Das können Sie in der neuesten Ausgabe des 
„Sterns" nachlesen: Waigel mit seinem Latein am 
Ende. Die Erwiderung der F.D.P.-Bundestagsfraktion 
ist: Er lernt deshalb jetzt Griechisch. - Sie, Herr Kol-
lege Heinrich, sollten also ganz bescheiden und 
friedlich bleiben. Ich sage Ihnen: Wenn es wirklich 
dazu käme, daß Sie für den Rest des Jahres die Mittel 
für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und für Qualifi-
zierungsmaßnahmen, die ohnehin viel zu dünn, viel 
zu gering sind, noch weiter kürzen, dann sollten Sie 
die Bundesanstalt für Arbeit wirklich abschaffen; so 
konsequent sollten Sie dann sein. 

Ich bringe Ihnen zum Schluß ein Zitat von Herrn 
Jagoda aus dem Arbeitsmarktbericht für Mai dieses 
Jahres. Da heißt es, arbeitsmarktpolitische Instru-
mente stützten den Arbeitsmarkt in einem Umfang 
von gut einer Million. Dies seien 300 000 Personen 
weniger als vor einem Jahr. Ein Großteil des Anstiegs 
der Arbeitslosigkeit gegenüber dem Vorjahr sei - so 
Jagoda - also auf eine Abnahme der Arbeitsmarkt-
politik zurückzuführen. 

Ja, meine Güte: 300 000 Arbeitslose mehr, weil Sie 
in dem einzigen Bereich, in dem Sie über die Politik 
unmittelbar die Höhe der Arbeitslosigkeit beeinflus-
sen können, durch drastische Einschnitte zu einem 
weiteren dramatischen Anstieg der Arbeitslosigkeit 
mit beigetragen haben. Wer von seiten der Bundesre-
gierung und der Koalitionsfraktionen vor diesem 
Hintergrund noch einmal öffentlich darüber redet, 
wie man Arbeitslosigkeit bekämpfen könne, wäh-
rend man gleichzeitig nichts unterläßt, um die Ar-
beitslosigkeit zu erhöhen, der ist allerdings der 
größte Pharisäer und der größte Heuchler dieser Re-
publik. 

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter, bevor ich jetzt dem nächsten Redner das Wort er-
teile, möchte ich feststellen: Wir sollten unser Parla- 
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ment nicht schlechter machen, als es ist. Die Kollegen 
sind selbstverständlich nicht beim Feiern. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Ja, wo sind sie 
denn? - Gegenrufe von der CDU/CSU: Im 
Ausschuß! - Haushaltsausschuß! - Karl

-

Josef Laumann [CDU/CSU]: Sie kommen 
doch nicht aus der Toskana-Fraktion! - 
Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Außerdem 
beginnt das Sommerfest erst um 7 Uhr, Herr 
Schreiner! Sie sollten einmal Ihre Post 

lesen!) 

Jetzt rufe ich den Abgeordneten Dr. Hermann 
Kues, CDU/CSU-Fraktion, auf. 

Dr. Hermann Kues (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Das ist für 
mich jetzt eine etwas schwierige Situation. 

(Zuruf von der SPD: Sehr warb! Für die 
ganze Mannschaft da drüben!) 

Die Grünen haben eine Aktuelle Stunde zu einem 
Thema beantragt, zu dem die Bundesregierung ein-
deutig Stellung bezogen hat. Der Staatssekretär hat 
klipp und klar erklärt: Es gibt diese Äußerungen von 
Mitgliedern der Bundesregierung über weitere Spar-
maßnahmen nicht. 

(Zuruf von der SPD: Von Schäuble!) 

Deswegen sage ich auch, daß es mir etwas schwer-
fällt, die Rede, die ich vorbereitet habe, zu halten. 
Denn über etwas, was es nicht gibt, kann man ja 
schlecht reden; das muß man ja, glaube ich, ganz ein-
deutig so sehen. 

Ich will aber zur Sache folgendes sagen - darüber 
müßten wir uns eigentlich auch einig sein -: Wir kön-
nen noch so viel über Instrumente der Arbeitsmarkt-
politik reden, das Wichtigste, was uns in den näch-
sten Wochen und Monaten gelingen muß, ist doch 
eine Investitions- und Innovationsoffensive, damit 
neue Arbeitsplätze entstehen. Wenn wir das nicht 
hinbekommen, 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Seit 1982 nicht!) 

können Sie die Mittel für die Arbeitsmarktpolitik er-
höhen, wie Sie wollen; letztlich wird das nicht rei-
chen. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll

-

mer) 

Ich will noch ein Zweites sagen: Ich gehe davon 
aus, daß die Mittel für Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men und für Fortbildung und Umschulung so, wie es 
geplant war, vom Haushaltsausschuß und den Haus-
hältern der Bundesanstalt für Arbeit zugewiesen 
werden, damit auch die Arbeitsämter vor Ort planen 
können. 

Ansonsten schlage ich vor, daß wir uns nicht an 
weiteren Spekulationen beteiligen, sondern daß 
auch Sie mithelfen, bei den notwendigen Struktur-
veränderungen voranzukommen. Ich meine, daß wir 
damit den Arbeitslosen den größten Dienst erweisen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ulrich Heinrich [F.D.P.]) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Do ris Barnett. 

Doris Barnett  (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ganz so billig können wir es 
uns nicht machen, indem wir die Spekulationen, die 
der CDU-Wirtschaftsrat von sich gibt, einfach zur 
Seite schieben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

„Der Pflegeversicherung passiert nichts." Bei der 
Pflegeversicherung gibt es keine Defizithaftung des 
Bundes, deshalb ist ein Sicherheitspolster unver-
zichtbar. „Wir sind ja gemeinsam bestrebt, daß weder 
die Sozialhilfe noch die Kommunen, noch die Kran-
kenversicherung die Pflegeversicherung als ihre 
Kasse ansehen, aus der sie sich bei Finanzschwierig-
keiten bedienen können. " Diese Worte hörte ich 
wohl am 6. November 1996 von Herrn Minister Blüm. 
Allein, mir fehlt nicht nur der Glaube, sondern gänz-
lich das Vertrauen in das, was Sie, meine Damen und 
Herren von der Regierungskoalition und nicht nur 
von der Regierung, überhaupt noch sagen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es kümmert Sie überhaupt nicht, was Sie mit Ihren 
Manipulationsversuchen in der Bevölkerung anrich-
ten. Sehenden Auges, mutwillig, vorsätzlich, willent-
lich zerstören Sie System nach System. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Dr. Her-
mann Kues [CDU/CSU]: Das stimmt ja 

nicht!) 

Wollte die Bundesregierung im November letzten 
Jahres noch der Pflegeversicherung Gelder vorent-
halten, die die Arbeitslosen- und Rentenversicherung 
für die bei ihr Versicherten zu zahlen hatte - 

(Karl-Josef  Laumann [CDU/CSU]: Das 
haben wir doch gar nicht gemacht! - B ri

-gitte Baumeister [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch nicht!) 

- das stimmt doch -, will sie jetzt ganz dreist die an-
gesparte Reserve der Pflegeversicherung für Haus-
haltslöcher nutzen. Das ist Enteignung der Versicher-
tengemeinschaft. 

(Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Sie 
haben heute nacht wohl schlecht geträumt!) 

- Ach, Herr Laumann, Sie brauchen sich doch nicht 
so aufzuregen. Lesen Sie doch einmal die Zeitung! 
Oder Ihre Leute halten nächstens den Mund und sa-
gen nicht solchen Blödsinn. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Was Sie machen, ist genauso, als würde man zur 
Bank gehen und die Einlagen der Bürger herausfor-
dern, denn die Bürger haben zufällig wie auch die 
Pflegeversicherung bei der Bank ihre Finanzreser- 
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ven. An die Rückstellungen der Energieversorgungs-
unternehmen gehen Sie ja auch schon heran. Die 
Bundesregierung hat kein Anrecht auf dieses Geld. 
Lassen Sie also Ihre Hände davon! 

Zugegebenermaßen hat sich die F.D.P. im letzten 
Jahr schon etwas dezidierter geäußert, als sie sagte, 
daß in Zeiten schwierigster Lage öffentlicher Finan-
zen augenblickliche Überschüsse der Sozialkassen 
abgeräumt werden können, um einer Schuldenauf-
nahme vorzubeugen. Schon damals - und sicherlich 
auch heute - blieb der kleine Partner dieser Regie-
rung die Antwort schuldig, ob er denn als Kehrseite 
der Aktion „Abräumen" für eine Beitragserhöhung 
der Pflegeversicherung plädiert. 

Ich rufe Ihnen nur nochmals in Erinnerung: Die 
Pflegeversicherung erhält keine Bundeszuschüsse. 
Sie finanziert sich rein aus Beiträgen. Die rund 8 Mil-
liarden DM Mittelbestand entsprechen drei Monats-
ausgaben; davon sind allein 1,5 Monatsausgaben ge-
setzlich vorgeschrieben, also 4 Milliarden DM sind 
gebunden. Die restlichen 4 Milliarden DM braucht 
die Pflegeversicherung dringend als Sicherheitspol-
ster für die zu erwartende demographische Entwick-
lung. Mein Vorschlag: Lassen Sie doch die Finger 
vom Solidaritätszuschlag, dann haben wir schon ein-
mal 7,5 Milliarden DM. Dann brauchen wir die 8 Mil-
liarden DM von der Pflegeversicherung gar nicht. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Derzeit werden bei der Pflegeversicherung zuneh-
mend Sachleistungen statt Pflegegeld in Anspruch 
genommen. Das wird sich zwar langsam, aber spür-
bar auf den Mittelbestand der Pflegekasse auswir-
ken. Mit zunehmender Arbeitslosigkeit wird auch 
die Höhe der Beiträge zur Pflegekasse abnehmen. 
Das sind alles Gründe, die Hände vom Topf der Pfle-
geversicherung zu lassen, wollen Sie nicht eine bal-
dige Beitragssteigerung gesetzlich regeln müssen. 
Machen Sie endlich eine vernünftige Arbeitsmarkt-
politik und lassen Sie die Pflege in Ruhe! 

Diese Bundesregierung läßt nichts unversucht, mit 
Axt und Vorschlaghammer unsere sozialen Siche-
rungssysteme zu zertrümmern 

(Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Na! Na!) 

und dann noch so zu tun, als erfolge das im Interesse 
der Bürger. Haben Sie, meine Damen und Herren 
von der Koalition, vergessen, was Sie zu Beginn der 
Legislaturperiode geschworen haben? Sie wollten 
dem Wohle des Volkes dienen. Tatsächlich bringen 
Sie das Volk um sein Wohl. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Heinrich. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Wir haben von der 
Bundesregierung gehört, daß von ihr keine entspre

-

chenden Aussagen gemacht worden sind. Der Anlaß, 
hier eine Aktuelle Stunde zu inszenieren, ist mehr als 
fadenscheinig. Wenn sich Vertreter der SPD, Herr 
Kollege Schreiner, aufblasen und uns hier Dinge vor-
werfen, die irgend jemand irgendwo gesagt hat, 

(Marieluise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Warum hat sich denn Frau 

Babel dazu geäußert?) 

und wenn Sie gleichzeitig die SPD so darstellen, als 
wäre sie in ihren Ländern nicht gezwungen, Spar-
maßnahmen durchzuführen, dann muß ich Ihnen sa-
gen - das kann ich nachweisen -: Herr Schröder und 
auch Frau Simonis müssen sparen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: So ist es!) 

Sie sparen im Sozialbereich und bei Maßnahmen ge-
gen die Jugendarbeitslosigkeit. Lafontaine spart in 
seinem Land 13,6 Prozent im Sozialetat ein, in dem 
Land, aus dem Sie selbst kommen. Sie stilisieren hier 
allein diese Frage schon so hoch, als wäre es ver-
boten, über Bereiche nachzudenken, 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Aha!) 

in denen man große Probleme hat, weil Sie nicht be-
reit sind, im Bundesrat die notwendigen Reformen 
mitzutragen. Sie blockieren im Bundesrat eine 
Summe von 11 Milliarden DM, weil Sie nur Steuer-
gelder ausgeben können. 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Das 
stimmt doch nicht! Das wissen Sie genau!) 

Sie sind überhaupt nicht in der Lage, sich an den Re-
formen konstruktiv zu beteiligen. Das ist das eigent-
liche Dilemma in diesem Staat. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Eine SPD, die zusammen mit den Grünen alles 
blockiert und verschleppt, 

(Franz Thönnes [SPD]: Hören Sie doch auf 
mit den Textbausteinen!) 

um den Haushalt zu konsolidieren, um die Verschul-
dung zu senken und um zugunsten von mehr Ar-
beitsplätzen etwas zu unternehmen, hat nicht das 
Recht, Aktuelle Stunden fadenscheinig zu beantra-
gen und dann noch so jämmerliche Reden zu halten, 
die all das, was in den Ländern passiert, konterkarie-
ren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es fehlen die Substanz und die Ernsthaftigkeit in Ih-
ren Reden. 

Die Erklärung in der heutigen Presse von den 
Sprechern der Grünen, Frau Müller und Herrn Fi-
scher, ist klar und deutlich der Beweis dafür, was 
diese Opposition will. Sie will, daß in unserem Land 
der Wagen tief in den Dreck gefahren wird. 

(Franz Thönnes [SPD]: Da sind wir schon 
längst drin!) 

Ihre verfassungsmäßig zugewiesenen Aufgaben neh-
men Sie im Bundesrat nicht wahr. Sie nehmen die 
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hohe Arbeitslosigkeit in Kauf und sagen dann: Jetzt 
kommen wir. Diese Rechnung wird nicht aufgehen. 

(Beifall der Abg. Dr. Gisela Babel [F.D.P.]) 

Wir werden entsprechende Maßnahmen unterneh-
men. Daran arbeiten wir. 

Verlassen Sie sich darauf: Solche üblen Tricks - 
Falschaussagen und Unterstellungen -, 

(Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: Das neh
-

men Sie sofort zurück!) 

die Sie heute in dieser Aktuellen Stunde angewandt 
haben, werden wir auch in Zukunft in Ihrer Politik 
entlarven. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Gregor Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Heinrich, ich finde, dafür, 
daß so gut wie keiner aus Ihrer Koalition hier ist, 
spucken Sie bei diesem Thema ganz schön laute 
Töne. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Würden Sie denn 
sagen, daß die sozialpolitische Sprecherin 

niemand ist?) 

- Ich habe gesagt: so gut wie niemand. Da muß man 
schon differenzieren. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Wer zu dritt ist, 
sollte nicht mit Steinen werfen!) 

Das eigentliche aktuelle Problem ist doch, daß je-
des Wochenende neue Meldungen über Pläne von 
Sozialkürzungen kommen, 

(Erika Lotz [SPD]: Täglich!) 

wodurch die Bevölkerung verunsichert wird. Das ist 
auch das Ziel. 

Die Pläne sind eindeutig - das leuchtet auch in ge-
wisser Hinsicht ein -: Die Pflegeversicherung hat 
durch einen Mangel an Leistungen einen Überschuß 
von 8 Milliarden DM erwirtschaftet. Das sind genau 
die 8 Milliarden DM, die Ihnen für die Bundesanstalt 
für Arbeit fehlen, weil da das Defizit inzwischen ent-
standen ist. Nun überlegen Sie, dies auszugleichen. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Das ist 
doch nicht wahr!) 

Dabei hat der Bundesminister hier versprochen, daß 
der Überschuß aus der Pflegeversicherung den Pfle-
geversicherten zugute kommt und nicht für andere 
Zwecke benutzt wird. An dieses Versprechen muß er 
sich halten. 

(Beifall bei der PDS - B rigitte Baumeister 
[CDU/CSU]: Das hat er doch nie im Leben 

gesagt!) 

Und dann kommt der Plan von der 2-Milliarden-
DM-Kürzung bei den ABM. - Es ist ja schön, wenn 
der Vertreter der Regierung hier sagt, das sei gar 
nicht gesagt worden. Ich weise aber auf folgendes 

hin: Er hat nicht gesagt, daß es nicht geplant ist. Er 
hat nur gesagt, daß das nicht gesagt worden ist. 

(Heiterkeit bei der PDS) 

So etwas macht mich immer stutzig. Ich würde gerne 
durch den Vertreter der Bundesregierung hören, ob 
er eindeutig ausschließt, daß solche Maßnahmen 
durch diese Bundesregierung beschlossen werden. 
Das ist die Antwort, die wir hier verlangen können. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Es geht nicht darum, ob irgendwer irgendwelche 
Aussagen gemacht hat. Diese Antwort ist uns die 
Bundesregierung bisher schuldig geblieben. - Es war 
eine geschickte Formulierung - das räume ich gerne 
ein -, eine Formulierung, die alles offenläßt und nur 
zu weiterer Verunsicherung beiträgt. 

Ich darf in diesem Zusammenhang noch auf etwas 
anderes hinweisen. Sie sind doch in einer Sackgasse, 
aus der Sie in Wirklichkeit nicht mehr herauskom-
men. Deshalb ist es bei aller Kritik, die man hier auch 
an verschiedenen Oppositionsparteien üben kann, 
schon ein starkes Stück, wenn Sie sagen, das Ziel 
von Bündnis 90/Die Grünen und überhaupt der ge-
samten Opposition bestünde da rin, den Wagen in 
den Dreck zu fahren, und zwar so tief wie möglich. 
Sie haben den Wagen in den Dreck gefahren. Jetzt 
ist der Wechsel erforderlich, um ihn Schritt für Schritt 
wieder herauszuholen. Das ist die Aufgabe, vor der 
wir stehen. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD - Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Das 

haben wir in Ostdeutschland gesehen!) 

- Ja, kommen wir einmal auf die neuen Bundeslän-
der, zum Beispiel auf Sachsen-Anhalt zu sprechen, 
wo wir immerhin eine gewisse Rolle spielen. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Welche Rolle 
spielen Sie denn da?) 

Sie reden sich hier immer damit heraus, daß auch in 
den Ländern gekürzt wird. Aber Sie schaffen die 
steuerlichen Bedingungen dafür, daß die Länder im-
mer stärker stranguliert und damit zu Kürzungen ge-
zwungen werden. 

(Beifall bei der PDS - Ottmar Schreiner 
[SPD]: So ist es!) 

Sich dann hier herauszureden bedeutet, den Kreis-
lauf, der in dieser Bundesrepublik in Wirklichkeit 
stattfindet, umzudrehen. 

Ich kenne die Finanzsituation von Sachsen-Anhalt 
ganz gut und weiß deshalb, welche Einsparungen 
dort erforderlich sind. Das aber sind zumindest über-
wiegend Vorgaben, die vom Bund kommen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sie haben den 
Föderalismus aber gut beg riffen!) 

Sie wissen, wie Sie mit den Kommunen umgehen, 
und vieles andere mehr. 
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Wer hat denn die Vermögensteuer abgeschafft? 
Das waren Sie, nicht die Bundesländer. Das möchte 
ich hier einmal klar sagen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Dafür kann ich Ihnen noch andere Beispiele nennen. 

Sie kommen immer auf die marode DDR zurück. 
Wie lange wollen Sie sich denn damit herausreden? 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Aber Herr 
Notar! - Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: 
Noch zehn Jahre! Solange ich Sie sehe, 

immer! - Lachen bei der PDS) 

- Es ist ganz gut, welche Perspektive Sie mir geben. 
Immerhin gehen Sie selber davon aus, daß ich noch 
zehn Jahre hier bin. Darüber können wir schon dis-
kutieren. 

(Beifall bei der PDS) 

Aber etwas anderes: Sie wissen ganz genau, wel-
che Fehlentscheidungen getroffen worden sind. Ich 
habe Ihnen das letzte Mal erklärt, wie Sie mit den 
Mitteln umgegangen sind, die in den Osten geflossen 
sind, wohin sie gelangt sind und welche Fehlent-
scheidungen Sie getroffen haben. Es ist wahr, daß 
viel Aufbauhilfe nötig war. Es ist aber ebenso wahr, 
daß Sie die Mittel dort in großem Umfang verschleu-
dert haben. Was viel schlimmer ist: Sie haben nor-
male Zuwendungen an die neuen wie an die alten 
Bundesländer nur den neuen Ländern als Transfer 
vorgerechnet und sie damit noch immer wie Ausland 
behandelt. 

(Beifall bei der PDS) 

Eine weitere Bemerkung, die mich in diesem Zu-
sammenhang wirklich beschäftigt, zu der Sackgasse, 
in der Sie sich befinden. Diese Partei hier ist eine 
Fünf-Prozent-Partei. Sie hat sich jetzt auf eine ganz 
bestimmte Klientel festgelegt. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Wieviel Bürger 
zahlen denn Steuern, Herr Gysi?) 

- Gleich. - Sie haben den libertären Teil Ihrer Politik 
völlig abgeschafft. Sie sind eine reine marktradikale, 
neoliberale Partei. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Gegen „radikal" 
können Sie nichts haben!) 

Das hat zur Folge, Frau Babel, daß Sie nur die Mög-
lichkeit haben, als Steuersenkungspartei aufzutre-
ten, 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das ist richtig!) 

Ihre Politik auf den Solidarzuschlag auszurichten 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das ist auch rich
-tig!) 

und jede Sozialeinschränkung hinzunehmen, 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das ist nicht rich
-tig!) 

Hauptsache, Ihr Ruf wird gegenüber Ihrer Klientel 
nicht beeinträchtigt. 

Diese beiden Parteien do rt  sind in einer anderen 
Situation. Sie wollen zwar dieselbe Strategie, aber es 
handelt sich hier immerhin um 40-Prozent-Parteien. 
Sie müssen andere Rücksichten nehmen. Deshalb 
sind sie auch gelegentlich bereit, den Rückwärts-
gang einzulegen. Sie sind gelegentlich bereit, eine 
Korrektur der neoliberalen Strategie vorzunehmen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Was sind denn 
Sie?) 

Genau das aber können Sie aus existentiellen Grün-
den nicht zulassen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: 1,4-Prozent-Par-
tei!) 

Dann haben Sie sich auch noch beim Euro völlig 
verrannt. Daher kommt Ihr Stillstand; das ist das Pro-
blem dieser Bundesrepublik Deutschland. Wenn Sie 
Ihren Stillstand wiederum zu Lasten der Arbeitslosen 
und der sozial Schwachen zu lösen versuchen, dann 
- das sage ich Ihnen - war das Ihre letzte Entschei-
dung als Regierung in diesem Lande. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne-
ten  der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wo rt  hat 
jetzt die Abgeordnete Andrea Fischer. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: So gut schimpfen 
können Sie nicht!) 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Frau Babel, Sie werden sich wundern, wie ich 
schimpfen kann. Ich bin nämlich stocksauer. Ich 
finde es einfach unglaublich, daß Sie hier behaupten, 
wir würden mit Tricks eine Debatte inszenieren. 
Wozu sind wir denn hier im Parlament? Sie äußern 
sich öffentlich zu diesem Problem, und dann sagt der 
Kollege Heinrich: Man wird ja wohl noch einmal dar-
über nachdenken dürfen! - Sie dürfen nachdenken, 
aber dann müssen Sie mit uns auch in diesem Hause 
darüber diskutieren und dürfen nicht behaupten, wir 
inszenierten Debatten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS - Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Scheinheili-

ges Geschwätz!) 

Denken Sie über alles Mögliche nach, aber erspa-
ren Sie uns und der Bevölkerung dieses ständige Hü 
und Hott. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Scheinheiliges 
Geschwätz!) 

- Mit Verlaub: Wer berät denn alle zwei Tage in einer 
Koalitionsrunde, um Krisengespräche zu führen, die 
dann wieder ohne Ergebnis enden? Anschließend 
hören wir wieder, daß der eine Steuererhöhungen 
befürwortet, der andere sie ausschließt, daß der eine 
den Euro verschieben will, der andere auf die Krite-
rien verweist. Das ist beliebig austauschbar. Glauben 
Sie eigentlich, daß Ihnen bei diesem verdammten 
Theater noch irgendeiner folgen kann? Glauben Sie, 
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daß es in dieser Form noch interessiert? Wir würden 
von Ihnen wirklich gerne wissen, wie Sie rauskom-
men wollen aus dem Mist, in den Sie das Land ge-
bracht haben. Da sind Sie offensichtlich völlig ratlos. 

Jetzt retten Sie sich in Arroganz. Warum ist man ar-
rogant? - Entweder glaubt man, man sei absolut auf 
der Gewinnerstraße - das können selbst Sie im Mo-
ment nicht annehmen -, oder man hat jede Souverä-
nität verloren, und es treibt einen die nackte Angst 
und Verzweiflung um. Die Art und Weise, wie Sie mit 
unserem Begehren, darüber zu reden, umgehen, be-
legt das. 

Sie ziehen sich auf Formalkram zurück und disku-
tieren die Frage, ob es wirklich Mitglieder der Bun-
desregierung gewesen sind, die sich dazu geäußert 
haben. Mit Verlaub: Immerhin haben der Kollege 
Geißler, die Kollegin Babel, der Kollege Schäuble 
Veranlassung gesehen, 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Alles keine 
Regierungsmitglieder!) 

diese Äußerungen zu dementieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sehen die Gespenster, haben die Halluzinationen, 
oder warum reden die darüber? Sie können uns hier 
doch nicht für dumm verkaufen. Worüber haben Sie 
gestern in Berlin geredet? - Es ist auch okay, daß Sie 
darüber geredet haben. Aber geben Sie es zu, gehen 
Sie geradeaus. 

Sie haben entgegnet, in den Ländern würden wir 
doch auch sparen. Ja, aber wenn wir es tun, dann 
stellen wir uns der Debatte. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Tun Sie eben 
nicht!) 

Sie verweigern uns hier die Debatte. Das ist der 
Skandal. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Ich nehme nicht an, daß der Kollege Schäuble, die 
Kollegin Babel, der Kollege Geißler sich zu den Fra-
gen betreffend die Pflegeversicherung, die Bundes-
anstalt für Arbeit geäußert haben, weil sie nachts 
wilde Träume haben. Aus den Reihen der Opposition 
kamen diese Vorschläge eindeutig nicht. Ich glaube, 
das können wir an der Presselage der letzten Tage 
deutlich belegen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Von euch ist noch 
nie etwas Gescheites gekommen! - Gegen- 
ruf der Abg. Katrin Fuchs [Verl] [SPD]: Das 

ist keine Gelegenheit für Witze!) 

- Herr Kollege Heinrich, wer an diesem Stand seines 
Regierungsmißlingens angekommen ist - Sie wissen, 
von „Kunst" ist da nicht mehr zu reden -, sollte sich 
diese Überheblichkeit schenken. Wir wollen mit Ih-
nen darüber reden. 

Wir haben die Debatte über die Sozialversiche-
rungsbeiträge tausendmal geführt - die Kollegen ha-
ben eben schon darauf verwiesen -: Es ist erst ein 
Jahr her, seit wir eine Aktuelle Stunde zu diesem 

Thema hatten. Trotzdem haben Sie wie die verfolgte 
Unschuld getan: Wir sollen über die Pflegeversiche-
rung geredet haben? Niemals, das kann gar nicht 
sein, das muß alles ein Irrtum gewesen sein. - Wollen 
Sie denn behaupten, daß die Medien alle nur Unsinn 
in die Welt setzen, daß das überhaupt nichts mit dem 
zu tun hat, was Sie tatsächlich gesagt haben? 

Daß wir auf die Vorschläge zu Lasten der Sozialver-
sicherungsbeiträge so angespitzt reagieren, hat na-
türlich auch damit zu tun, daß dieses Thema seit 
1990 eine Geschichte hat. Wir können Ihnen rauf 
und runter beten - ich habe das aus dem Computer 
geholt; wir nehmen das bei jeder Aktuellen Stunde 
zu diesem Thema und auch bei anderer Gelegenheit 
auf Wiedervorlage -, wie Sie seit 1990 die Sozialver-
sicherungsbeiträge munter zwischen den verschiede-
nen Kassen verschoben haben. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das stimmt lei

-

der!)  

Wenn Sie bei der Arbeitslosenversicherung Geld 
brauchten, haben Sie das von der Rente genommen. 
Hinterher haben Sie gesagt: Verflixt, jetzt sind die 
Rentenbeiträge so hoch, das haben wir nicht gewollt. 
Dann müssen wir bei der Rente kürzen. 

Sie wissen doch ganz genau, was es bedeutet, 
wenn Sie das die ganze Zeit zwischen den verschie-
denen Töpfen verschieben: Wir haben es mit einem 
Nullsummenspiel zu tun. Mit Blick auf die Pflegever-
sicherung muß man darauf verweisen - die Kollegen 
von der SPD haben das schon getan -, daß es eine 
Vereinbarung gab: Erstens ist per Gesetz eine Re-
serve festgelegt, 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das interessiert 
die doch nicht!) 

und zweitens geht es darum, ob man die Mittel, die 
über die gesetzlich festgelegte Reserve hinaus aufge-
laufen sind, mal so eben, weil man in ärgster Be-
drängnis ist, verpulvert. 

Übrigens, meine Damen und Herren von der Koali-
tion: Die Rücklagen der Pflegeversicherung wirken 
sich günstig auf die Einhaltung der Maastricht-Krite-
rien aus. Von daher würde ich Ihnen raten, nicht vor 
der Zeit an diese Rücklagen zu gehen. Für den Fall, 
daß Ihnen das in Ihrem Chaos entgangen sein sollte, 
wollte ich Sie darauf nur noch mal hinweisen. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Das zeigt die 
Unglaubwürdigkeit Ihrer Debatte!) 

- Nein, ich gehe einfach ein bißchen vorsichtiger mit 
dem Geld der Sozialversicherten um. 

Ich habe wirklich den Eindruck, daß es einen gu-
ten Grund gibt, warum die Leute inzwischen einen 
solchen Zorn auf ihre hohe Abgabenbelastung ha-
ben. Wir wollen von all den ökonomischen Fragen 
und dem, was das mit der Arbeitslosigkeit zu tun hat, 
gar nicht reden. Niemand hat mehr den Eindruck, 
daß er seine Steuern und auch seine Sozialversiche-
rungsbeiträge in Töpfe gibt, wo er sie gut aufgeho-
ben, gut verwaltet und politisch richtig eingesetzt 
weiß. Das ist die wirkliche Gefahr hinter all dem, was 
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Sie uns die ganze Zeit an öffentlichen Debatten und 
an Querelen zumuten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Franz Thönnes. 

Franz Thönnes (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es ist schon be-
zeichnend, wenn hier geäußert wird, die Bundesre-
gierung habe dazu nichts gesagt. Wenn man „Die 
Welt" von heute, vom 11. Juni, aufschlägt, kann man 
lesen: 

„Das sind Vorschläge, die offenbar aus der Koali-
tion eingebracht werden, und die prüfe ich", 
sagte Waigel. 

Gleichzeitig betonte der Vorsitzende der Arbeit-
nehmergruppe der Union im Bundestag, Wolfgang 
Vogt, in der Montagausgabe der „Neuen Osnabrük-
ker Zeitung": 

Sollten solche Spar- "Überlegungen" von Bun-
desfinanzminister Theo Waigel (CSU) tatsächlich 
Teil der Haushaltskonsolidierung werden, könne 
er sich nicht vorstellen, daß die Abgeordneten der 
CDU/CSU-Arbeitnehmergruppe „einem solchen 
Unsinn zustimmen" . 

Es gibt offensichtlich genügend Anlaß, hier ernsthaft 
darüber zu diskutieren. 

Die Beschwichtigungen, von denen wir heute in 
den Zeitungen lesen, diese Aktuelle Stunde sei an-
geblich überflüssig, weil Herr Schäuble und Frau Ba-
bel sagen: „Das wollen wir alles gar nicht", beweisen 
nichts anderes, als daß Sie hier verzweifelt versuchen 
zurückzurudern. Andere wie Herr Murmann legen 
noch einen drauf. Auch Herr Repnik schiebt noch 
einen hinterher und sagt, daß man bei ABM und bei 
Umschulung eigentlich noch 2- Milliarden DM strei-
chen könne. So steht es im „Handelsblatt" vom 
10. Juni. All das, was Sie machen, Frau Babel und 
Herr Schäuble, ist unglaubwürdig. 

Heiner Geißler hat diese Unglaubwürdigkeit be-
reits im August 1996 sozusagen vorgegeben. Er hat 
gesagt, die Lösung liege nicht in der weiteren Kür-
zung der Sozialleistungen, sondern in der Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit. Was haben Sie gemacht? 
Ihnen glaubt doch keiner mehr. 

Man schaue sich nur das Arbeitsförderungsgesetz 
an. Man sieht ganz deutlich, wie weiter gekürzt wor-
den ist, wie das Arbeitslosengeld verschlechtert 
wurde, wie bei den ABM gekürzt worden ist, wie bei 
den Zuschüssen für ABM gekürzt worden ist, wie die 
Umwandlung von Anspruchsleistungen in Ermes-
sensleistungen erfolgt ist - und dies alles kontrapro-
duktiv zur Schaffung von neuen Arbeitsplätzen; 
denn die Arbeitslosigkeit hat sich dadurch wesent-
lich erhöht. 

Ihnen schenkt keiner mehr Glauben. Sie wollten 
Arbeit schaffen - die Arbeitslosigkeit steigt. Sie woll-
ten Steuern senken -17 Steuererhöhungen haben 

Sie mittlerweile gemacht. Sie wollten Sozialabgaben 
reduzieren - die sind mittlerweile auf einem Rekord-
niveau. Sie wollten die Arbeitnehmer entlasten - die 
Sonntags-, Nacht- und Feiertagszuschläge der 
Schichtarbeiter wollen Sie zusätzlich besteuern. Die 
Renten wollten Sie sichern - das Niveau wollen Sie 
senken. 

Sie sind unglaubwürdig geworden in diesem 
Lande. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Die Menschen merken das langsam. Die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sowie die Arbeitslosen 
kommen zunehmend unter die Westerwelle. Pastor 
Hintze gibt auch noch seinen Segen dazu. 

Im „Handelsblatt" vom 10. Juni steht das ganz 
deutlich: 

Auf welche Weise CDU/CSU und F.D.P. aus dem 
Kladderadatsch herauskommen wollen, ist wei-
terhin offen. Wie ein aufgescheuchter Hühner-
haufen gackern die Koalitionäre über höhere 
Schulden, raschere und umfangreichere Ver-
käufe von Liegenschaften, weitere Ausgabenkür-
zungen und Steuererhöhungen. 

Eigentlich müßte Landwirtschaftsminister Borche rt 
 Ihr Kanzlerkandidat werden. Das ist ein Hühnerhau-

fen. Das stellen auch andere fest. 

In der „Neuen Osnabrücker Zeitung" sagt Pastor 
Hintze auf einmal: 

Soziale Sensibilität und sozialer Frieden sind in 
der CDU wichtige Güter. In unseren Reihen gibt 
es mehrere Tony Blairs. Ich denke etwa an Chri-
stian Wulff. 

Genau der gleiche Christian Wulff sagt am 11. Juni - 
ddp-Meldung -: 

Da haben einige in Bonn große strategische Feh-
ler begangen. CDU-Politiker wie Ludwig Erhard 
würden sich im Grabe umdrehen, wenn sie die 
momentane Finanzdiskussion miterleben wür-
den. 

Hühnerhaufen auf allen Ebenen. 

(Zuruf von der SPD: Gockelhaufen!) 

Heiner Geißler hat am 4. Juni in der „Berliner Mor-
genpost" deutlich nach den Wahlergebnissen in 
Großbritannien und in Frankreich gesagt: 

Die beiden Wahlen müssen daher ein Warnsignal 
für die CDU sein, die Entscheidungen nicht so zu 
treffen, als ob die Ausgrenzung von Millionen 
von Menschen uns egal sei, sonst würden auch 
wir dafür einen hohen Preis zahlen. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Machen Sie weiter so. 
Die Menschen werden das nicht vergessen. Sie wer-
den Ihre Quittung dafür erhalten, und die Quittung 
wird am Wahlabend schlichtweg heißen: Für diese 
Regierung wird es kein Schlechtwettergeld, keinen 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 180. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 11. Juni 1997 	16209 

Franz Thönnes 

Kündigungsschutz und keine Lohnfortzahlung im 
Versagerfall geben, sondern die fristlose Kündigung. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Kollege Hans Büttner. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Ich wußte 
nicht, daß man das noch steigern kann! - 
Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU) 

Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD): Liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen, die Sie hier so lustig über ein 
Thema lachen, über das sich die Arbeitslosen und 
andere, die in unserem Land in Sorge sind, Gedan-
ken machen! 

(Dr. Hermann Kues [CDU/CSU]: Das ist 
nicht das Thema!) 

- Das ist genau das Thema, um das es hier geht, weil 
Sie der Diskussion um die Frage, wie dieses Land die 
Zahl der Arbeitslosen senken kann, ausweichen, 
weil Sie seit Jahren eine Politik betreiben, die nur da-
von ausgeht, den Haushalt zu konsolidieren, statt 
eine Politik zu betreiben, die die Wirtschaft und die 
Nachfrage steigert und unser Land innovativ nach 
vorn bringt, weil Sie eine völlig ideologiefixierte Poli-
tik, die nur auf die Angebotstheorie gesetzt hat, die 
vom Ansatz her nachdenkenswert war, aber die 
durch Sie zur Ideologie verkommen ist, bet rieben ha-
ben. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Gehen Sie zu Tony 
Blair in die Lehre!) 

- Das ist der Unterschied zwischen Blair und Ihnen: 
Blair denkt über Ansätze nach, und Sie halten ideolo-
gisch an der Angebotstheorie fest. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Der hat es kapiert, 
Sie nicht!) 

Das ist die Ursache der Misere, die wir jedes Jahr im 
Haushalt haben. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Den Blair würden 
Sie doch aus Ihrer Partei ausschließen!) 

- Das weiß ich besser als Sie. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Blair wäre 
doch aus der Pa rtei ausgeschlossen! - 
Dr.  Gisela Babel [F.D.P.]: Schon längst, 

wegen parteischädigenden Verhaltens!) 

- Reden Sie doch nicht einen solchen Unsinn, Herr 
Feilcke. Denken Sie lieber auch in diesem Haus ein 
bißchen darüber nach, wie Sie durch Ihre Angebots-
ideologie in die Misere hineingesteuert sind. 

Sie stehen jedes Jahr vor der gleichen Situation: 
Bei jeder Haushaltsberatung schielen Sie nur auf 
Haushaltskonsolidierung und erhöhen dadurch die 
Arbeitslosigkeit. Das Schlechtwettergeld ist ein Bei-
spiel dafür, die Rente ein zweites. Bei der Pflegever-
sicherung machen Sie nun den dritten Versuch, nur 

aus Haushaltsgesichtspunkten Verschiebungen zwi-
schen Rentenversicherung und Arbeitslosenversiche-
rung vorzunehmen, und zwar deshalb, weil Sie den 
Bundeszuschuß zur Rentenversicherung nicht stei-
gern wollen. Sie wollen die Öffentlichkeit irreführen, 
die die Zusammenhänge nicht erkennt. Das Ergebnis 
sind höhere Arbeitslosenzahlen, schlechtere Wi rt

-schaftsleistung, geringere Steuereinnahmen und 
eine Abschiebung der Kosten dieser Politik auf die 
Länder und Gemeinden. 

Heute ist die jüngste Zahl des Statistischen Bun-
desamts herausgekommen, die besagt, daß die So-
zialhilfeleistungen den höchsten Satz erreicht haben. 
Das ist ein Ergebnis Ihrer Politik der zunehmenden 
Dauerarbeitslosigkeit, die Sie auf die Kommunen 
und Länder abschieben. Nachdem Sie die Länder 
durch Ihre Politik in diese Lage gebracht haben, ist 
es eine Heuchelei und Unverschämtheit sonderglei-
chen, sich hier hinzustellen und zu sagen, die Länder 
müßten auch so handeln. Diese Unverschämtheit 
müssen wir schärfstens zurückweisen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS - Jochen Feilcke [CDU/CSU]: 

Was für harte Worte!) 

- Ja, das sind harte Worte, aber sie sind auch gerecht. 

Manchmal ist es in diesem Haus notwendig, här-
tere Worte zu gebrauchen. Das ist deswegen notwen-
dig, weil Sie selbst nicht mehr bereit sind, Politik 
nach Zielvorstellungen und Ideen zu betreiben, son-
dern nur noch nach Ideologien. Sie sind nicht mehr 
bereit, den staatlichen Zusammenhalt zu organisie-
ren, sondern Sie sind nur noch am Machterhalt inter-
essiert. Das ist die Politik, die Sie seit Jahren betrei-
ben und von der Sie nicht loskommen werden, weil 
Ihnen längst die Luft für Konzepte ausgegangen ist. 

Jedes Ihrer Konzepte, die Sie in den letzten Tagen 
vorgetragen haben, ist ein Schritt hin zu mehr Ar-
beitslosigkeit, ein Schritt hin zu weniger Wachstum, 
ein Schritt hin zu wirtschaftlicher Schwäche und ein 
Schritt hin zu weniger Innovation. 

(Zuruf des Abg. Ulrich Heinrich [F.D.P.]) 

- Das sagen sehr viele Sachverständige, zum Beispiel 
das DIW, das Ifo und eine ganze Reihe mehr. Die 
Sachverständigen, auf die Sie sich stützen, sind in-
zwischen selbst Ideologen ihrer eigenen Propaganda 
geworden. 

(Zuruf des Abg. Ulrich Heinrich [F.D.P.]) 

- Das unterstelle ich denen auch; ich weiß es nämlich 
besser als Sie. Das sage ich in aller Deutlichkeit und 
lasse mich nicht auf Spielereien, wie Sie sie betrei-
ben, ein. 

Ein letzter Satz: Ich möchte Sie im Interesse unse-
rer Bürger im Lande bitten - das haben meine Kolle-
gen schon getan -: Lassen Sie diese Spielereien und 
Tricksereien! Machen Sie endlich den Weg für Neu-
wahlen frei - das ist das Beste, weil Sie mehr nicht 
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mehr können - oder kehren Sie zu einer Politik zu-
rück, bei der Sie sich zunächst einmal überlegen, 
welche Zielsetzungen sie verfolgen soll und welche 
Maßnahmen notwendig sind, und sich erst danach 
überlegen, wie Sie sie finanzieren können. Setzen 
Sie nicht den Weg fo rt , den Sie bis jetzt gegangen 
sind: von der Finanzsituation ausgehend, in die Sie 
sich selbst hineinmanövriert haben, die Politik zu for-
mulieren. Das führt immer mehr in die Sackgasse. 
Das ist ein Weg ins Chaos, und diesen Weg kann sich 
unser Land nicht länger leisten. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. Die Aktuelle Stunde ist damit beendet. 

Damit sind wir auch am Schluß unserer heutigen 
Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Donnerstag, den 12. Juni 1997, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.31 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Be rnd Wilz auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Winfried Wolf (PDS) (Druck-
sache 13/7853 Fragen 1 und 2): 

Welche Vorhaben im militärischen Interesse an der zivilen In-
frastruktur gemäß den Richtlinien des Bundesministeriums für 
Verkehr für die Anlage und den Bau von Straßen für militä-
rische Schwerlastfahrzeuge (RABS) wurden seit 1990 im Frei-
staat Sachsen verwirklicht, und wie hoch beziffert sich die In-
vestitionssumme dieser Vorhaben? 

Welchen Anteil an dieser Investitionssumme trug die Bundes-
regierung und wie verteilt sich der übrige Betrag? 

Zu Frage 1: 

Seit 1990 wurden im Freistaat Sachsen nachste-
hende Maßnahmen der zivilen Infrastruktur von mili-
tärischem Interesse fertiggestellt: 

1. Ausbau der Zufahrt zur Bw-Liegenschaft Zeithain 
Gesamtkosten: 	 437 TDM 

Kostenverteilung: 
Bundeswehr 	 397 TDM 
Baulastträger Gemeinde (Zeithain) 	40 TDM 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

2. Ausbau der Zufahrt zur Bw-Liegenschaft Lohmen 
Gesamtkosten: 	 634 TDM 

Kostenverteilung: 
Bundeswehr 	 634 TDM 

3. Ausbau 	einer 	Zufahrt 	zur 	Bw-Liegenschaft 
Schneeberg 
Gesamtkosten: 	 3 360 TDM 

Kostenverteilung: 
Bundeswehr 	 1 121 TDM 
Fördermittel Land 	 1 707 TDM 
Baulastträger Gemeinde 	 532 TDM 

4. Eine weitere Straßenbaumaßnahme befindet sich 
in Bauausführung und wird in 1997 fertiggestellt: 

Ausbau der Zufahrt zur Bw-Liegenschaft Zeithain 
(Baulastträger Gemeinde Gohlis) 
Gesamtkosten: 	 1 430 TDM 

Kostenverteilung: 
Bundeswehr 	 1 430 TDM 
Kostenerstattung per 31. Mai 1997: 	1 204 TDM 
(Abschlagszahlungen) 

Zu Frage 2: 

Investitionssumme aller Vorhaben einschließlich des 
noch nicht abgeschlossenen Ausbaus in Zeithain 

5 861 TDM 
davon: 
Bund (Bundesministerium der 
Verteidigung, Bundesministerium 
für Verkehr) 	 3 582 TDM 	61,1 % 
Fördermittel Land 	 1 707 TDM 	29,1 % 
Baulastträger Gemeinden 	572 TDM 	9,8 % 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Joachim Günther auf die 
Fragen des Abgeordneten Wolfgang Behrendt (SPD) 
(Drucksache 13/7853 Fragen 4 und 5): 

In welchem Maße werden mittelständische deutsche Baube-
triebe bei der Errichtung der Bundesbauten in Berlin berück-
sichtigt, und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
etwa durch kleinteilige Vergabe, diesen Anteil zu erhöhen? 

Durch welche Maßnahmen wird die Bundesregierung die 
Einhaltung von Mindestlöhnen auf den Baustellen des Bundes 
in Berlin durchsetzen und illegale Beschäftigung effektiv ver-
hindern? 

Zu Frage 4: 

Die Bundesbaugesellschaft Berlin mbH, die Bun-
desbaudirektion und die Oberfinanzdirektion Berlin, 
die bei der Realisierung der Vorhaben des Bundes in 
Berlin mitwirken, haben im Jahr 1996 jeweils mehr 
als 2/3 der Bauaufträge an mittelständische Unterneh-
men vergeben. 
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Die Bundesregierung hat die Möglichkeiten für 
Auftragserteilungen an den Mittelstand durch den 
Kabinettbeschluß vom 9. Ap ril 1997 weiter verbes-
sert. Die Bundesbauverwaltungen wurden durch Er-
laß vom 30. Mai 1997 zur Umsetzung dieses Be-
schlusses verpflichtet. 

Zu Frage 5: 

Auf den Baustellen des Bundes in Berlin hat das 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau bei den bei der Herrichtung der Parla-
ments- und Regierungsbauten beteiligten Stellen 
darauf hingewirkt, verstärkt Kontrollen durchzufüh-
ren, um vor allem die Einhaltung des Arbeitnehmer

-

Entsendegesetzes zu gewährleisten. So werden dort 
sowohl von der Bundesbaudirektion und der Oberfi-
nanzdirektion Berlin als auch der Bundesbaugesell-
schaft Berlin mbH, wo immer möglich, Einlaßkontrol-
len teilweise auch Auslaßkontrollen durchgeführt 
und es müssen Baustellenausweise getragen werden. 
Dabei werden auch die Sozialversicherungsausweise 
der Mitarbeiter überprüft. Bei festgestellten Verstö-
ßen gegen gesetzliche Vorschriften, insbesondere 
auch des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, sind Auf-
tragssperren vorgesehen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Benno Zierer (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/7853 Fragen 10 und 11): 

Wie bewertet die Bundesregierung den Vorschlag, daß sie 
angesichts der sich sehr stark steigernden Aktivitäten und des 
außerordentlichen Gefahrenpotentials der Organisierten Krimi-
nalität (O. K.) für das Staatswesen und die Wi rtschaft jährlich 
dem Deutschen Bundestag einen Bericht zur inneren Sicherheit 
erstattet, und welche Maßnahmen plant sie zur Bekämpfung 
der laut Medienberichten im Zusammenhang mit der O. K. im-
mer stärker auftretenden Korruption in der Verwaltung und so-
gar in den Strafverfolgungsbehörden? 

Ist die Bundesregierung zur Aufdeckung und Verfolgung von 
Straftaten gerade im Rahmen der O. K. - z. B. bei der Bekämp-
fung der Geldwäsche oder der Anlage oder Investition unrecht-
mäßig oder verbrecherisch erworbener Mittel - bereit, auf die 
gesetzliche Verankerung einer Beweislastumkehr hinzuwirken, 
die vom Einzahler/Anleger/Investor den Nachweis der Recht-
mäßigkeit des Erwerbs der Mittel verlangt? 

Zu Frage 10: 

Berichte zur Inneren Sicherheit werden von der 
Bundesregierung dem Deutschen Bundestag und 
seinen Ausschüssen (z. B. Innenausschuß, Parlamen-
tarische Kontrollkommission) regelmäßig und anlaß-
bezogen erstattet. 

Der Schwerpunkt bei der Bekämpfung von Korrup-
tion und Korruptionsansätzen in der Verwaltung liegt 
in der konsequenten Anwendung des geltenden 
Rechts und in organisatorischen Maßnahmen, mit de-
nen die Korruption verhindert, erschwert oder einge-
schränkt werden kann. Die Instrumente hierfür wer-
den gegenwärtig von der Bundesregierung aufgrund 

des gemeinsamen Maßnahmenkatalogs des Bundes-
ministeriums des Innern und des Bundesministeri-
ums der Justiz vom 20. März 1996 erarbeitet. 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent-
wurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Korruption 
enthält straf- und dienstrechtliche Regelungen. Im 
Bericht des Strafrechts sieht der Entwurf der Bundes-
regierung als wesentliche Neuerung die Einfügung 
eines neuen Abschnitts in das Strafgesetzbuch über 
„Straftaten gegen den Wettbewerb" vor. In den 
neuen Abschnitt wird die bisher in § 12 UWG enthal-
tene Vorschrift über die aktive und passive Beste-
chung im geschäftlichen Verkehr aufgenommen 
(§ 299 StGB-E.) und darüber hinaus mit § 298 StGB-
E. ein neuer Straftatbestand gegen „Wettbewerbs-
beschränkende Absprachen bei Ausschreibungen" 
eingefügt. 

Die Straftatabestände der §§ 331 ff. StGB (Vor-
teilsannahme und Vorteilsgewährung sowie Bestech-
lichkeit und Bestechung) erfahren eine Erweiterung 
dahingehend, daß nunmehr auch Zuwendungen an 
einen Dritten eine Strafbarkeit begründen können. 
Darüber hinaus wird im Rahmen des § 331 StGB 
(Vorteilsannahme) und des § 333 StGB (Vorteilsge-
währung) durch die neu geschaffene Formulierung 
„für die Dienstausführung" der Unmittelbarkeitszu-
sammenhang zwischen der Diensthandlung und der 
Vorteilsgewährung gelockert und damit sicherge-
stellt, daß auch das bislang straflose sog. „Anfüttern" 
strafrechtlich erfaßt ist. 

Um eine effektive Gewinnabschöpfung sowohl bei 
den Straftaten der Bestechung und Bestechlichkeit 
im geschäftlichen Verkehr (§ 299 StGB-E.) als auch 
bei der Bestechlichkeit und Bestechung von Amtsträ-
gern (§§ 332, 334 StGB) sicherzustellen, sieht der 
Entwurf (nunmehr) auch die Möglichkeit der Anord-
nung des erweiterten Verfalls (§ 73 d StGB) und - be-
schränkt auf die Fälle der (aktiven) Bestechung - der 
Verhängung einer Vermögensstrafe (§ 43 a StGB) vor. 

Darüber hinaus enthält der Entwurf für die Grund-
tatbestände der §§ 331 ff. StGB Erhöhungen der 
Strafandrohungen sowie für die Fälle der Bestech-
lichkeit und Bestechung eine Strafzumessungsrege-
lung für besonders schwere Fälle. 

Im dienstrechtlichen Teil des Gesetzentwurfs wird 
ausdrücklich klargestellt und damit jedermann ver-
deutlicht, daß sowohl aktiven als auch ehemaligen 
Beamten jede Annahme von Belohnungen oder Ge-
schenken in bezug auf ihr Amt grundsätzlich verbo-
ten ist. Außerdem ist disziplinarrechtlich eine soge-
nannte „kleine Kronzeugenregelung" vorgesehen 
für Beamte, die ihr Wissen über eine Korruptions-
straftat offenbaren. Auch die vorgeschlagenen Ver-
schärfungen des Nebentätigkeitsrechts, die über das 
Ziel der Korruptionsbekämpfung hinausgehen, sol-
len generell das Vertrauen der Bürger in die Integri-
tät des Staates und seiner Mitarbeiter stärken. 

Zu Frage 11: 

Eine Beweislastumkehr in dem Sinne, daß der Be-
troffene die legale Herkunft von Vermögen zu bewei-
sen hat und dabei gezwungen ist, entgegenstehende 
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Vermutungen zu entkräften, ist nach Auffassung der 
Bundesregierung aus verfassungsrechtlichen Grün-
den nicht möglich: Sie verstößt gegen die Unschulds-
vermutung, die als besondere Ausprägung des 
Rechtsstaatsprinzips Verfassungsrang hat und nicht 
zur Disposition des verfassungsändernden Gesetzge-
bers steht. 

Vor dem Hintergrund dieser verfassungsrechtli-
chen Bedenken sieht der Regierungsentwurf eines 
Gesetzes zur Verbesserung der Geldwäschebekämp-
fung (BT-Drucksache 13/6620) statt einer Beweislast-
umkehr vor, durch Erleichterungen in der Beweisfüh-
rung die Abschöpfung von kriminellen Gewinnen zu 
verbessern. Danach soll die Möglichkeit eröffnet 
werden, schon frühzeitiger als bisher auf kriminelle 
Vermögenswerte zuzugreifen, indem die vorläufige 
Sicherstellung eines „verdächtigen Geldbetrages" 
gem. § 111 b StPO bereits bei einfachem Tatverdacht 
- statt wie bisher bei dringendem Tatverdacht - zu-
gelassen wird. 

 
Anlage 5 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Karl Diller (SPD) (Druck-
sache 13/7853 Fragen 18 und 19): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß ein Verkauf 
von Telekom-Aktien an die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(sog. Parklösung) in einem Nachtragshaushalt veranschlagt 
und parlamentarisch bewilligt werden muß? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, diese sog. Parklö-
sung ohne einen Nachtragshaushalt umzusetzen, und wenn ja, 
worauf stützt sie diese Rechtsauffassung? 

Nach Auffassung der Bundesregierung erfordern 
im Rahmen des Haushaltsvollzugs eintretende Ein-
nahmeverbesserungen nicht die Aufstellung eines 
Nachtragshaushalts. Dies gilt auch für zusätzliche 
Privatisierungserlöse z. B. aus dem Verkauf von Tele-
kom-Aktien. 

Die materiellen Voraussetzungen für die Pflicht zur 
Aufstellung eines Nachtragshaushalts ergeben sich 
im wesentlichen aus Artikel 112 GG, den §§ 37 und 
38 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) sowie unter 
Heranziehung der Ausführungen aus dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 25. Mai 1977. Da-
nach stellt sich die Frage eines Nachtragshaushaltes 
immer dann, wenn ein Ausgabemehrbedarf nicht 
durch über- oder außerplanmäßige Ausgabebewilli-
gungen des Bundesministeriums der Finanzen abge-
deckt werden kann. 

Veränderungen auf der Einnahmenseite begrün-
den demgegenüber keine haushaltsrechtliche Ver-
pflichtung zur Vorlage eines Nachtragshaushaltes. 
Soweit die Einnahmeveränderungen auf gesetzli-
chen Maßnahmen beruhen, ist die parlamentarische 
Beteiligung über die einschlägigen Gesetzgebungs-
verfahren gewährleistet. 

Anlage 6 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Manfred Hampel (SPD) 
(Drucksache 13/7853 Fragen 20 und 21): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die sog. Park-
lösung von Telekom-Aktien bei der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau (KfW) wegen der Kapitalmarktfinanzierung durch die 
KfW wirtschaftlich einer Kreditaufnahme durch den Bund 
gleichkommt und insoweit auch in der Kreditobergrenze nach 
Artikel 115 des Grundgesetzes (GG) einzubeziehen ist? 

Wie begründet die Bundesregierung ggf. eine andere Auffas-
sung? 

In der Bundesregierung gibt es Überlegungen, die 
Beteiligung des Bundes an der Telekom weiter zu 
verringern. Dabei sind verschiedene Modelle denk-
bar. Entscheidungen sind noch nicht getroffen. Die 
haushaltsrechtlichen Fragen werden im Zusammen-
hang mit der Entscheidung in der Sache geprüft. 
Eine Stellungnahme zu dem angesprochenen Modell 
wäre daher rein hypothetischer Natur. 

Anlage 7 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Rössel 
(PDS) (Drucksache 13/7853 Fragen 22 und 23): 

In welchem Umfang wurden im Jahr 1990 von der Deutschen 
Bundesbank Goldbestände (in Feinunzen bzw. US-$) sowie De-
visenreserven (in DM bzw. US-$) von der Staatsbank der DDR 
übernommen? 

Wie haben sich in Jahresscheiben seit 1990 der DM-Bargeld

-

umlauf (in Mio. DM) außerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land und sein Anteil am gesamten DM-Bargeldumlauf entwik-
kelt? 

Zu Frage 22: 

Die Deutsche Bundesbank hat weder von der 
Staatsbank der DDR noch von ihrer Rechtsnachfolge-
rin, der Staatsbank Berlin, Goldbestände oder Devi-
senreserven übernommen. Die Staatsbank Berlin hat 
die Währungsreserven der Staatsbank der DDR zur 
Tilgung von Auslandsschulden der DDR in frei kon-
vertierbaren Währungen eingesetzt. Die Bestände 
setzten sich in D-Mark - umgerechnet am 30. Juni 
1990 - wie folgt zusammen: 

Devisen 	 3 666 Millionen DM 

Gold 	 233 Millionen DM 

Sorten 	 182 Millionen DM 

Wertpapiere 	 5 Millionen DM 

Zu Frage 23: 

Die Deutsche Bundesbank kann nicht ermitteln, 
welcher Anteil des Bargelds im Inland oder im Aus-
land umläuft. Die Rolle der D-Mark als international 
anerkannte Anlage- und Reservewährung sowie Er-
fahrungen legen die Vermutung nahe, daß ein größe- 
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rer Anteil des DM-Bargeldumlaufs im Ausland ge-
halten wird. Es könnte sich um schätzungsweise zwi-
schen 30 bis 40 % des gesamten Bargeldumlaufs han-
deln. Das würde für das Jahr 1994 eine Größenord-
nung zwischen 60 und 90 Milliarden DM bedeuten. 
Ob der Bargeldumlauf im Ausland in den letzten Jah-
ren zu- oder abgenommen hat, ist unbekannt. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hein rich L. Kolb auf die 
Fragen des Abgeordneten Erich G. Fritz (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/7853 Fragen 24 und 25): 

Auf welche Maßnahmen oder Einflüsse führt die Bundesre-
gierung die Entwicklung der Hermes-Deckung seit 1994 zu-
rück, bei denen 1996 das Defizit erheblich reduziert worden ist? 

Welche Wirkungen entfaltet nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die Umstellung der Hermes-Deckungen zwischen alten 
und neuen Bundesländern? 

Zu Frage 24: 

Die Verbesserung des finanziellen Ergebnisses der 
Hermes-Deckungen in 1996 ist auf eine Steigerung 
der Entgelteinnahmen sowie hohe Tilgungszahlun-
gen aus Umschuldungsabkommen zurückzuführen. 
Im übrigen konnte der Schadensaufwand erheblich 
reduziert werden. 

Zu Frage 25: 

Die Einführung des neuen Entgeltsystems hat 
keine unterschiedlichen Auswirkungen auf Expor-
teure in den alten und neuen Bundesländern. 

Das 1994 eingeführte neue Entgeltsystem gilt in 
gleicher Weise für Exporte aus den neuen wie aus 
den alten Bundesländern. Da die Exporte aus den 
neuen Bundesländern überwiegend in die GUS ge-
hen und diese Länder vorwiegend in den Entgeltka-
tegorien 4 und 5 (Länder mit hohen Risiken) einge-
stuft sind, haben sich für solche Geschäfte die Kredit-
versicherungskosten erhöht. 

Bei Anträgen aus den neuen Bundesländern auf 
Hermes-Deckungen sowie bei Lieferungen mit ho-
hen Zulieferanteilen aus den neuen Bundesländern 
wird generell eine besondere Förderungswürdigkeit 
des Geschäftes unterstellt. Die Bundesregierung ist 
im Hinblick auf die besondere wirtschaftliche Situa-
tion in den neuen Bundesländern bereit, hierbei bis 
an die Grenze des risikopolitisch Vertretbaren zu ge-
hen. Dies gilt vor allem für Lieferungen in die GUS. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß 
durch den Verzicht auf Ursprungsregeln bei kleine-
ren (mittelständischen) Auftrags-Größenordnungen 
für diesen Bereich nunmehr Gleichbehandlung ost-
und westdeutscher Unternehmen beim Deckungszu-
gang erreicht wird. Mit dieser Gleichbehandlung 
wird berechtigten Interessen der kleinen und mittle-
ren Unternehmen auch in den alten Bundesländern 
Rechnung getragen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hein rich L. Kolb auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/7853 Fragen 28 und 29): 

- In welcher Höhe flossen bzw. fließen noch in den Jahren 1993 
bis 1997 Gelder der von der EU im Rahmen der Gemeinschafts-
initiative KONVER für Baden-Württemberg vorgesehenen 
14,3 Mio. ECU in die Firma Alcatel SEL/Werk Mannheim 
(s. „Mannheimer Morgen" vom 22./23. Ap ril 1997)? 

In welcher Höhe wurden Gelder der für Baden-Württemberg 
für die Jahre 1998 und 1999 vorgesehenen Förderung von 
4,4 Mio. ECU aus der Gemeinschaftsinitiative KONVER für das 
Werk Mannheim von Alacatel SEL vorgesehen? 

Beide Fragen beziehen sich auf unternehmensspe-
zifische Details der Wirtschaftsförderung. Aus daten-
schutzrechtlichen Gründen ist es der Bundesregie-
rung nicht möglich, hierzu Angaben zu machen. 

Im übrigen wird die Gemeinschaftsinitiative der 
EU KONVER in Deutschland von den Bundesländern 
in eigener Zuständigkeit durchgeführt. Die Bundes-
länder allein bestimmen über Einzelheiten der Förde-
rung. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hein rich L. Kolb auf die 
Fragen der Abgeordneten Susanne Kastner (SPD) 
(Drucksache 13/7853 Fragen 30 und 31): 

Warum will die Bundesregierung auch für die Trinkwasser-
versorgung die kartellrechtliche Freistellung von Demarkati-
onsabsprachen und ausschließlichen Wegerechten entfallen 
lassen, obwohl die Wasserwirtschaft und die Umweltverbände 
darauf hinweisen, daß 

- die unterschiedliche Wasserqualität unterschiedliche Anfor-
derungen an das Trinkwasserleitungsnetz stellt, 

- besondere Anforderungen an Hygiene, Schadstoffbelastung 
und Frische offene Wasserversorgungsgebiete nicht zuläßt, 

- dadurch die örtliche Wasserspar- und Gewässerschutzpolitik 
unterlaufen würde und 

- durch die Sonderverträge mit Großverbrauchern die Vielzahl 
der Verbraucher und kleineren Kommunen durch höhere Ge-
bühren belastet würden? 

Welche Änderungen des Wasserhaushaltsgesetzes, der Was-
sergesetze der Länder sowie des Lebensmittel- und Seuchen-
rechtes hält die Bundesregierung für erforderlich, um diese Kar-
tellgesetzänderung vorzubereiten, und wie verträgt sich die ge-
plante Einbeziehung der Wasserversorgung in die Kartel-
lrechtsänderung mit den EG-Richtlinien und Programmen zum 
Gewässer- und Trinkwasserschutz? 

Die noch in Vorentwürfen des Gesetzes zur Neure-
gelung des Energiewirtschaftsrechts enthaltene völ-
lige Streichung der §§ 103 und 103 a GWB für Strom, 
Gas und Wasser ist in der vom Bundeskabinett ver-
abschiedeten Fassung des Gesetzentwurfs auf die 
Strom- und Gasversorgung beschränkt worden. Für 
Wasser wird es damit bei der gegenwärtigen Rechts-
lage bleiben, bis die §§ 103 und 103 a GWB auch in-
soweit durch Bundesgesetz aufgehoben werden. 
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Welche Änderungen dann an anderen Gesetzen 
erforderlich werden könnten und welche EG-rechtli-
chen Vorgaben dabei zu beachten sind, ist im Laufe 
des für eine solche Änderung notwendigen Verfah-
rens zu prüfen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die 
Fragen der Abgeordneten Brunhilde Irber (SPD) 
(Drucksache 13/7853 Fragen 32 und 33): 

Welche flußbauliche Intention wird mit der geplanten Aus-
baggerung der Donau entlang des Streckenabschnitts „Bür-
gerfeld" bei Vilshofen auf eine Tiefe von 3,10 m verfolgt, und 
welche Präjudizien sind mit dieser Maßnahme — insbesondere 
auch im Hinblick auf andere Streckenabschnitte — beabsichtigt? 

Sieht die Bundesregierung sich angesichts der seit der Been-
digung des Bürgerkriegs im ehemaligen Jugoslawien gewon-
nenen Erkenntnisse über die Auslastung der Schiffahrtsstraße 
Donau veranlaßt, ihre bisherige, in Übereinstimmung mit der 
Bayerischen Staatsregierung und der Rhein-Main-Donau AG 
(RMD) getroffenen Prognose, das Transportaufkommen werde 
sich nach dem Ende des Bürgerkriegs schlagartig erhöhen, zu 
revidieren? 

Zu Frage 32: 

Die herzustellende Fahrrinnentiefe im Bereich des 
Bürgerfeldes wird unterteilt in einen tieferen Ab-
schnitt stromabwärts von Vilshofen (Donau-km 
2246,6 bis 2250,0) und in einen weniger tiefen Ab-
schnitt stromaufwärts von Vilshofen (Donau-km 2250 
bis 2252). 

Der stromabwärts gelegene Teil wird an die unter-
stromig bereits vorhandene Fahrrinnentiefe von 2,9 m 
bei Niedrigwasser angepaßt, um die dortigen Liege-
plätze wasserstandsunabhängig erreichen zu kön-
nen. Die Herstellungstiefe ergibt sich aufgrund einer 
für Unterhaltungsbaggerungen notwendigen Tief en-
reserve  von 0,2 m zu insgesamt 3,10 m unter Niedrig-
wasser (ENR = Niedrigwasserstand, der an 94 % der 
eisfreien Tage im Jahr erreicht oder überschritten 

wird). Mit der Herstellung der Liege- und Koppel-
stelle in Vilshofen wird die Dispositionsfreiheit und 
Wirtschaftlichkeit der Schiffahrt verbessert. Diese 
Liegestelle ermöglicht der Schiffahrt einen erhebli-
chen Zeitvorteil bei der Disposition und der Überwin-
dung der hinsichtlich der Fahrrinnentiefe als Eng-
stelle zu betrachtenden Donaustrecke Straubing-
Vilshofen. 

Die Fahrrinnentiefe des stromaufwärts gelegenen 
Teils orientiert sich an der Gleichwertigkeit der Abla-
detiefen zwischen Niedrigwasser- und Mittelwasser-
abfluß bei den derzeitigen Verhältnissen in der frei-
fließenden Strecke Straubing-Vilshofen. Hierzu ist 
eine Fahrrinnentiefe von 2,95 m unter Mittelwasser 
notwendig, die im Mittel etwa 2,3 m unter ENR ent-
spricht. Unter Berücksichtigung der auch hier not-
wendigen Tiefenreserve beträgt die Herstellungs-
tiefe in diesem Abschnitt im Mittel ca. 2,5 m unter 
ENR. 

Eine Präjudizwirkung für mögliche Ausbaualterna-
tiven in der oberen Strecke ist somit ausgeschlossen. 

Zu Frage 33: 

Die im Auftrag der Bundesregierung für den Do-
nauverkehr erstellten Prognosen gehen als Langfrist-
prognosen für das Jahr 2010 vom unbehinderten Ver-
kehr auf dieser Wasserstraße aus und lassen daher 
keinen Vergleich zwischen dem Verkehrsaufkom-
men vor und nach Beendigung des jugoslawischen 
Bürgerkrieges zu. Erläuterungen zur aktuellen Ver-
kehrsentwicklung auf der Donau enthält der Ver-
kehrsbericht 1996 für den Main-Donau-Kanal, der 
dem Vorsitzenden des Verkehrsausschusses des 
Deutschen Bundestages mit Schreiben des Staatsse-
kretärs des Bundesverkehrsministeriums vom 2. April 
1997 übersandt wurde. Die darin getroffene Feststel-
lung, daß der jetzt wieder offene Weg nach Südosten 
im Jahre 1996 zu beachtlichen Verlagerungen zu La-
sten des Durchgangsverkehrs auf der deutschen Do-
nau auf Verkehre in Relationen unterhalb der 
deutsch-österreichischen Grenze geführt hat, läßt je-
doch keine Tendenzaussagen für die mittel- und 
langfristige Entwicklung des Donauverkehrs zu. 
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